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Sei mir gnädig, Gott, sei mir gnädig! Denn auf dich traut meine 

Seele, und unter dem Schatten deiner Flüge) habe ich Zuflucht, 

bis das UngJück vorübergehe. 

Psalm57,2 

Am 14. November 2017 hat Gott den Oberkirchenrat in Ruhe 

Dr. Klaus A. Baier 

im Alter von 76 Jahren zu sich gerufen. 

Nach seiner Ordination 1970 in der Ev.-Luth. Kirche in Bayern 

übernahm Pfarrer Dr. Baier zunächst seinen Dienst als Schülerpfarrer 

jn Nürnberg. Von 1974 bis 1977 war er als wissenschaftlicher 

Assistent an der Universität in Erlangen tätig, 1977 wechselte er in die 

Nordelbische Ev.-Luth . Kirche. Im September 1993 begann er seinen 

Dienst als theologischer Oberkirchenrat in der Ev.-Luth. Kirche in 

Oldenburg. Hier versah er bis zu seinem Eintritt in den Ruhestand im 

Jahre 2000 seinen Dienst. 

Die Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg denkt an ihn in Dankbarkeit vor 

Gott für seinen Dienst in unserer Kirche und an den ihm anvertrauten 

Menschen. Wir vertrauen darauf, dass er geborgen bleibt in der Liebe 

Gottes. 

Die Evangelisch-Lutherische Kirche 

in Oldenburg 

Jan Janssen 

Vertreter im Bischofsamt 
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I. Gesetze und Verordnungen

a) Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg

Nr. 60 

Haushaltsgesetz 
der Ev.-Luth . Kirche in Oldenburg für das 

Haushaltsjahr 2018 

Die 48 . Synode der Ev.-Lulh . Kirche i n  Oldenburg beschl ieß! gemäß 
Artikel 90 Abs. 1 der Kirchenordnung das nachfolgende Haushalts
ge ctz: 

§ 1
Feststellung des Haushaltsplanes 

Der Haushal tsplan der Ev.-Luth . Kirche in Oldenburg wird für das 
Haushal tsjahr 20 1 8  in den ordent l ichen Erträgen auf 87 .244 .0 1 3 ,00 
Euro und in den ordentl ichen Aufwendungen auf 89.072 .494,70 
Euro festgestellt .  
D ie Finanzert räge 20 1 8  werden auf 2 .248 .900 ,00 Euro und der Fi
nanzaufwand auf 40 l .000 ,00 Euro festgestel l t .  Der Substanzerhal
tungsrücklage werden 35 1 .938,00 Euro zugeführt, bei gleichzeit iger 
Rücklagenentnahme i .  H .  v. 332 .5 1 9 ,70 Euro. Damit ergibt sich für 
das Haushal tsjahr 20 1 8  ein ausgeg l ichener Haushal t .  

Die Finanzierung der Investit ionen sol l  aus dem Jahresergebnis aus 
ordentl icher Tätigke i t s ichergestellt werden . 
Der Oberkirchenrat wird ermächtigt ,  die Investitionen im Haushalts­
jahr 20 1 8  zu tätigen, soweit der Haushaltsplan keine Beschränkun
gen vorsieht. 

§ 2
Haushaltsaufkommen 

( 1 )  Mehrerträge aus dem Autlcommen an Landesk irchensteuern 
sind zunächst mit M i ndererträgen im Haushaltsp lan , M indererträge 
aus <lern Au.tkommen an Lru1desk i rchensteuern mi t  Mehrerträgen im 
Hau hal t plan auszugle ichen . 
Danach verbleibende Mehrerträge sind, soweit sie nicht für über
und außerplanmäßige Au fwendungen im Fa l le e ines unvorhergese­
henen und unabwei baren Bedarfs (§ 30 Kon!l-1O-Dopp i k) benöt igt 
werden, zur Venninderung der Entnahme aus den Rücklagen zu ver­
wenden. 

(2) Nach Absatz I n icht benötigte Mehrerträge und Haushaltser­
sparnisse , d ie nicht gemäß § J 6 KonfHO-Doppik in das nächste 
Hau ·hal tsjahr überragen werden , können mit Zustimmung des Ge
meinsamen Kirchenausschusses nach vorheriger Beratung im Pi
nanzausscbuss e iner Rücklage zugeführt  werd�, . 

� 

(3) Zum Ausgleich eines beim Haushaltsabschluss entstehenden
Fehlbetrage können mit Zust immung des Gemeinsamen K irchen­
ausschusses nach vorheriger Beratung im Finanzausschuss b is  zu 
500 .000 € aus der  Ausg le ichsrücklage entnommen werden . 

§ 3
Über- und außerplanmäßige Haushaltsmittel 

( J )  Die Inanspruchnahme von über und außerplanmäßigen 
Haushaltsmi tteln bis zu 50 .000 00 Euro je Sachkonto je Te i lergeb-
11ishaushal t  kann vom Oberki rchenrat unter Heranziehung der Haus
hal tsverstärkungsm ittel (Tei lergebnishausha l t  9000000 , Sachkonto 
769 1 00) abgedeckt werden . H ierüber i, t der Synode bei der folgen­
den Tagung Kenntn is zu geben. 

(2) In den übrigen Fällen e iner über- und außerplanmäßigen In
anspruchnahme von Hausha l t smi tte ln  ist  d ie  Einwi l l i gung des Ge
mein amen Ki rchenausschusses nach vorheriger Beratung im Fi
nanz- und Personalausschus erforderl ich . Die Einwi l l igung soll nur 
im Fa l le e ines unvorhergesehenen und unabweisb,lren Bedarfs er
te i l t  werden . 

(3) Über- und außerplanmäßige Aufwendungen dürfen nur ver
an lasst werden ,  wenn über die Deckung entsch ieden ist. 

§ 4
Sperrvermerke 

Aufwendungen und die mit Invesliüonen und deren Finanzierung 
verbundenen Haushallsmittel , d ie aus besonderen Grtinden zunächst 
noch n icht realis iert werden sollen oder im Einzelfall  einer besonde­
ren Zust immung bedilrfen , s i nd i m  Haushaltsplan mit einem Sperr
vermerk zu versehen . 

§ 5
Kassenkredite 

Der Oberkirchenrat wird ermächcigt, im Bedarfsfall Kredite zur Auf
rechterhaltung ei ner ordnungsgemäßen Kassenwirtschaft (Kassen­
kred ite) gemäß § 1 9  Abs . l Ziffer 3 Kon!l-1O Dopp.ik bis zur Höhe 
von 500 .000.00 Euro aufzunehmen . Soweit diese Kassenkredi te zu
rilckgezahlt s i.nd,  kann d ie Ermächtigung wiederholt in Anspruch ge­
nommen werden . 

§ 6

Bürgschaften 
Der Oberk i rchenrat w i rd ermächtigt , m i t  Zust i mmung des Gemein
samen Kirchenausschusses Bürg chaften zu Lasten der Ev.-Luth. 
Kirche in O ldenburg bis zur Höhe einer Gesamtverpflichtung von 
3 .000.000,00 Euro zu iibemehrnen. 

§ 7
Verpflichtungsermächtigungen 

Der Oberk i rchen rat wird ermächtigt, mit Zus timmung des Gemein­
samen Kirchenausschusses Verpflichtungen zu Lasten der Ev.-Luth . 
in Oldenburg in folgender Höhe einzugehen: 

Teilergebnishaushal1 
82 10000 Sonstige 
Gebäude 
9000000 Al l�-
Fimmzwirtsc iaft 
9000000 All•. 
Finan1.wirtsc1liaf1 
9000000 Allo, 
Fi nanzwirtsc�rnfl 

Zweck 20 1 8  
Baumaßnahmen 100 .000.00€ 
landeskirchl .  Gebäude 
�uweisungen 1 00 .000.00€ 

kofonds 
Bauzuschüsse 250.000.00€ 
Kirchen!!emeiaden 
Zuweisungen 1 00.000.00€ 
Kl imaschutz 

§ 8
Haushaltsvermerke 

( l )  Übe11ragbarkei t

20 t9  2020 
100.000.00€ 100.000.00€ 

100.000.00€ 100.000.00€ 

250.000.00€ 250.000.00€ 

1 00 .000.00€ 100.000.00€ 

Hausha l tsmittel für Investi t ionen und aus zweckgebundenen Erträ­
gen sind übertragbar. Andere Haushaltsmi ttel , die übertragbar sind, 
s ind irn Haushaltsplan mit dem Vermerk „Übertragbarkeit" gekenn­
ze ichnet . 
Soweit in diesen Tei lergebnishaushal ten/Kostenstel len beim Jahres
abschluss Haushaltsmittel nicht verau gabt sind, dürfen d iese in  da 
nächste Hausha l t sjahr übertragen werden ,  sowei t  die nicht ver­
brauch ten Mi tte l im kommenden Haushal tsjahr benötigt werden . 

(2) Deckungsfäh igkeit
Kostenstellen einer Organ isationseinheit s ind grund ·ätzl ich gegen­
seitig <leckungsfähig.  H ierbei is t  jedoch zu beachten . dass Aufwen
dungen jeweils für Personal - ,  Sach- oder Gebäude /Baukosten auch 
nur zur Deckung jeweils entsprechender Aufwendungen verwendet 
werden dürfen . Darüber h inaus sind die Aufwendungen für Personal 
a l l er Organ isationse inhe i ten im Gesamtergebnishausbalt gegensei­
tig deckung fähig. 
Mehrerträge e iner Organ isat ion einheit dürfen für Mehraufwendun
gen der gleichen Organ isationse i n heit verwendet werden . 

9 1  
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§ 9

Rücklagen und Rückstel lungen 
( 1 )  Ent prechend des Abschn i tts 6 der Kon tHO-Doppik werden 

folgende Pflichtrücklagen gefüh1t: 

1 .  Betriebsmittelrücklage 
2 .  Allgemeine Ausgleichsrücklage 
3 .  Substanzerhaltungsrück lage 
4 . B ü rgschaftss i cherungsrlicklage 

icht geplante Entnahmen dürfen den Betrag von 250 .000 ,- € n icht 
überschreiten . Es gel ten d ie Verfahrensrege lungen gemäß § 3 .  

(2) Die Bewirtschaftung von Rückstel lungen sowie von Bau­
und Instandha.ltungsrücklagen obl iegt dem Oberk i rchenrat . Dies gilt 
i nsbesondere für: 

a . Rück lage Landesk irchenfonds:
Der Landeskirchenfonds d ielll insbesondere der Bereitstellung von 
Darlehen an die Kirchengemeinden. Die Bewirtschaftung ob l iegt 
dem Oberkirchenrat. 

b .  Personalkostenrück tage/- rückste l lung
Diese Rückstel lung d ient insbesondere der Deckung der Versor
gungsverpfl ichtungen der Landeskirche für öffentl ich-rechtlich be­
chäftigte Personen soweit diese n icht direkt durch die NKVK ge

deckt werden. Die Rückstellung ist weiter aufzubauen , bis der Be­
stand die versicherungsmathemat ische Deckungslücke schließt. 

c. Rückstel lung für Al terstei l zeit
D iese Rückstel l ung d i ent zur Finanzierung von Personalausgaben in  
der  Freizei tphase der Alterstei lzeit von Mi tarbei tenden .  Diese Rück­
stellung ist  in der Arbe itsphase der ATZ aufzubauen und in der Frei­
ze i tphase aufzulösen . 

d. Kirchensteuer-Sonderrücklage/Clearingrückstel lung
Die Rückste l lung d ient ausschl ießl ich dem K i rchensteuerausg le ich 
(Clearing) . 

(3) Auf die Regelungen der KonfHO-Doppik über den weiteren
Aufbau von zweckgebundenen und freien Rücklagen und den Auf­
bau von Rückstel lungen wird hingewiesen . 

§ 1 0

Haushaltssperre 
Wenn die Entwick l ung der Erträge und Aufwendungen es erfordert , 
kann der Oberk irchenrat mit Zustimmung des Gemeinsamen Kir
chenausschusses für einzelne Kostenste l len/Sachkonten oder den 
gesamten Aufwandsbereich eine Hausha l lsspcrre ausbringen. 

Der Oberkirchenrat 
der Ev.-Luth . Kirche in Ol.denburg 

J a n s s e n  
Ve r t re t e r  i m  B ischofsamt 

Nr. 61 

Kirchengesetz zur Regelung besoldungs- ver­
sorgungs- und dienstlicher Vorschriften 

Vom 24 . November 20 1 7  

Die 48 . Synode der Ev.-Luth. K irche i n  Oldenburg hat das folgende 
Kirchengesetz besch lossen: 

92 

Artikel 1 
Gesetz zur Zustimmung zum Besoldungs- und Versorgungs­

gesetz der Evangelischen Kirche in Deutschland (BVG-EKD) 

Dem Kirchengesetz über die Besoldung und Versorgung der Pfarre­
rinnen und Pfarrer sowie der Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeam­
ten in  der Evangeli  chen Kirche in Deutschland (Be oldung - und 
Versorgungsgesetz der EKD-BVG-EKD) vom J 2 . November 20 1 4  
(AB I .  EKD 20 1 4  S .  346), bericht igt a m  30. Mai 20 1 6  (AB J .  EKD S .  
1 47) , zu le tzt geändert am 8 .  November 20 1 6  (A.BL EKD S .  325 ) 
wird zugestimmt. 

Artikel 2 
Kirchengesetz zur Ergänzung des Besoldungs- und 

Versorgungsgesetzes der Evangelischen Kirche in Deutschland 
(BVGErgG) 

§ 1 (zu § 9 BVG-EKD)
Eigene RegelUDgen zur Höhe der Bezüge 

( 1 )  Die Höhe der Besoldung und Versorgung richtet sich nach den 
für die Beamtinnen und Beamten des Landes N iedersachsen ge l­
tenden Be oldung tabel len . Darüber h inaus richten sich auch 
t .  die Zah l der Erfahrungsstu fen, 
2 .  die vor einem Stufenaufst ieg zurückzulegenden Zeiten,
3 .  d ie für d ie  Erfahrungsstufen anzuerkennenden Zeiten sowie
4 .  die Anpassung der Bezüge
nach den für die Beamt innen und Beamten des Landes Nieder­
sachsen jewei ls geltenden Bestimmunge n .  

(2) Abweichend von Absatz I Satz 2 Nummer 3 werden Pfarrerin­
nen und Pfarrer sowie K i rchenbeamtinnen und Kirchenbeamte
des zweiten Einstiegsamtes der Laufbahngruppe 2 mit Beginn
des Probedienstes cler E1fal1rungsstufe 5 zugeordnet, sowei t  nicht
die bereits vorhandene anzuerkennenden Erfahrungszeiten zu ei­
ner höheren Stufe fü h ren.

(3) § 50 f des Gesetzes über die Versorgung der Beamten und Richter
des Bundes (Beamtenversorgungsge etz) findet keine Anwen­
dung .

(4) Vikarinnen und Vikare erhal ten Bezüge in ent prechender An
wendung der Vorschri ften ,  d ie für die Beamtinnen und Beamten
des Landes Niedersachsen auf Widerruf im Vorbereitungsd ienst
für das zweite Einstiegsamt der Laufbahngruppe 2 gelten. Setzen
Vikarinnen oder Vikare den Vorbereitungsdienst wegen e iner Zu­
satzausbi ldung nach Bestehen der Zwei ten theolog ischen
Prüfung fort, o erhalten s ie e inen Sonderzuschlag in Höhe von
55 v. H .  des ihnen zustehenden Grundbettages .

§ 2 (zu § 1 0  BVG-EKD)
ÖffnungskJauscln

Sonderzahlungen, Einmaizahlungen sowie Zuschläge ftir Altersteil­
zei t  werden in  en tsprechender Anwendung der für d ie  Beamt innen 
u nd Beamten des Landes Niedersachsen ge l tenden Rechtsvorschrif
ten gewährt. Bei der Anwendu ng von Ruhens - u nd Anrechnungsvor­
schri ften sind die jährl ichen Sonderzahlungen sowie Einmaizah lun­
gen und e ine entsprechende Leistung , d ie Versorgungsberechtigte
aus einer Erwerbstätigkeit oder zu den früheren Versorgungs­
bezügen erhalten , entsprechend der gesetzl ich best immten Zah­
lungsweise zu berücksichtigen. Die bei Anwendung von Ruhensvor­
schriften maßgebenden Höchstgrenzen erhöhen sich um den in dem
jeweiligen Monat gewäh11en Gesamtbetrag .



§ 3 (zu § 13 BVG-EKD)
Familienzuschlag

Werden von anderer Sei le Vorschriften über das Zusammentreffen 
mehrerer Ansprüche auf Fam i l ienzusch lag nicht angewandt ,  wei l  
der k irchl iche Dien t aufgrund gel tenden Rechts insoweit n icht als 
öffentl icher Dienst behandelt wird,  so ist  Fam i l ienzuschlag nach die­
sem Kirchengesetz neben den von anderer Seite gewährten Lei stun­
gen b i s  zu  der  in  § 13  Absatz 2 Satz 2 BVG-EKD beze ichneten 
Höchstgrenze zu  zah len . 

§ 4 (zu § 1 7  ßVG-EKD) 
Höhe des Grundgehal tes der Pfarrerinnen und Pfarrer 

( 1 )  Pfarrerinnen und Pfa1Ter erhal len , soweit n icht durch Kirchenge-
setz oder auf Grund eines Kirchengesetzes etwas anderes be­
l immt is t ,  Grundgehal t 

1 .  bis zur e lften Stufe nach Beso.ldungsgruppe A 1 3  
2 .  von der zwölften Stufe an nach Besoldungsgruppe A 1 4 .

D as  Aufsteigen in  den Stufen des GrundgehaJtes bestimmt sich 
nach den Erfahrungszeicen .  

(2)  Kreispfarrerinnen und .�rei pfarrer erhal ten ftir d ie  Dauer der
Wahrnehmung dieser Amter eine ruhegehaltfähige Zulage in  
Höhe des Unterschiedsbe trages zwischen dem jeweil igen End­
grundgeha l t  der Be oldungsgruppe A 13 und dem jeweil igen 
Endgrundgehalt der Besoldungsgruppe A 1 4 ,  solange ei J1e Zu la­
ge nicht aufgrund e i nes nach § 7 Abs . 3 zu erlassenden Kirchen
gesetzes geregelt w i rd .  

§ 5 (zu § 1 8  BVG-EKD) 
Zuordnung der Ämter, Amtsbezeichnungen 

und Dienstpostenbewertung 

( J )  Die Zuordnung der Ämter der K i rchenbeamt innen und K i rchen ­
beamten zu den Besoldungsgruppen der für die Beamtinnen und 
Beamten des Landes jedersachsen gel tenden Besoldungsord­
nungen richtet sich nach der Anlage . Die Kirchenbeamtinnen 
und K irchenbemnlen Führen die in  der An lage für ihr Amt au fge­
ft.ihrle Amtsbezeichnung. Die Einsliegsämter der K irchenbeam­
t innen und Kirchenbeamten richten sich nach den für die Beam­
tinnen und Beamten des Landes Niedersachsen gel tenden 
Rechtsvorschriften . 

(2) Soweit d ie Ämter von Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamlen
e iner besonderen Fachrichtung n icht in der Anlage au fgeführt
sind , ist für d ie Zuordnung zu den Besoldungsgruppen das für d ie
Beamtinnen und Beamten des Landes Niedersachsen gel tende
Recht enlsprechend anzuwenden.  Auch in  d iesen Ril len richtet
sich die Amtsbeze ichnung nach der Anlage . Die Zuordnung zu
den Besoldungsgruppen e1folgt durch den Stellenplan der Ev.­
Luth. Kirche in Oldenburg . Jeder Dienstposten . der mi I e iner Ki r­
chenbeamt in  oder einem Kirchenbeamten beselzt ist oder beselzl
werden so l l ,  ist nach sachgerech ter Bewertung durch den Di�!'}Sl­
herrn einem der in den Besoldungsordnungen aufgeführten Am­
ter zuzuordnen (Dienstpostenbewertung) . 

(3) Der Oberk irchenrat kann für e i nzelne Dienstposten oder Arten
von Dienstposten regeln . nach welchem Verfahren eine Dienst
postenbewertung durchzuführen isL

(4) Durch die Bewertung der Dienstposten und d ie Errichtung ent
sprechender Ki rchenbenmtinnen und .Klrchenbeamleaste l len
und ihre Vertei lung auf die D ienstposten wird ein Anspruch der 
Stel len inhaberin oder des S tel len inhabers auf Verle i hung e ines
Amtes mit höherem Endgrundgehal t n icht begründet .
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§ 6 (zu § 20 BVG-EKD)
Besoldung bei Wegfall von Zulagen und Verleihung 

eines anderen Amtes 

( l )  Übernimmt ei ne Pfarrerin oder ei n Pfarrer im k i rchl ichen Inte­
resse einen Auftrag, für den n iedrigere Dienstbezüge vorgesehen
sind, al sie im bisherigen Auftrag zustanden,  so kann eine Aus­
gleichszulage bis zur Höhe des Unterschiedes zwischen den
künftigen Dienstbezügen und den Dienstbezügen , die im b ishe­
rigen Auftrag zu. letzt zustanden , gewährt werden .

(2) Hat die Pfarrerin oder der Pfarrer den bisherigen Auftrag mindes­
tens sechs Jahre lang i nnegehabt , so kann abweichend von Ab­
satz l auch eine Ausgleichszu lage bis zur Höhe des Unterschie­
des zwischen den künftigen Dien tbezügen UJ1d den jewei l igen
Dienslbezügen , die im b isherigen Auftrag zugescanden hätten ,
gewährt werden . 

(3) Die Ausgleichszulage kann für ruhegehaltfähig erklärt werden .

(4) Absätze I bi. 3 gel ten n icht wenn der neue Au ftrag aufgrund
eines Disziplinarureils übertragen wird . 

§ 7 (zu § 23 Absatz 3 BVG-EKD)
Zulagen 

( 1 )  Durch Rech tsverordnung kann ergänzend die Gewährung fol­
gender Leistu.ngen geregelt werden: 
1 .  Zu lage für die hauptamtl iche Wahrnehmung der Seelsorge in 

Justizvol lzugse i nrichtungen oder Psychiatrischen Kranken­
häu ern . 

2. Inse lzu lage , 
3 .  Wohnungsausgle ichszu lage ,
4. Wohnungs- und Mobil itätszu lage für Vikarinnen und Vikare .
5 .  Zuschuss für die Möbl ierung des Amtszimmers oder eines

dienst l ich genutzten privaten Arbe itszimmers ,  
6 . Zuschuss zu den Bei trägen der fre iw i l l igen gesetzl ichen

Krankenversicherung,
7. Prämien und Zulagen für besondere Leistungen .

(2) Wird vorübergehend vertretungsweise ein höherwertige Amt
übertragen ,  so besteht ab dem siebten Monat der u nunterbroche­
nen Wahrnehmung dieser Tät igkeit Anspruch auf eine Zulage in­
Höhe des Untersch iedsbetrages zwischen dem Grundgehalt der
eigenen Besoldungsgruppe und dem Grundgehal t ,  da bei  dauer­
hafter Wahrnehmung der vorübergehend übertragenen Tät igkeit
zustehen würde , sofern kein  Beförderungsverbot vorl iegt l auf­
bahnrechll iche Wartezc i.ten errul l t  s ind und au. eichende Eig­
nung, Befähigung und fachl iche Le istung nachgewiesen wurden .

(3) Durch eine ergänzende ge etzl iche Rege lung kann vorgesehen
werden , dass Pfarrerinnen und Pfarrer, denen ein A uflrng von be­
sonderer Schwierigkeit und weitreichender Verantworlung über­
tragen worden ist , für die Dauer der Wahrnehmung d ieses Auf­
trags eine Zulage erhal ten (d ifferenzierte Besoldung).

§ 8 (zu §§ 24 und 25 BVG-EKD)
O.ienstwohnung 

( 1 )  Für Gemeindepfarreri nnen und Gemeindepfarrer (§ 27 Absacz 1 
Pfarrdien tgesetz der EKD-PfDG.EKD) und Kreispfarrerinnen 
und Kreispfarrer ist die Dienstwohnung durch die zuständige 
Dienstwohnungsgeberi n oder den zusllindigen D ienslwohnungs­
geber in  einem k i rcheneigenen Pfarrhaus, in  einem anderen gc­
eigne1en kirchlichen Gebäude oder durch Anrnfotung bereiczu­
stellen. Die Dienstwohnungsvergütung wird von den Dienstbe­
zügen e inbehalten und an die Dienstwohnungsgeberin weiter­
g lei tet , soweit n icht durch K i rchenge etz eine andere Regelung 
getroffen wird .  

(2) D a  Nähere wird durch Rechtsverordnung geregelt.
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§ 9 (zu § 26 BVG-EKD) 
Ruhegehaltfähige Dienstbezüge 

( 1 )  Der Faktor aus 5 Absatz 1 Satz 1 des Beamten ver orgungsge­
setzes findet keine Anwendung. 

(2) Hat eine Pfarrerin oder ein Pfarrer früher ein mi t höheren Dienst­
bezügen verbundenes Amt bekleidet und diese Bezüge miJ1des­
tens zehn Jahre lang erhal ten . so sind be i der Berechnu11g des Ru­
hegehaltes die ruhegehaltflihigen Dienstbezüge zugru nde zu le­
gen,  d ie bei Verbleibe11 in dem früheren Amt zugrunde zu legen
gewesen wären . Gleiches g i l t  für die Berücksichtigung der Zu la­
ge nach § 7 Absatz 3 Satz 1 .

(3) Absatz 2 gilt nicht , wenn die Pfarrerin oder der Pfarrer das mit
höheren Dienstbezügen verbundene Amt auf Grund eines Dis­
ziplinarurteils verloren hat .

§ 10 (zu § 29 BVG-EKD)
Höbe des Ruhegehaltes in besonderen Fällen 

( 1 )  Das Ruhegehalt vermindert sich urn 3 ,6 Prozent für jede Jahr. 
um das Versorgungsberechtigte 
1 .  mit  Schwerbeh inderung im Sinne des § 2 Absatz 2 des Neun­

ten B uchs des Sozialgesetzbuchs (SGB IX) vor Ablauf des 
Monats , i n  dem sie das 65 . Lebensjahr vol lenden , in  den Ru­
hestand versetzt werden 

2 .  ohne Schwerbehinderung im S inne des § 2 Absatz 2 SGB I X  
vor Ablauf des Monats , i n  dem sie d i e  jeweils gel tende ge­
setz. iche Regelaltersgrenze erreichen , in den Ruhestand ver­
setzt werden , 

3 .  vor Ab lauf des Monats , i n  dem sie das 65 . Lebensjahr vol len­
den ,  wegen Dienstunfäh igkei t ,  die n icht auf einem Dienstun­
fali beruht, i n  clen Ruhestand versetzt werden . In  d iesem Fal l  
darf d ie  Minderung des Ruhegehal t  1 0 ,8 Prozent n icht über­
steigen . 

(2) Für Ver.mrgungsberechtigte ge l ten bei der FestseLzung des Ver­
sorgungsabsch lages die Ubergangsregelungen des § 90 Nieder­
sächs i sch.es Beamtenversorgungsgesetz fort .

§ 11 (zu § 32 BVG-EKD)
Kindererz.iebungszusch.lag in besonderen Fällen 

Der Kindererziehungszuschlag wird in  entsprechender Anwendung 
der für die Beamtimien und Beamten des Landes Niedersachsen gel­
tenden Rechtsvorschri ften gewährt . 

§ U (zu § 4 1  BVG-EKD)
Sockelbetrag für Versicherte der Rentenversicberung der DDR 

§ 4 1  des Besoldungs- und Versorgu ngsgesetzes der EK D findet kei­
ne  A n wendung. Für die Personengruppe des § 4 1  Absatz I des Be­
soldungs- und Versorgungsgesetzes der EKD gilt hins ichtlich der
Ausbildungsze i ten im Sinne des § 1 2b des Beamtenversorgungsge­
��tzes die Regelung von § 1 2  des Beamtenversorgungsgesetzes. I m
Ubrigen gilt fü r  sie § 28  BVG-EKD.

§ 1 3  (zu. § 56 Absatz 3,  Absatz 4a und Absatz 6 BVG-EKD)
Fortgeltung vorhandenen Rechts 

( 1 )  Die Anerkennung von Ausbi ldungszeiten als ruhegchaltfäh ige 
Dienstze it richtet s ich nach den für die Beamtinnen und Beamten 
des Landes Niedersachsen gel lenden Rechtsvorschriften . 

(2) Wird für eine Waise nach beamtenrechtlichen Vorschriften von
anderer Seite ein n iedrigeres Waisengeld gezah l t ,  weil der
Dienstherr eine beamtenrechtl i che Regel ung über das Zusam­
mentreffen mehrerer Ansprüche für die en Fal.l nicht anwendet,
so wird das Waisengeld nach d iesem Kirchengesetz un ter Abzug
der von anderer Se ite gewährten Leistungen gezahlt.

(3) Für die Gewährung von Altersgeld sind die für die Beamtinnen
und Beamten des Landes Niedersachsen ge ltenden Bestimmun-

94 

gen anzuwenden . Die Bestimmungen des BVG-EKD über das 
Erlöschen des Anspruchs auf Al tersgeld und über die Aberken
nung des Altersge ldes fi nden ergiinzend Anwendung. 

( 4) Vom J .  Dezember 20 1 1 bis 3 1 .  Dezember 20 1 6  erhöht oder ver
mindert sich der Kürzungsbetrag gemäß § 69 Absatz 2 Sätze 2
und 3 BearntVG in der bis zum 3 1 .  Dezember 20 1 6  jeweils gel­
tenden Fassung.

§ 14 (zu § 56a BVG-EKD)
Zu.sage der Unfal lfürsorge

Unfallfürsorge in en tsprechender Anwendung der al lgemeinen Vor­
chriften kann für Unfälle zugesagt werden,  die in Ausübung oder in  

Folge außerdienst l icher, im k i rchlichen In teresse l iegender Tätigkei­
ten , auch im Fal l e  einer Beurlaubung erl i tten wurden . Neben Leis­
tungen , d ie  Betroffene oder ihre Hinterbl iebenen aufgrund des Un­
fal ls von anderer Sei le erhal ten , wi rd Unfa l l fürsorge nur bis zur Hö­
he der gesetzl ichen Unfal lfürsorge gewährt. Le istungen einer Versi
cherung sind insoweit nicht zu berücksichtigen ,  als sie auf eigene 
Bei träge zurückgehen . 

Vorbemerkungen 

Anlage 
(zu § 5) 

Die Amtsbeze ichnungen sind in den Besoldungsgruppen nach der 
Buchstabenfolge geordnet. 

A .  Zuordnung der k irchl ichen Ämter zur BesoldungsordnungA 

1 Lautbahngn1ppe I zweites Einst iegsamt 

A 6 K.irchenverwaltungssekretärin oder Kirchenverwaltungsse­
kretär 

A 7 Kirchenverwaltungsobersekretärin oder Kirchenverwal tungs­
obersekretär 

A 8 K. irchenverwaltungshauptsekretärin oder Kirchenverwal tungs­
hauptsekretär 

A 9 Kirchenver.valtungsami inspektorin oder Kirchenverwal­
tungsamtsinspektor, 

2. Laufbahngrnppe 2, erstes Ejnsliegsamt

A 9 Kirchenver.val tungsinspektorin oder Kirchenverwaltungsin­
spektor 

A 1 0  K irchenverwa l tungsoberi nspektori n oder Kirchenverwallllngs
oberin peklor 

A 1 1 Kirchenverwaltungsamtfrau oder Kirchenverwaltungsamt­
mann 

A 1 2  Kirchenverwallungsamtsrät in  oder Kirchenverwal tungsamtsrat 

A 1 3  Kirchenverwa ltungsoberamtsräl in  oder Kirchenverwaltungs­
oberamtsrat 

3 Laufbahngruppe 2 zweites Ejnst iegsamt 

A 1 3  K i rchenverwal tungsrät in  oder K i rchenverwal tungsrat,  

A 14 Kirchenverwaltungsoberrätin oder Kirchenverwaltungsoberrat , 

A 1 5  Kirchenverwaltungsdirektorin oder K i rchenverwal tungsdirektor. 



Artikel 3 
Kirchengesetz zur Änderung de Pfarrdienstgesetzes 

der Evangelischen Kirche in Deutschland 

Das K irchengesetz zur Ausführung des Pfarrd ienstgesetze der 
Evangel ischen Kirche in Deutsch l and (AG . Pl'DG .EKD) vom 1 7 .  
November 20 L 2  (GV ß l .  27 . Band , S .  J 03)  wird w ie  folgt  geänden: 

§ 5 zu § 49 PfDG .EKD wird wie folgt neu gefasst:

,,§ S (zu § 49 PfGD.EKD) 
nterhalt 

( l )  Soweit durch K i rchenge etz nichts andere geregelt i st .  werden
Re ise- und Umzugskostenvergütung sowie Trennungsge ld in
entsprechender Anwendung der für die Beamten und Beamtin­
nen de Landes Niedersachsen ge l tenden Best immungen ge­
wiihrt .  

(2) Beihi lfen sowie Unterstü twngen werden in  e n t  prechender An­
wendung der für die Beamt innen und Beamten des Landes Nie­
dersachsen ge l tenden Rechtsvorschri ften gewährt .

(3 )  E i ne andere S te l le kann  m i t  der Wahrnehmung von A u fgaben in
Beih i l feange legenheiten, Versorgungsangelegenhe iten und an­
deren Angelegenheiten der Per onalvcrwal tu11g beauflragt wer­
den . D iese Stel le hande l t  in al len Verfahren schritten im I amen
und im Auftrag der Ev.-Lu t h .  K i rche in  O ldenburg.

(4) Für die Verzinsung . Abtretung,  Verpfändung, A u frechnung,  Zu­
rückbehaltung und Rückforderung von Le istungen . die nichl Be­
soldung oder Versorgung sind , ge l ten die Be l immungen des
kirchlichen Beso ldungsrechte. entsprechend .

(5) Für Pfarrer und Pfarrerinnen ,  deren Beih i l feansprüche sich am 1 .
Januar 20 1 7  nach § 22 des PfaLTerbesoldungs- und -versorgungs­
gesetze. in der Fa sung vom 29 . August 200 1 (GVBI .  25 . Band . 
S .  60) , zu letzt geändert durch Kirchengesetz vom 8. März 20 1 4
(GVBI .  27 . Band . S .  1 80) , bemessen haben . besteht d ieser An­
spruch fort , so lange die Voraussetzungen dafür vorliegen ."

Artikel 4 
Kirchengesetz zur Änderung des Kirchengesetzes 

über die Dienstverhältnisse der Iitgl ieder 
des Oberkirchenrates und der Beamten 

der Evangelisch-Lutherischen Kirche in  Oldenburg 

Das Kirchenge. etz über  die Dienstverhältnis e der M i tgl ieder des 
Oberk i rchenrates und der Beamten der Evangel isch-Lutherischen 
K i rche in O ldenburg in der Fassung vom 1 8 . Apri l 1 989 (GVB I .  24 . 
Band , S .  67) .  zuletzt geändert durch Kirchengesetz vom 30. Mai 
20 1 5  (GVBI .  27 . Band S .  2 1 3 ) w ird wie folgt geändert: 

1 .  in der Überschr i ft werden vor dem Wort „Beamten" die Worte 
, ,Beamtinnen und" e ingefügt . 

2 . § 2 l Ab . 5 wird um folgenden Satz erg'.inzt :
, ,Die Ze it e ines Kirchenbeamten im Wartestand i t ruhegehal tfä­
llig."

3. Abschnitt V wird wie folgt neu gefasst:

„V. Besoldung Versorgung 
§ 2 1

( 1 )  Fii r d ie haupta m t l i chen M i tg l ieder des Oberk i rchenrates g i l t  d ie 
a ls Anlage zu die em K irchengesetz besch lossene Besoldungs­
ordnung . 

(2) 1 Die nebenamtl ichen M i tglieder des Oberk i rchenrates erhalten 
eine nicht rnhegehal tfäh ige Vergütung in  Höhe des Unterschied. -
bctrnges zwischen der Endslu fe des Grundgeha l t · nach der Be­
soldungsgruppe A 1 3  und der Endstufe de. Grundgehaltes nach 
der Be oldungsgruppe A 1 4 . 1S ind d ie nebenamtlichen M i tg l ie­
der des Oberk irchenrates keine Pfarrer oder Pfa 1Terinnen im öf­
fen t l i ch-rech t l i chen Dienst- u nd Treueverhä l c n i s .  so w i rd i h re 
Vergütung vom Oberlcirchenrat mit Zustimmung des Gemeinsa­
men Kirchenausschusse festgesetzt . 
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(3) ' Be i auf Zeit gewählten hauptamLl icheo M itgliedern des Oberkir
chenrates werden alle Versorgungsan. prüche aus Vordienstzei ten
bei dem Erwerb von Ansprüchen auf eine lebenslange Versor­
gung angerechnet . 2Diese Anrechnung findet n icht  stau, wenn
die Amtsinhaber oder die Amtsinhaberin in e i nem früheren
Dienstverhäll n i s  beurlaubt ist und er oder s ie in die es Dien tver
häl tn is nach Ablauf  der Amtsze i t  gemäß § 5 a Abs . 1 zurückkehrt 
oder zu rückkehren könnte 

(4) 1 1 m  Übrigen finden für die Besoldung und Versorgung der haupt­
amtl ichen Mitgl ieder des Oberkirchenrates die Vorschriften des
Beso ldungs- u�d Versorgungsgesetz der EKD-BVG-EKD sowie
des K i rchengesetz zur Ergänzu ng des Besoldungs- und Versor­
gungsgesetzes der Evangeli  chen Kirche in Deutsch land
(B VGErgG) in  ihren jewe i l s  gel tenden Fassungen entsprechende
Anwendung."

Anlage 
(zu § 2 1  Abs . 1 )  

Besoldungsordnung för die hauptamtl ichen Mitgl ieder des Ober­
ki rchenrate 
Lfd .  Nr. Amtsbeze ichnung Besoldung 

Mitgl ieder des Oberk i rchenrates: 
Bischöfin oder B i schof B 5 

2 Oberk i rchenrätin oder Oberk i rchenrat als B 2 
Stel l vertrelerin oder Stel l vertreter des 
Bischof' nach e iner Amtszeit als Ober
kirchenrätin oder Oberkirchenrat von 
mindestens  einem Jahr 

3 Oberkirchenrlit in  oder Oberk i rchenrat A 1 6  

Artikel 5 
Kirchengesetz zur Änderung des Kirchengesetzes 

über die Pfärrervertretung 

Da. K i rchengesetz über die Pfurrervertre tung (Pfarrervert.relungsge­
setz-PfVG) vom 1 9. Mai 1 994 (G VBl . 23 . Band, S. 38) ,  zu letzt ge­
ändert am 22. November 20 1 3  (GVBL 2 7 .  Band. S. 1 39) wird wie 
folgt geändert: 

1 .  Die Ü berschri ft wird wie folgt neu gefasst : 
K i rchengesetz über die Vertretung der Pfarrerinnen und Pfarrer 
(Pfarrvertretungsgesetz) 

2. In  dem gesamten Gesetz w i rd das Wort „Pfnrrervertrctung"'
jewe i .l s  du rch dns Wort ,Pfarrvert retung" ersetzt.

3. § 1 Abs . 1 wird gestrichen . Die nachfolgenden Absätze 2 b i  5
werden die Absätze I bis 4 .

4 .  § 1 Abs .  l (neu)  w i rd wie  folgt  neu gefasst: 
Die in  diesem Kirchenge etz verwendete Bezeichnung „PfaiTerin 
und Pfarrer·' umfasst clie Pfarrerinnen und Pfarrer, Pforrdiakonin­
ncn und Pfarrd iakone . Pfarrerinnen auf Probe und Pfarrer auf 
Probe u nd Vi karinnen und Vikare .  

5 .  In dem ge amlen Gesetz werden anstelle des Wortes „Pfarrer" 
jeweils die Worte . Pfarrerinnen und Pfarrer ge etzt . 

6. In § 2 Abs . 6 Satz I werden vor dem Wort ,Kandidaten" die Wor­
te „Kandidat innen und" e i ngefügt .  

7 . Jn  § 2 Abs . 7 Satz 2 wird das Wort „Jeder'· durch die Worte „Jede
und jeder" ersetzt .

8 . I n § 2 Abs . 7 Satz 3 wi rd das Wort „Er" durch die Worte „S ie oder 
er' ersetzt. 

9 . In  § 2 Abs. 9 wird das Wort . Pfarrervert reter'· durch  das Wort 
„M i tgl ieder•· ersetzt und h inter dem Wort ,Ersatzmitgl i eder" d ie
Worte ,.der Pfarrvert retung'" eingefügt.

1 O . l n  § 4 Abs.  2 werden h i n ter dem Wort , M i tte· ' d ie Worte , ,eine 
Vorsitzende oder" und hinter den Worten , Vors i tzenden und ' die 
Worte . ,eine te l lvcrtrctende Vorsi tzende" eingefügt . 

1 1 . .l n  § 4 Abs.  3 wird das Wort „Der"' durch  die Worte „Die oder der" 
ersetzt . 

1 2 .l n § 4 Abs. 4 werden vor den Worten „ein Angehöriger"' die Wo11e 
„eine Angehörige oder" e ingefügt 
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J 3 .§ 6 Abs. J wird wie folgt neu gefasst: 
.,Die Pfarrvertretung wi rkt bei der Vorbereitung aller kirchenge­
setzl ichen und sonstigen allgemeinen Regelungen mit die das 
Dienstverhältnis, d ie  Besoldung, Versorgung , Fort- und Weiter­
bildung der Pfarrer chaft owie ihre sozialen Belange betreffen .' 

1 4 . fn  § 6 Abs . 2 l i t .  b werden vor dem Wort „Vert-rauensärrte" die 
Wone „Vertrauensärzt innen und" eingefügt . 

1 5 .  In § 8 Abs . l werden vor den Worten „dem Betroffenen" die Wor
te „der oder" eingefügt. 

1 6 .ln § 8 Abs . l l i t . e werden nach dem Wort „Ent lassung" d ie Worte 
.,einer Pfarrerin auf Probe" und vor dem Wort ., Vikars" die Worte 
,einer Vikarin oder" eingefügt . 

1 7 .In  § 8 Abs . 1 l i t .  f werden nach dem Wort „Kündigung" die Worte 
. ,einer privatrecht l ich anges te l l ten Pfarreri n oder" e i ngefügt . 

L 8 . I n  § 8 Abs . 2 werden nach dem Wort „Künd igung' die Worte ,ei­
ner privatrecht l ich angeste l l ten Pfarrerin ode r" eingefiigt .  

l 9Jn  § 8 Abs.  3 werden nach dem Wort „Ant rag" die Worte „der
oder" eingefügt.

20 . ln  § 9 Abs.  2 Satz 3 werden nach den Worten „Mi ttei lung an'· die
Worte „d ie Vors itzende oder" eingefügt . 

2 1 .ln § 10 Abs . 3 Satz J werden vor den Worten „dem Vorsitzenden 
d ie Worte „der oder" e ingefügt und vor den Worten „ihm be­
st immten Mitgl ied" werden die Worte , ihr oder" e ingefügt . 

Artikel 6 
Kirchengesetz zur Änderung des Kirchengesetzes über 

die Errichtung von Kreispfarrstellen und die Dienstbefugnisse 
der Kreispfarrerinnen und Kreispfarrer 

Das K i rchengesetz iiber d ie Errichtung von Kreispfarrste l l en und d ie  
Dienstbefugnisse der Kre i spfarreri nnen und Kre i spfarrer vom 1 1 .
Mai 2007 (GVB I .  26 . Band , S .  95) .  zu letzt geiinclert durch K ircben­
gese tz vom 1 7 . November 20 1 2  (GVBI . 27 . Band S .  1 07 )  wird wie 
folgt geändert : 

In . 2 Abs . 3 wi rd Satz 4 gestrichen. 

Artikel 7 
Inkrafttreten , Außerkrafttret.en 

( 1 )  Art ikel 4 Nr. 2 lrill rückwirkend zum 0 1 . Dezember 2007 in Kraft 
und mit Ablauf des 3 1 .  Dezember 20 1 7  außer Kraft .  

(2) 1Art ikel 2 § 1 Absatz 2 d ieses Gesetzes tr iu rilckwirkend zum 1 .
Januar 20 1 7  i n  Kraft .

(3) I m  Übrigen tritt dieses Kirchengesetz am 1 .  Januar 20 1 8  in Kraft .
(4) M i t  dem 1 .  Januar 20 1 8  treten außer Kraft :

1 .  das Kirchengesetz der  Konföderation evapge l i scher Ki rchen
in  N iedersachsen über die Besoldung und Versorgung der 
Pfarrer und P forrer innen (Pfimerbesoldungs- und - versor­
gungsgese tz- PIBVG) in der Fassung vom 29 . August 200 ! 
(GVB J .  25 . Band, S .  60) ,  zu letzt gelindert d u rch Kirchengesetz. 
vom 8 .  März 20 1 4  (GV B I .  27 . Band, S .  1 80), 

2 .  das K i rchenge etz der Konföderation evange l i  ·eher Kirchen
ii1 Niedersach en über die Bezüge der Vikare und Vikarinnen
vom 23 . ovember 1 995 (GVBI .  23 . Band, S .  1 2 1 ) , zuletzt ge
ändert am 1 2 . März 20 1 1 (GVBL 27 . Band , S .  54) .

(5) Be. tandskräftige Be cheidc, die vor Verkündigung dieses
Ki rchenge etze nach dem zum Zeitpu11kt i11res Erlasse. gü ltigen

Recht ergangen sind, gelten fort . 

Oldenburg ,  den 24 . November 20 1 7  
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Der Oberkirchenrat 
der Ev.-Luth .  K i rche in Oldenburg 

J a n s s e n  
Ve r t r e t e r  i m  Bi schofsamt 

Nr. 62 

. .  Kirchengesetz 
zur Anderung des Kirchengesetzes 

der Konföderation evangelischer Kirchen in 
Niedersachsen über die kirchliche Bestätigung 

von Religionslehrkräften 

vom 24. November 2017 

Die 48 . Synode der Ev .-Lu th . K i rche in  Oldenburg hat das folgende 
K i rchengesetz beschlossen: 

§ 1

Das K i rchengesetz der Konföderat ion evange l i scher Kirchen in Nie­
dersachsen über die kirch l iche Bestätigung von Rel igionslehrkräften 
vom 1 7 .  Juni 2006 (Kirch l .  Amtsbl . S. 94) zuletzt geändert durch die 
Verordnung mit Gesetzeskraft des Ra;_es der Konföderat ion evange­
l ischer Kirchen in iedersachsen zur Anderung des Kirchengesetzes 
der Konföderation über die k i rchl iche Be tät igung von Rel igions­
lehrkräften vom 1 2 . Dezember 20 l l (K ircW . Amtsbl . S .  260),  in Ver­
b indung mit dem Kirchengesetz zu dem Vertrag über die Konföde­
rat ion evangelischer Kirchen in Niedersachsen vom 1 7 . Dezember 
20 1 3  (Kirchl . Amtsb l .  S. 1 86) . geändert durch Kirchengesetz vom 
1 6 . Dezember 20 1 4  (Kirchl . Amtsbl. S. 1 44) ,  wird wie folg! geän­
dert:  

J .  I n  der  Über chri ft werden d ie  Wörter „der Konföderat ion evan­
ge l i scher K i rchen in  N iedersachsen" gest r ichen und nach dem 
Wort „Re l ig ionslehrkräften" die Angabe , ,(Vokat ionsgesetz)" an­
gefügt . 

2. I n  § 2 w i rd das Wort „schu l fonnbezogen" gestrichen und der
Punkt am Ende durch die Wörter „für die Schulform ,  für die e i n
dafür qual ifizierender Ab ch luss erworben wurde ." ersetzt .

3 . § 3 wird wie folgt geändert :  
a) Absatz l wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 2 werden die Wörter „ in  der beantragten
Schu lform" gestrichen .

bb) ln ummer 4 wird das Wort „Einführungstagung" durch
das Wort „Vokationstagung ' ersetzt. 

b) Absatz 2 wird aufgehoben.
c) Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden Ab ätze 2 und 3 .
d )  Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 4 und das Wort ,ein­

geführt" \ ird durch das Wort „gesegnet" ersetzt . 

4. § 4 wird wie folgt gdindert:
a) In  Absatz l Nummer 2 wird die Angabe , ,§ 3 Abs . 4" d u rch

die Angabe , , §  3 Abs . 3"  ersetzt .
b) In Absatz 2 wi rd d ie Angabe „Abs .  4" durch die Angabe

,,Abs .  3" ersetzt .
c) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In  Satz l werden nach dem Wort .,Unterrich tsbestäti­
gung ' d ie Wörter in der Regel" e ingefügt und das Wort 
.,max .' durch die Wörter , bis zu ' ersetzt .  

bb) ln ummer I wird dos Komma am Ende durch das Wort 
,,oder" ersetzt .  

cc) In  ummer 2 wird die Angabe , § 3 Abs.  4" durch die An­
gabe .. § 3 Abs.  3" ersetzt .

d) Es wird folgender Absatz 4 angefügt :
,.(4) Lehck:räften mi t  abgeschlossener staat l icher oder staat­
l ich  anerkannter Ausb i ldung zum Lehramt, die evange l i  chen
Religionsunte1Ticht fachf remd erteilen sollen , kann auf An­
trag in der Regel für bi s zu drei Jahre eine befristete Un ter
richtsbestät igung ertei lt werden , wenn
1 .  d ie Voraussetzungen nach § 3 Abs . l N rn .  1 und 3 vorl ie­

gen oder wen n s ie Mi tg l i ed e iner K i rche nach § 3 Abs . 3 
sind und die Voraussetzung nach § 3 Abs . 1 Nr. 3 vorl iegt , 

2. die Lehrkräfte berei t  s ind ,  an rel ig ionspädagog ischen
Fortbi ldungen te ilzunehmen .

Die befri tele Unterricht be tät igung g i l t  in beschränk te111 Umfang 



an der Schu le, an der fachfremd unterrichtet werden sol l .  Sie gilt 
n icht für den evange l i  chen Rel igionsunrerricht in der gymnasialen 
Oberstufe." 

5. § 6 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz I wird folgender neuer Satz 2 eingefügt: ,,Im Fall

einer Erklärung gegenüber der Schu llei tung nach Nummer J 
leitet d iese die Erklärung an die Konföderat ion evangelischer
Kirchen in Nieder achsen weiter."

b) Die bi sherigen Sätze 2 und 3 werden Sätze 3 und 4 .
c) Der  neue Sa tz  3 w i rd wie fo lgt neu gefasst :  , ,Die Konfödera­

lion evangel ischer Kirchen in Niedersachsen stel l t  das Erlö­
schen gegenüber der Lehrkraft in  einem schrift l ichen , mit
Gründcn versehenen Besche id  fest.' 

§ 2

( 1 )  Dieses Kirchengesetz tri tt am 1 .  Februar 20 1 8  in  Kraft, je­
doch nicht vor Inkrafttreten gleichlautender Vokat ionsgesetze in 
der Evangel isch- lutheri schen Landeski rche in Braunschweig, 
der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers der Evangel i sch-refor­
mierten Kirche und der Evangel i sch-Lutherischen Landeskirche 
Schaumburg-Lippe. 

Oldenburg , den 24. November 20 l 7 

Der Oberk i rchenrat 
der Ev.-Luth . K irche in Oldenburg 

J a n s s e n  
V e  r t  r e  t e  r i m  Bischofsamt 

Nr. 63 

Kirchengesetz zur Zustimmung zum Arbeits­
rechtsregelnngsgrundsätzegesetz der EKD 
und zur Einführung eines Kirchengesetzes 

über das Verfahren zur Regelung der Arbeits­
verhältnisse der Mitarbeiter und 

Mitarbeiterinnen im kirchlichen Dienst 

vom 24 . November 2017 

Die 48 . Synode der Ev.-Lulh . K i rche in Oldenburg hat das folgende 
Kirchengesetz besch lossen: 

Artikel 1 

Dem Kirchengesetz über d ie Grundsätze zur Regelung der Arbeits
verhäUnisse der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen in der Evangeli­
schen Kirche in Deutschland und ihrer Diakonie (Arbeitsrechtsrege­
lungsgrundsätzegesetz - ARGG-EKD) vom 1 3 .  November 20 1. 3 
(Arnlsbl . EKD 20 1 3  S .  420) wird zugestimmt. 

Artikel 2 
Änderung des Mitarbeitergesetze 

Das K i rchengesetz der Konföderation evangel ischer Ki rchen in Nie­
dersachsen über die Rech tsstel lung der Mitarbeiter und M i tarbeite­
ri nnen (Mitarbeitergesetz - MG) in  der Fassung de!' Bekanntma­
chung vom 1 1 .  März 2000 (GVBI .  24 . Band , S .  1 40) , zu letzt geän­
dert durch gesetzesvertretencle Verordnung vom 27 . Oktober 20 1 6  
(GVBI .  28 . Band , S .  3 l ) ,  wird wie folgt geändert : 

1 .  In der Gesetzesübe-rschrift werden die Wörter „der Konföderati­
on evangelischer Kirchen in Niedersachsen" gestrichen. 

2 . § 9 Absatz l wird wie folgt gefasst:

GVBI . XXVII I .  Band , 5. Stück 

,,( 1 )  'Dienstverträge werden nach den Best immungen einer 
Dienstvertragsordnung und der diese Dienstvertrag ordnung er0 

gänzenden Arbeitsrechtsregelungen abgeschlossen . ?Das Zustan­
dekommen der Dienstvertragsordnung regelt das Arbeilsrechts­
regel ungsgesetz-K.irche :' 

3 . Der IV. Abschn itt wird unter Beibehaltung der Abschn i ttsbe­
zeichnung und der Paragrafenbeze ichnungen aufgehoben.

Artikel 3 
Kirchengesetz über das Verfahren zur Regelung 

der Arbeitsverhältn isse der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen 
im k irchlichen Dienst 

(Arbeitsrcchtsregclungsgesetz - ARRG-Kirche) 
Vom 24. November 201 7 

Inhaltsverzeichnis 

Abschnitt l Al lgemeine Bestimmungen 
§ 1 Grundsatz 
§ 2 Partnerschaft im Arbeits- und Dienstrecht 
§ 3 Arbeitsrechtsregelungen 

Abschnitt 2 Arbeits- und Dienstrechtliche Kommi sion 
§ 4 Zusammensetzung und B i ldung der Arbeits- und Dienst­

rechtlichen Kommi sion 

§ 5 Vertreter und Vertreterinnen der Mitarbeiterschaft 
§ 6 Verfahren be i Nichtei n igung und be im Ausscheiden eines 

Mitarbeiterverbandes oder e iner Gewerkschaft 

§ 7 Vertreter und Vertreter.i nnen der Anste l lungsträger
§ 8 Amtszeit 
§ 9 Geschäftsführung der Arbeits- und Dienstrechtlichen 

Kommission 
§ IO Verfahren

Abschnitt 3 Aufgaben der Arbeits- und Dien (rechtlichen 
Kommiss ion 

§ 1 1  Mi twirkung bei der Vorbereitung von öffentlich-rechtl ichen
Regelungen 

§ J 2 Mitwirkung bei der Vorbereitung sonstiger Regelungen
§ J 3 Ausschuss der Arbeits- und Dienstrechtl ichen Kommission
§ 1 4 Zustandekommen der Dienstvei1ragsordnung und wei terer

Arbeitsrechtsrege lungen 
§ 1 5 Anwendung von im Land Niedersachsen ge l tenden Bestim­

mungen 

Abschnitt 4 Verbindliche Konfl ik tlösung durch Schl ichtung 
§ 1 6  Schl ichtungskommission Zusammensetzung und rechtl iche

Stel l ung der Mitgl ieder 
§ 1 7  Vem1ittlungsverfahren
§ 1 8  Verfahren vor der Sch l ichtungskommission

Abschnitt 5 Übergang - und Schlussvor chriften 
§ 1 9  Zuständigkeit
§ 20 Erstmal ige Bildung der Arbeits- und Dienstrechtl ichen Kom­

miss ion 
§ 2 1  Anhängige Sch l ichtungsverfahren

Abschnitt 1 
Allgemeine Bestimmungen 

§ 1
Gru.ndsatz 

1Die Verantwortung für den Dienst in  der Kirche tragen d ie Lei­
tungsorgane und die Mitarbei te-nden gemei11sam . ?Die Arbeitsbedin­
gungen der Mitarbeitenden werden in  einem kirchengemäßen Ver
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fahren im S i nne des Arbeitsrechtsregelungsgrundsätzegcsetzcs der 
Evangel ischen Kirche in Deutschland") gerege lt .  

· • Kirchengcsciz über d ie Grund ätze zur  Regelung der ArbeitS\•erhähnissc der Mitnrbei-
1er und li1arbei1erin11en in der EvangeUschen Kirche i n  Deutschland und ihr�r Dia
konie Arbei1srcchtsrcgclungsgruml ät:r.egesctz - ARGG-EKD) vom 1 3. November
20 1 3  (AB I .  e.KD 20 l 3  S. 420) 

§ 2

Partner chaft im Arbeits- und Dien trecht 

( 1 )  Zur partnerschaftl ichen Regelung der Arbeitsbedingungen der 
pri atrecht l ich beschäftigten Mit.arbe itenden sowie der privatrecbt­
l ich beschäftigten Mi tarbeitenden in der Ausbildung wird für den 
Bereich der Evangeüsch-lutheri schen Landeskirche in Braun­
schweig, der Evange l isch- lutherischen Landeskirche Hannovers und 
der Evangeli  eh-Lutherischen Kirche in Oldenburg e ine Arbeits­
und Dienstrechiliche Kommission gebi ldet . 
(2) Die Arbei ts- und Dienstrechtl iche Kommission wirkt darüber hi­
naus bei der Vorbereitung von Bestimmungen über öffent l ich-recht­
l iche Dienstverhäl tn isse mi t ,  die von arbeitsrechtl icher Bedeutung
sind.

§ 3
Arbeitsrechtsregelungen 

( 1 )  Arbe i tsrech tsregelu ngen sind die Beschlüsse der Arbe its- und  
Dienstrechtl ichen Kommission in den Fäl len der §§  14  und 1 5 ,  fer­
ner die Besch lüsse der Schlichtungskommiss ion nach § 1 8 . 
(2) 1 Arbeitsrechts regelungen nach Absatz I sind verbindl ich und
wirken normat iv. 1S i e  treten mit dem dari n bestimmten Datum i n
Kraft
(3) In den Dienstverträgen und in den Ausbildu ngsverträgen ist d ie
Anwendung der Arbeitsrechtsregelungen nach Absatz I in der je­
weils gü ltigen Fassung zu vereinbaren.

Abschnitt 2 
Arbeits- und Dienstrecbtliche Kommission 

§ 4

Zusammensetzung und Bildung der Arbei ts- und 
Dienstrechtlichen Kommission 

( 1 )  'Mi tglieder der Arbeits und Dienstrechtl ichen Kommis ion sind 
1 .  neun Vertreter und Vertreterinnen der Mi tarbeiterschaft , 
2 .  neun Vertreter und Vertreterinnen der Anstel lung träger. 
2Für jedes Mitg l ied ist ein Stel lvertreter oder eine Stellvertreterin zu 
bestellen. 3lm Vertretungsfal l nimmt das stel lvertretende Mi tgl ied al-
1e Rechte und Ptl.ichten des ordentlichen Mi tgl ieds wahr.

(2) 1 Mitg l ied der Arbeits- und __ Dienstrechtl ichen Kommission kann
nur sein ,  wer zu k irchlichen Amtern in einer der Gl iedkirchen der
Evaugel ischen Kirche in  Deutschland wählbar ist . 2Ausnahrnsweise
darf auch Mi tgl ied der Arbeits- und Dienstrecht l.ichen Kommission
sein ,  wer e iner K irche angehört d ie in  der Arbeitsgemeinschaft
Christ l icher Kirchen in  Niedersachsen mitarbeitet . 3Mehr als die
Hälfte der Vert reter und Vertreteri nnen der Mi tarbe i terschaft sowie
mehr als d i e  H äl fte der Vertreter und Vertreterinnen der Anste l l u ngs­
t räger müssen im Zeitpunkt ihrer Entsendung bei e inem Anstel­
lungstrliger im S inne des Mitarbei tergesetzes tät ig  sei n .

(3) 'Zur Walu -nehmung der Aufgaben in  der Arbeits- und Dienst­
recht l ichen Kommiss ion i s t  den im kirch l i chen Dienst stehenden
Mi tgl iedern der Arbe i ts- und Dienstrechtl i chen Kommission und im
Verrretungsfa l l  den steJ lvertretenden Mi tgliedern Dienst oder Ar­
be itsbefreiung zu gewähre n .  2Uber den Umfang der Freiste l l ung sol l
der Rat der Konföderation evangel ischer Kirchen in Niedersachsen
mit den in der Arbe its- und Dienstrechtl ichen Kommiss ion vertrete-
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nen Mitarbeiterverbänden und Gewerkschaften e ine Vereinbarung 
sc l11.ießen . 

(4) Spätestens vier Monate vor Ablauf der Amtszeit der Arbe i ts und
Dienstrechtl ichen Kommission gibt der Rat der Konföderation im
Ki rchlichen Amcsblatt der Evangel isch-lutherischen Landeskirche
Hannovers bekannt, dass die Arbeits- und Dienstrecht l iehe Kommis­
sion neu zu bilden ist .

§ 5
Vertreter und Vertreterinnen der litarbeiterschaft 

( 1 )  Die Verreter und Vertreterinnen der Mi tarbeiterschaft werden 
von Mitarbeiterverbänden und Gewerkschaften en tsandt. 
(2) 'Mitarbeiterverband oder Gewerkschaft im S inne der Vorschri f­
ten dieses Kirchengesetzes i t der fre ie, organi ierte Zusammen­
schluss von Mitarbeitenden , der auf Dauer angelegt und vom Wch­
sel seiner Mitgl ieder unabhängig ist und dessen Zweck insbesondere 
in der Wahrung und Förderung der beruflichen, wirtschaftl ichen und
sozialen Belange seiner Mi tgl ieder besteht. 2Mitarbeiterverband im 
Sinne des Satzes l ist auch ein Zusammenschluss mehrerer Mi tar­
beiterverbände .

(3) Die Mirarbeiterverbände und die Gewerkschaften,  d ie innerhalb
der Aussch l ussfrist von einem Monat nach der Bekann tgabe gemäß
§ 4 Absatz 4 anzeigen, dass sie Vertreter und Vertreteri nnen in  die
Arbeits- und Dienstrechtl iche Kommi ss ion en tsenden wollen , wer­
den nach Ablauf dieser Frist  unverzüg l i ch darüber u nte1Tichtet ,  we l ­
che anderen Mi tarbe i terverbände und Gewerkschaften s i ch  an der 
B i l dung der Arbeits- und Dicnstrech t l i chen Kommission betei l i gen 
wol len . 

(4) 1 Die Konfödera t ion evange l i scher Kirchen in N iedersachsen
prüft und entscheidet,  ob Mi tarbeiterverbände u nd Gewerkschaften ,
die angezeigt haben , Vertreter und Vertreterinnen in d ie  Arbeits- und
Dienstrechtliche Kommission entsenden zu wol len (Absatz 3), die
Voraussetzungen des Absatzes 2 erfü l len . 2Die Konföderation tei lt
den Mi tarbeiterverbändea und Gewerkschaften das Ergebnis ihrer
Prüfung unverügl ich mit .  3Bei Slrei cigkeiten über die Entscheidung
kan.n der Rechtshof der Konföderat ion evangelischer Kirchen in
Niedersachsen angerufen werden. 4Eine Klage nach Satz 3 hat keine
aufschiebende Wirkung .

(5) 'Die Mitarbeiterverbände und Gewerkschaften verständigen sich
untereinander über das Zahlenverhältnis der von ihnen zu entsen­
denden Vertreter und Vertreterinnen der M itarbei terschaft .  2S ie tei­
len dem Rat der Konföderation spätestens einen Monat vor Ablauf
der Amtszeit der Arbeits- und Dienstrecht l iehen Kommission das Er
gebnis ihrer Verständigung mit und benennen die von ihnen zur Ent­
sendung bestimmten Vertreter und Venreterinnen der Mitarbeiter­
schaft ;nd deren Ste llvertreler oder Stellvertreterinnen für die neue
Amtszeit . 3Dabei soll darauf geachtet werden , dass sich unter den
Vertreterinnen und Vertretern der Mitarbei terschaft Mitgl ieder al ler
an der Arbeits und Dienstrecht l ichen Kommiss ion beteil igten IGr­
chen befinden .

§ 6

Verfahren bei Nichteinigung und beim Ausscheiden eines 
Mitarbeiterverbandes oder einer Gewerkschaft 

( 1 )  ' Verständigen sich d ie nach § 5 Absatz 4 zugelassenen Mitarbei­
terverbände und Gewerkschaften n icht b i s  zum Ablauf der Frist nach 
§ 5 Absatz 5 Satz 2 über die Besetzung ihrer S i tze in der Arbeits- u.nd
Dienstrechtl ichen Kommission te i l t  die Konföderation dem Präs i ­
den ten oder der  Präsident in des K i rchengerichtshofs der Evangeli­
schen Kirche in  Deutsch land dies mi t  und legt ihm oder ihr die An­
zeigen der zugelassenen Mi tarbe i terverbände und Gewerkschaften
vor. 2Der Präsident oder die Präsident in  des Kirchengerichtshofs ent­
scheidet über das Zah lenverhältnis (§ 5 Absatz 5 Satz 1 )  innerhalb
e ines Monats nach Zugang der M üte i l ung der Konföderation unter
Einbeziehung der von den Mitarbeiterverbänden und Gewerkschaf
ten vorzu legenden Listen mi t  den M itgliedern , die be i e inem Anstel­
lungsträger im Sinne des Mi tarbei tergesetzes tätig sind ; er oder sie



hat den Mitarbeiterverbänden und Gewerkschaften zuvor Gelegen­
hei t  zur Stel lungnahme zu geben. 3Die Entscheidung nach Satz 2 ist
abschließend . 
(2) ' Kündigt e in  Mitarbei terverband oder eine Gewerkschaft das
Aussche iden an , gibt die Geschäftsstel le  der Konföderation ihm oder 
ihr Gelegenhei t  innerhalb e ines Monats d ie Entscheidung riickgän­
gig zu machen , 2Macht der M i tarbeiterverband oder die Gewerk­
schaft die Entscheidung n ich t riickgängig und sche idet aus, verstän­
d igen sich die verb leibenden Mi tarbei terverbilnde und Gewerk­
schaften innerhalb eines Monats über die Besetzung der freigewor­
denen S itze . 3Verstreicht d iese Frist ergebnislos, so stehen die freige-
wordenen Sitze den verbleibenden Mitarbeiterverbänden und Ge­
werksclmften nach dem Verhältn i s  ihrer bisherigen S i tze zur 
Verfügung . 
(3) 'Der Prä� ident oder die Prä identin des Kirchengerichtshofs der
Evangelischen K irche in  Deu tschland übt die Tätigkeit gemäß Ab­
satz I ehrenamtl ich aus. �Er oder sie erhält Reisekostenvergütung
nach den für die Evange l isch- lu therische Landesk i rche Hannovers
gel tenden Bestimmungen sow ie e ine Aufwandsen tschäd igung in
Höhe der  vom Rat der Konfödera t ion  für die Sch l i ch ter und Schl ich­
terinnen (§ 1 6  Absatz 2 Satz 1 )  fes tgelegten Aufwandsen tschäd i ­
gung.

§ 7

Vertreter und Vertreterinnen der Anstel lungsträger 
1 Die Vertreter und Verreterinnen der Anstel lungsträger werden au f 
Vorschlag der zuständ igen obersten Behörden der bete i l igten K i r­
chen vom Rat der Konföderat ion en tsandt . !H ierfür sch lagen die 
zuständige oberste Behörde der Evange l i sch-luther i schen Landes­
k i rche Hannovers fünf, die der Evange l isch- lutherischen Landesk i r­
che in Braunschwe ig und d ie  der Evangel i sch-Lutherischen K i rche 
in Oldenburg je zwei Vert re ter und Vertreterinnen vor. 

§ 8
Amtszeit 

( 1 )  Die Amtsze i t  der Arbeits- und Dienstrccht l ichen Kommi sion 
beträgt fünf Jahre und beginnt jewei ls  am Tag nach dem Ende der 
vorhergehenden Amtszeit . 
(2) ' Die M i tg l ieder werden für die Dauer einer Amtszeit be i einer
Nachentsenclu ng für den Rest der laufenden Amtszeit  der Arbe i ts­
u nd Diens t rech t l i cben Kommission en tsandt . 2S ie bleiben b i s  zur
B i ldu ng der neuen Arbeits- und Diens t rech t l ichen Kommiss ion i m
A m t ,  längs tens  jedoch bis z u  e i nem Jahr nach Ablauf der A mtsze i t
(Absatz .1 ) .
(3) 1 Die enlsendenden Stellen können von ihnen entsandte Mi tg l ie­
der und ste l lve1tretende M i tg l ieder jederzeit abberufen. 2Die Mit­
gl ieder und stellvertretenden M itglieder sind abzuberufen , wenn ei
ne der in  § 4 Absatz 2 genannten Voraussetzungen nicht vorlag oder 
entfallen ist .
(4) Die erneute Entsendung bisheriger Mitgl ieder und steU vertreten­
der Mitgl ieder ist zulässig.
(5 ) Scheidet ein M i tglied oder ein stel lvertretendes Mitg l ied aus,
wird von der S te l l e ,  die das M i tg l ied oder das s te l lvertretende Mit­
g l ied en tsandt hatte , fü.r d i e  rest l iche Amtsze i t  der Arbe i ts- und
Dienstrecht l ichen Kommission e in  neues M i tg l ied oder ein neues
stel l vertretendes Mitgl ied entsandt .  1Für ein ausgeschiedenes Mi t­
g l i ed nitt bis zur Neuentsendung eines Mitgl ied das stel lvertretende
M itglied st immberechtigt ein .
(6) Einem im kirchl ichen Dienst stehenden Mi tg l ied daif wäh rend
der Mi tg l ied chaft in der Arbeit - und Dienstrecht l ichen Kommissi­
on von seinem Anstel lungstriiger nur wie einem M itgl ied der Mi tar­
beitervert retung gekündigt werden . 

§ 9
Geschäftsführung der Arbei ts- und 

Dienstrechtl ichen Kommission 
( 1 )  Der oder d ie Vors itzende des Rates der Kon föderation beruft die 
Arbeits- und Dienstrechl l ichc Kommission zu ihrer ersten S itzung 
ein;  e in  Vertreter oder eine Vert. reterin der Kon föderation leitet die 
Si tzung bis zur Wahl der oder des Vorsitzenden . 
(2) 'Die Arbe i ts- und Dienst rechtl iche Kommiss ion wäh l t  je eines
ihrer Mi tgl ieder jeweils für die Dauer eine Jahre zum oder zur Vor-
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s i tzenden und zum oder zur stellvertretenden Vors i tzenden. 1Der 
oder die Vorsi tzende ist im jährl ichen Wechse l aus der Gru ppe der als 
Vertreter und Vertreterinnen der M itarbe iterschaft entsandten Mit­
gl ieder einerseits und aus der Gruppe der als Vertreter und Vertrete­
rinnen der Anstel lungst räger entsandten Mi tgl ieder anderersei t  zu 
wiih len .  3Der oder die stell vertretende Vors i tzende ist jewe i l s  aus der 
G ruppe zu wlihlen , aus der der oder die Vors i tzende nicht zu wählen 
war. 
(3) 1 Die Arbei ts- und Dienstrechtl iche Kommission wird zu ihren 
S itzungen von ihrem oder ihrer Vors i tzenden im Benehmen mit ih
rem oder ihrer steUvertretcnden Vorsitzenden un ter Mitte i l une eines
Vorschlag für die Tagesordnung nach ßednrf einberufen . ?Si� muss
einberufen werden, wenn e von mindestens fünf Mitgl iedern unter
Angabe der Beratungsgegenstände beantragt wird. 3Dic Ladung -
Frist beträgt mindestens zwei Wochen . 4ln  dringenden Fäl len kann
die Fri · t im Einvernehmen zwischen dem oder der Vorsitzenden und
dem oder der stel l venrelenden Vor itzenden auf e ine Woche
verkürzt werden . 5Erforderl iche Unterlagen sol len möglichst mit der
Ein ladung versandt werden .
(4) Jedes M itg l ied der Arbe i ts- und D ienstrecht l ichen Kommiss ion
hat d,1s Rech t ,  Punkte für d ie Tagesordnung der S itzungen vorzu­
sch lagen .
(5) ' Die Arbe its- und Dienstrechtl iche Kommission ist be ch lussfä­
h ig ,  wenn mindestens sechs Vertreter und Vertreterinnen der M itar
beiterschaft sowie mindestens sechs Vertreter und Vertreterinnen der
Anstellungsträger, darunter der oder d ie  Vorsitzende oder der oder
d ie teil vertretende Vorsitzende , anwesend ind . Beschlüsse werden
mit der Mehrheit der ge etzl ichen Zahl der St immberechtigten ge­
fasst . 3Die Vertreter und Vertreterinnen der Mitarbei terschaft geben
ihre Stimmen einheit l ich durch e inen Sprecher oder eine Sprecherin
ab. "Der Sprecher oder die Sprecheri n wird zur Abgabe der St immen
durch e i nen Be chluss der Vertreter und Vertreterinnen der M i tarbe i­
tersch a ft ermächt igt , der zu vor mi t  m i ndestens zwe i Drincln der ge­
setzl ichen Zah l  der Vertre ter uud Vert reterinnen der M i tarbe i ter­
schaft außerhalb der S i tzu n g  der Arbe i ts- und Dienstrechtl ichen
Kommission gefasst wi rd . -
(6) Der Wort laut der Be chlüsse ist in e ine Niederschri ft auf-zuneh­
men; sie i st von dem oder der Vorsitzenden und dem Protokol lführer
oder der Protokollführerin zu unterschreiben .
(7) 1 Die Sitzungen der Arbeit - und Dien !rechtl ichen Kommission
sind n icht öffentlich. ?Die Arbeits- und Dienst. rechtl iche Kommissi­
on kann zu i h ren Sitzungen Sachkundige beratend h inzuziehen.
(8) Die Arbeits- und Dienstrechtl iche Kommiss ion kann sich e ine
Geschäftsordnung geben .
(9 ) Die M i tgl ieder der Arbe i ts- und  Dienstrech t l i chen Kommission
erha l ten  Rei sekostenvergil tung nach den für die Evange l i sch- l u the­
rische Landesk i rche Hannovers ge l tenden Best i mmungen .
( I O) 1 Die Geschäftsstel le der Konföderation führt d i e  Geschäfte der 
Arbei t  - und Dienstrechtl ichen Kommission . �Die Kosten der Ar­
beits- und Dienstrechtl ichen Kommission einsch l ießlich der Kosten . 
d ie durch Hinzuziehung von Sachkundigen gemäß Absatz 7 entste
hen , trägt die Konföderation. 

§ 10

Verfahren 
( 1 )  1 Antriige müssen i n nerha lb  von sechs Monaten abschl ießend be­
arbe i te t  werden . Abwe ichungen h iervon besch lie.ßt d i e  Arbeits- und 
Dienstrechtl iche Kommiss ion im Einze l fa l l .  3Wird über einen An­
trag n icht i nnerhalb von sechs Monaten entschieden und hat die Ar­
beits- und Dienstrechl l iche Kommission nicht d ie Weiterbehandlung 
besch lossen ,  können minde tens sechs Vertrter und Vertreterinnen 
der An tel lungstriiger gemeinsam owie der Sprecher oder die Spre
cherin der Mi tarbei ter chaft (§ 9 Absatz 5) das Schei tern der Ver­
hand lu ngen erklären und die Schl ichtung ein leiten (Abschnitt  4) 
(2) Ist die Arbeits- und Dienstrechtl iche Kommission trotz zweima­
l iger ordnu11g ·ge1näßer Ladung nicht bschlussfähig, kann sie mit
Zust i m mung mindestens der Hä lfte ihrer Mi tg l ieder die Ange legen­
he it der Schl ichtungskommiss ion zur Entscheidung vorlegen (Ab­
schn i tt 4) .
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Abschnitt 3 
Aufgaben der A1·beits- und Dienstrechtl ichen Kommission 

§ 11
Mitwirkung bei der Vorbereitung von öffentlich-rechtlichen 

Regelungen 
( 1) Die Arbei ts- und Dienstrechtl iche Kommiss ion w irkt bei der Vor­
bere i tung von Regelungen der Evangel isch-lutherischen Landesk i r­
che in Braunschweig der Evangel isch- lu therischen Landeskirche
Hannovers und der Evangel isch-Lutherischen Kirche in  Oldenburg
mit ,  die die kirchengesetzlich geregelten öffent l ich-recht l ichen
Diens tverhä ltn isse belreffen u nd von arbei tsrecht] jcher Bedeutung
s i nd .
(2) 1 Hält die rnständ ige oberste Behörde  einer der  betei l igten K i r
chen eine Regelung nach Absatz I für erforderlich , wird d ies der Ar­
beits- und Dienstrecht l i chen Kommiss ion mi tgete i l t  und die beab­
sich tigte Rege lung erörtert . 2Die Arbeits- und Dienstrecht l i che Kom­
mission kann ihrerse its Regelungen anregen ; Satz I gi l t  entspre­
chend . 3Die zuständige oberste Behörde kann Mitglieder der Ar­
beits- und Dienstrechtlichen Kommission die ihr als Vertreter und
Vert reteri nnen der Anstel lungsträger angehören ,  mi t  der Wahrneh­
mung der Erörterung beauftragen .
(3 ) 1 Die zuständ ige oberste Behörde un ten·ichtet das nach näherer
Bestimmu ng der jewei l igen K i rche zuständige Rechtsetzungsorgan
über das Ergebn is  der Erörterung nach Absatz 2, sowe it das Organ
über das Regelungsvorhaben zu en tscheiden hat. 1Eine Stel lungnah
me der Arbeits- und Diens t:rech t l ichen Kommission i s t  mitzuteilen .
(4) Bei Rege lungen , die die Rechtsstellung der Pfarrerschaft betref­
fen , ist  auch d i e  Stel l ungnah me der Pfarrervertretungen der jeweils
betei l igten Kirchen mitzutei len .
(5) Grundsatzfragen des k i rchlichen D ienstrechts s ind zu erörtern , 
wenn d ies a l s  notwend ig angesehen wird ; Absatz 2 gi l t  entspre­
chend .

§ 12 
Mitwirkung bei der Vorbereitung sonstiger Regelungen 

Die Vorschr iften des § J. l s i nd auf andere Regelungen , die die Ar­
bei tsverhäl tnisse von privatrechtlich Beschäft igten betreffen und 
n icht  Gegenstand der Diens tvertragsordnung oder einer anderen Ar­
beitsrech tsrege l ung s ind,  entsprechend anzuwenden . 

§ 13
Ausschuss der Arbeits- und Dienstrechtlichcn Kommission 

( J )  1 Die Arbeits- und Diens trechtliche Kommiss ion kann durch ein­
s t immig gefassten Besch l u s s  ei nen Ausschuss e i J1Setzen , der anstel l e  
der Arbe its• und Dienstrechtl ichen Kommission absch l ießend d ie  
Aufgaben gemäß §§  1 1  und 12  wahrnimmt.  2Dem Ausschuss gehört 
jewe i l s  d ie g le iche Anzahl von Vertreterinnen und Vertretern der 
Mitarbei terscha ft sowie von Vertreterinnen und Vertretern der An­
ste l lungsu äger an höchstens jedoch acht M itgl ieder. 3Diese miissen
zugleich Mi tgl ieder der Arbe i t s- und Dienstrechtlichen Kommission 
sei n .  
(2) Die Amtsze i t  des Ausschusses endet m i t  der Amtszei t der Ar­
bei ts- und  D ienstrecht l i chen Kommission; d iese kann den Aus­
schuss durch Besch luss auch vor dem Ende der Amtszei t auflösen .
(3 ) Für den Ausschuss der Arbeits- und Diensuechtl ichen Kommis­

sion gel ten im Übrigen die Vorschri ften über die Arbeits- und
Dienstrechtliche Komm ission entsprechend.

§ 14 
Zustandekommen der Dienstvertragsordnung 

und weiterer Arbeitsrechtsregelungen 
( J )  D ie  D ienstveitragsordnung und die we i teren Arbe i tsrechtsrege­
lungen enthal ten die erforderl ichen a l lgemeinen Bestimmungen 
iiber den Absch l uss von Dienstverträgen  zwischen den Anstel lungs­
trägern und i hren in  einem privatrechtliehen Dienstverhältnis be­
schäftigten Mi tarbei terinnen und M it arbei tern . 
(2) Die D ienstvertragsordnung und die wei teren Arbeitsrech tsrege­
lungen werden unbeschadet der Vorschri ften des Abschn itts 4 von
der Arbei ts- und Dienstrech t l ichen Kommission besch lossen und ge­
ändert .
(3) Die Arbei ts- und D ienstrechtl iche Kommission w i rd au fgrund­
von Vorlagen eines in  ihr vertretenen M i tarbeiterverbandes oder ei-
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ner in ihr vertretenen Gewerkschaft ,  der zuständigen obersten Be
hörde ei ner der betei l igten Kirchen oder aufgrund eigenen Besch lus­
ses tätig . 
(4) 1 Ein Besch luss über die I> ienstvertragsordnung oder ei[le andere 
Arbeitsrechtsregel ung , ihre Anderung oder darliber, ihre Anderung
zu unterlassen , wi rd den i n  der Arbeitsund Dienstrech t l i chen  Kom­
mission vertretenen Mi tarbei terverbänden und Gewerkscha ften und
den zuständigen obersten Behörden der betei l igten K i rchen zugele i ­
tet .  "Erhebt keine d ieser Stel len innerhalb e ines Monats bei  der Ar­
beits- und Dienstrechfüchen Kommiss ion Einwendungen gegen den
Beschluss , so veranlasst die Geschäftsstelle der Konföderation die
Bekanntmachung in  den amtl ichen Verk.ündungsblät rern der Ki r­
chen.
(5) Werden i n nerhalb der Fri st nach Absatz 4 Satz 2 Einwendungen
erhoben so verhandelt und besch l i eßt die Arbeits- und Dienstrecht­
l iehe Kommjssion spätestens nach drei Monaten erneu t und tei l t  die­
sen Besch l uss den in Absatz 4 Satz 1 genannten S tellen mit .  "Absatz
4 Satz 2 gilt en tsprechend . 3Die Arbeits- und Dienstrechtl iche Kom­
mission kann die Dre imonatsfrist nach Satz I durch Beschluss ver­
l ängern .
(6) Werden auch gegen den nach Absatz 5 gefassten Besch l uss Ei n ­
wendu ngen von ei ner der i n  Absatz 4 Satz I genannten Stel len erho­
ben , wird unverzüglich das Sch l ichtungsverfahren nach den Vor­
schriften des Abschn itts 4 eingele itet .

§ 15
Anwendung von im Land Niedersachsen 

geltenden Bestimmungen 
( 1 ) Sofern in der Dienstvertragsordnung festge legt ist , dass für den 
öffen t l i chen D ienst im Land Niedersachsen geltende Best i mmungen 
in ihrer jewei l i gen Fassung entsprechend anzuwenden s i nd ,  werden 
Änderungen solcher im Land Niedersachsen geltenden Best immun­
gen für die betei l i gten K i rchen nur wirksam, wenn die Arbeits- und 
Dienstrecht l iche Kommiss ion dies al lf Ant rag e iner berech t igten 
Stel le  (s 14 Absatz 3 ) besch l ießt . 
{2) Wird ei 11 Anu·ag nach Absatz l geste ll t ,  ge l ten für das weitere 
Verfahren d ie Vorschri ften über die Änderung der Diens tvertrags­
ordnung en tsprechend . 

Abschnitt 4 
Verbindl iche Konfliktlösung durch Schl ichtung 

§ 16
Schlichtungskommission, Zusammensetzung und 

rechtl iche Stellung der Mitglieder 
( l ) In den Fällen des § 1 0  Absatz 1 Satz 3, des § J O Absatz 2 und des
§ 1 4  Absatz 6 ist  eine Schl ichtungskornmission zu bi lden .
(2) D ie  Vertreter und Vertreterinnen der Mi tarbei terschaft sowie d ie
Veru·eter und Vertreterinnen der Anstellu ngsträger in der Arbei ts­
und Dienstrechtlichen Kommission benennen innerhalb ei nes Mo­
nats nach Einlei tung der Schl ichtung für das jewei l ige Verfahren je
einen Schlichter oder e ine Sch l i ch terin sowie je vier Be i si tzer und
Beis itzerinnen (beisi tzende Mi tg l ieder) als Mi tgl ieder für die
Schl ichtungskommiss ion . 2Über die .Benennung der be i s i tzenden 
Mi tg l ieder verständ igen s ich die Vertreter und  Vertreterinnen der
Mi tarbeiterschaft einerseits sowie die Vertreter und Vertreterinnen
der Anste l l ungsträger andererse i ts untere i nander.
(3) In gleicher Weise wird für die Schl ichter und Sch l i ch terin nen und
d ie  be is i tzenden Mi tgl ieder jeweils e in  S tel lvertreter oder eine Stel l­
vertTeterin benannt, der oder d ie ebenfal ls  die Voraussetzungen des
Absatzes 4 erfü l len muss .
(4) Die M i tg l ieder der Sch l ichtuogskomm iss ion sind unablüi1_1gig
und an Weisungen nichl gebunden . 1S ie müssen zu k i rch l ichen Am
lern in einer der Gl iedk irchen der Evangel i schen K i rche in Deutsch
land wäh lbar sei n .  3Ausnahmsweise darf auch Mitgl ied der Schl ich­
tungskommiss ion sein , wer e i ner Kirche angehört , d ie i n  der Arbei ts­
gemeinschaft Clu· is t l icher Ki rchen in N iedersachsen mi tarbeitet . 
"Die M i tgl i eder der Schl ichtungskommission dürfen nicht e inem 
Rechtsprechungs- oder Sch iedsorgan der Konföderation oder e iner 
der beteil i g ten Kirchen angehören oder Mi tg l i ed oder stel lvertreten­
des  Mitg l ied in  der Arbei ts- und Dienstrecht l iehen Kommission sein . 
(5) Die Sch l i chter und Schlichterinnen sowie deren Stellvertretun­
gen so l l en  d ie Befähigung zu m ·Richteramt nach dem Deutschen
Richtergesetz besitzen . 1Sie diirfen n ich t  im Dienst e iner der betei­
l igten Kirchen oder der D iakonie dieser Kirchen stehen .



(6) Werden Mitg l ieder der Schl ichtungskommission oder Stel lver­
treter nicht i nnerhalb der Frist nach Absatz 2 Satz I benannt.  beruft
der Präsident oder die Präsidentin des Ki rchengerichtshofs der
Evangel ischen Kirche in Deutschland die fehlenden Mitgl ieder oder
Stel lvertretungen . 
(7) 'Ein Mitgl ied der Schl ichtungskommission oder eine Stel l vertre­
tung sche idet au dem Amt aus, wenn eine der Voraussetzungen nach
Absatz 4 wegfällt .  �Sche idet ein Mitglied oder eine Stel lvertretung
aus, ist ein Nachfolger oder eine achfolgerin zu benennen . 3Absatz
2 Satz 2 g i l t  entsprechend .
(8) 'Die Mitg lieder der Schl ichtungskommission üben ihre Tät igke i t
eh renamtl ich aus .  1Sie erhalten Reisekostenvemütun� nach den für
die Evangelisch- lu therische Landeski rche Hann�vertge l tenden Be­
stimmungen sowie eine Aufwandsentschädigung die der Rat der
Konföderat ion allgemein rege l t .
(9) Die Ko ·ten der Schlichtung trägt die Konföderation .

§ 17
Vermittlungsverfahren 

( 1 )  lm Fal l des § JO Absatz 1 wird der Antrag , im Fa l l  des § 10 Ab­
satz 2 wird d ie Angelegenheit und im Fall des § 1 4  Absatz 6 werden 
der Beschluss und die Einwendungen zunächst den Schl ichterinnen 
und Schl ichtern zur Durchführung einer Vermi ttlung vorgelegt .  
(2) 1 D ic Scl1 l ichter und Sch l ichterinnen erarbe iten einen Vermiu­
lungsvor-chlag in n ichtöffentl icher S itzung; dabei sind sie n icht an
die Anträge gebunden , die .i n der stre i t igen Sache in der Arbeits- und 
Diens trechtl ichen Kommission gestel l t  wurden . 2Sie sol len zuvor
den zu Einwendungen berechtigten Stel len (§ 1 4  Absatz 4) sowie
den Mi tg l iedern der Arbe its- und Dienstrechtl ichen Komm ission
Gelegenhei t zur Ste l l u ngm1hme geben .
(3 ) ' D ie Sch l i chler und  Schl ich terinnen sollen der Arbe its- und
Dienstrech t l i chen Kommi ss ion b innen eines Monats nach Ein le i
tung des Vermi tt l ungsverfahrens das Ergebnis der Vermi t t lung nach
Absatz 2 mi ttei len . 1Konn ten sich die Schl ichter und Sch l ichterinnen
nicht auf einen Vem1i ttl ungsvorsch lag e in igen , te i len sie d ies unter
Beifügu ng ihrer Voten mit .
(4) 'Die Arbe its- und Dienstrechtl iche Kommission verhandelt und
beschl ießt unvertüglich über das Vermittlungsergebnis ,  2Bei ihrer
Entscheidung ist sie jedoch n icht an den Vennittlungsvor ch lag oder
die Voten gebunden .
(5) 'Die Geschäftsste l le d.er Konföderation tei l t  den Beschluss nach
Absatz 4 den zu Einwendungen berechtigten S tellen (§ 1 4  Absatz 4)
mit. 1Erhebl keine dieser S tellen binnen eines Monats nach Mitte i ­
lung Einwendungen , i sl der Beschluss verbind l ich und da Verfahren
beendet . 3Die Geschäftsstel le der Konföderation veran lasst die Be­
kanntmachung der Regelung,  die sich aus dem Beschluss der Ar­
beits- und Dienstrechtl ichen Kommission eribt , in  den amtl ichen
Verkündung blättern der Kirchen .
(6) Werden E inwendungen erhoben, so wird das Verfahren nach § J 8
fortgesetzt .

§ 18
Verfahren vor der Schlichtungskommission 

( 1 )  1Die Schl ichtungskommission tritt im Fal l des § 1 7  Absatz 6 un­
verzüglich zusamme n .  2Sie wird zu ihrer Sitzung von der Geschäfts­
stel le im Benehmen mit den be iden Schl ichtem und Schl ichterinnen 
mit einer Frist von mindestens zwei Wochen eingeladen . 3Erforder­
l.iche Unterlagen sol len möglichst mit der Ein ladung ver andt wer­
den .  
(2) ' Der Schl ichtungskommission gehörea d .ie  beiden Schl ichter und
Schl ichterinnen sowie die acht Beisi tzer und Beisi tzerinnen an (§  1 6 
Absatz 2) . 2Zu Beginn der ersten S itzung wird du rch Los be ·t imml,
welcher Schl ichter oder welche Schl ichterin stimmberechtigt ist
3Der nicht st i mmberechtigte Schl ichter oder die n icht s t immberech­
tigte Schlichterin n immt  beratend tei l .  4Bis zur Bestimmung der
st immberecht igten Sch l i chter in oder des sti mmberechtigten
Sch l ichters le i tet ein Vertreter oder eine Vertreterin der Geschäfts­
ste l le der Konföderat ion d ie Si tzung . 5Der sti mmberecht igte
Schl ichter oder die stimmberecht igte Schl ich terin ist Vorsi tzender
oder Vors i tzende der Sch l i chtungskommission .
(3) 'Die Sch l ich lUngskommission ist beschlussfähig ,  wenn die
Mehrheit ihrer M itg l ieder, darunter der oder d ie Vorsitzende oder 
dessen oder deren S te l lvertretung, anwesend ist .  2Die Schl ich tungs­
kommiss ion beschl ießt mit der Mehrheit ihrer s t immberechtigten 
M i tg l ieder. 
(4) ' I n  den Fällen des § I O Absatz 2 soll die Schl ichtungskommission
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in vol ler Besetzung entscheiden . 2J st die Schl ichtungskommission trotz
ordnungsgemäßer Ladung n icht vo l lständ ig  besetzt, gi l t  Absatz 3 .  
( 5 )  1Die Schlichtungskommission gibt den z u  Einwendungen be
rechtigten Stellen (§  14 Absatz 4) und den M itgl iedern der Arbei ts­
und Dienstrechtlichen Kommi s.ion Gelegenheit zur S te l lungnahme, 
erörtert auf deren Wunsch die Einwendungen mit ihnen und berät 
und entscheidet in nichtöffentl icher S itzung . 2Die Sch l ichtungskom­
mission ist nur befugt im Rahmen der zuletzt in  Bezug auf den Ve.r
hancllungsgegenstand in der Arbei ts- und Dienstrechtl ichen Kom­
mission gestell ten Anträge zu ent cheiden . 
(6) Die Schlichtungskommission soll ihre Entscheidung innerhalb
von zwei Monaten treffen .
(7) Die abschließenden Entscheidungen im Schl ichtungsverfahren
sind verbi ndlich . 2Sie haben die Wirk,rng von Entscheidungen der
Arbeits- und DiensLTechtl ichen Kommiss ion .
(8) Die Geschäftsstelle der Konföderation veranlasst die Bekannt­
machung der Regelung. die sich aus dem Schlichtungsverfahren er
gibt in den amtl ichen Verkündungsblättem der Kirchen .

Abschnitt 5
Übergangs- und Schlussvorschriften 

§ 19
Zuständigkeit 

Zuständ ige obers te Behörde ist  der Oberkirchenrat . 

§ 20
Erstmalige Bildung der Arbeits- und 

Dienstrechtlichen Kommission 
( 1 )  ' Die Amtszei t  der am 3 1 .  Dezember 20 1 7  bestehenden Arbeits­
und Dienstrecht. l iehen Kommission w i rd verlängert ; sie endet mit 
Ablauf des 3 1 .  Mai 2022. ?Damit ist die Arbei ts- und Dienstrechtl i­
che Kommission nach den Rege l ungen d ieses K i rchengesetzes erst
mals zum 1 .  Juni 2022 zu bi lden . 
(2) 'Sofern am Tag des lnkrafttretens d ieses Gesetzes keine Arbeits­
und Dienstrechtl iche Kommission besteht,  finden abweichend von
Absatz l die Regelungen dieses Kirchengcsetles über d ie B ildung
und d ie Zusammensetzung der Arbeit- und Dien trechtlichen Kom­
mission mit dem Inkrafttreten d ieses K irchengesetzes Anwendung .
?Die Amtszeit der nach Satz I gebildeten Arbeits und Dienstrechtli­
chen Kommission endet mit Ablauf des 3 1 .  Mai 2023 . 

§ 21
Anhängige Schlichtungsverfahren 

Auf Schlichtungsverfahren. d ie am 3 1 .  Dezember 20 1 7  anhängig 
s ind finden weiterhin die Regelungen des Ab chnilts rv Unterab­
schn i tt 3 des Mitarbeitergesetzes der Konföderat ion evangelischer 
Kirchen in Niedersachsen in der am 3 1 .  Dezember 20 1 7  geltenden 
Fas ung Anwendung. 

Artikel 4 
Inkrafttreten 

Dieses Kirchengesetz tr i tt am 1 .  Januar 20 1 8  in Kraft, jedoch nicht 
vor Inkrafttreten g leichlau tender Kirchengesetze zur Zustimmung 
zum Arbeitsrechtsregelungsgrundsätzegeselz der EKD und zur Ein
führung eines Kirchengesetzes über das Verfahren zur Regelung der 
Arbe itsverhältnisse der Mitarbeiter und Mitarbe i teri nnen im  kirchli­
chen Dienst der Evange.l i sch-lutherischen Landesk irche i n  Braun­
schweig und der Evangeli sch- l u therischen Landeskirche Hannovers . 

Oldenburg,  den 24 . November 20 1 7  

Der Oberkirchenrat 
der Ev.-Lutl1. Kirche in  O ldenburg 

J a n s s e n  
Ve r t r e t e r  i m  B i schofsamt 
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Nr. 64 
Kirchengesetz zur Änderung des Kirchengeset­
zes der Konföderation evangelischer Kirchen in 

Niedersachsen über die Rechtsstellung der 
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen 

(Mitarbeitergesetz - MG) 
vom 24. November 2017 

Die 48 . Synode der Evangel isch-Lutherischen Kirche in Oldenburg 
hat das folgende Kirchengesetz beschlossen : 

Artikel 1 
Änderung des Mitarbeitergesetzes 

Das Kirchengesetz der Konföderation evangel ischer Kirchen in Nie­
dersachsen über d ie Rechtsste l lung der M itarbei ter und Mi carbe i te­
r inne11 (Mitarbei tergesetz - MG) vom 1 1 .  März 2000 (GVBl .  24 . 
Band, S .  1 40) ,  zuletzt geändert durch gesetzesvertretende Verord­
nung vom 27 . Oktober 20 1 6  (GVBl .  28 .  Band , S . 3 1 )  wird wie folgt 
gelindert : 
§ 1 2  wird wie  folgt neu gefasst:

,, 1 Privatrechtl ich Beschäftigte erhalten eine Zusatzversorgung .  
2Sie richtet s ich nach dem Recht der Ev.-Luth . Kirche in Oldenburg 
und ist n icht Gegenstand der Dienstvertragsordnung, soweit s ie sich 
auf Grnndlage der Bestimmungen zur Durchführung des Gesetzes 
betreffend die zusätzl iche Alters- und Hinterbl iebenenversorgung 
der nichtbeamteten k i rchl ichen M i tarbei ter vom 30. Mai 1 956 
(GVBI .  XIV. Bd . ,  S .  1 43 ff.) nach den Bestimmungen der Satzung 
der Versorgungsanstal t des Bundes und der Länder (VBL) in ihrer je­
weils gel tenden Satzung richtet . 3Sowei t  Leistungen abweichend 
von Satz 2 auf Grundlage der Satzung der Evangelischen Zusatzver
sorgungskasse (EZVK) in ihrer jewei l s  gel tenden Fassung gewährt 
werden, is t  e ine Eigenbetei J jgung der Mitarbei terinnen und Mitar­
beiter an den Beiträgen zur Zusatzversorgungskasse dem Grunde 
und der Höhe nach in der Dienstvertragsordnung zu rege ln ." 

Artikel 2 
Inkrafttreten 

Dieses Kirchengesetz tri tt am 1 .  Dezember 20 1 7  in Kraft .  

Oldenburg ,  den 24 . November 20 1 7  

Der Oberkirchenrat 
der Ev.-Luth . Kirche in Oldenburg 

J a n s s e n  
Ve r t r e t e r  i m  B i schofsamt 

Nr. 65 
Geschäftsordnung des Gemeinsamen 
Kirchenausschusses der Evangelisch­
Lutherischen Kirche in Oldenburg 

Der Gemeinsame Kirchenausschuss der Evangel isch-Lutherischen 
Kirche in Oldenburg hat sich in Ausführung des Artikels 95 der Kir
chenordnung in der Fassung vom 1 0 .  Mai 2007 (GVBI .  XXVI .  Bel .  
S .  92) mi t  Zustimmung der Synode vom 23 . November 20 1 7  d i e  fol­
gende Geschäftsordnung gegeben: 
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§ 1
Zusammentritt 

( 1 )  Der Gemeinsame Kirchenausschuss tritt in  der Regel monatlich 
zu einer ordentl ichen Sitzung zusammen . 
(2) 1Der Termin und der Ort der nächsten ordentl ichen S i tzung wer­
den vom Gemeinsamen Kirchenausschuss durch Besch l uss festge­
legt. 2Wurde kein Beschluss gefasst ,  legt d ie oder der Vors i tzende
den Termin und den Ort der nächsten ordentl ichen S i tzung fest.
(3) 1 In eil igen Fäl len beruft die oder der Vorsi tzende den Gemeinsa­
men Kirchenausschuss zu einer außerordentl ichen Sitzung e in . 2Auf
Antrag von mi ndes tens einem Viertel der Mi tgl ieder ist die oder der
Vorsitzende zur unverzügli chen Einberufung zu e iner außerordentli­
chen Sitzung verpflichtet .

§ 2
Teilnehmende 

( 1 )  1Teilnehmende der Sitzung sind die Mitg l ieder des Gemeinsa­
men Ki rchenausschusses nach Arti kel 93 Absatz I der Kirchenord­
nung .  21m Falle ihrer Verhi nderung werden sie von ihren Ste l l vertre­
terinnen oder Ste l lvertretern ve1treten . 3Eine Verhinderung ist der 
oder dem Vors i tzenden mitzu te i len . 
(2) Die Leitung der Stabsstel le Presse und Öffent l ichkei tsarbei t
n immt  an den S i tzu ngen a ls  ständiger Gas t  m i t  Rederecht tei l .  
(3) Der Gemeinsame Kirchenausschuss kann z u  sei11en Beratungen
dritte Personen h inzuziehen .

§ 3
Vorsitz und Vertretung 

( 1 )  1 Die B i schöfin oder der Bischof führt den Vorsitz im Gemeinsa­
men Kirchenausschuss, die Stellvertretung erfolgt durch die Priis i ­
dent in  oder den Präsidenten der Synode . 1 So l l ten beide an der Wahr
nehmung dieser Aufgabe verh indert sein, leitet das Jebensälteste 
Mi tgl ied des Gemeinsamen Kirchenausschusses die S itzungen . 
(2) Der Gemeinsame K i rchenausschuss wird durch die Vorsitzende
oder den Vorsi tzenden nach außen vertreten .  

§ 4
Tagesordnung 

( I )  1 Die oder der Vorsitzende erstellt eine vorläufige Tagesordnung 
für jede S i tzung des Gemeinsamen Kirchenausschusses. 2S ie wird 
den Teilnehmenden gemeinsam mi t  der Ein ladung übermittelt .  
(2) 1 Die Mitglieder können wei tere Tagesordnungspunkte zur Bera­
tung vorschlagen . 2Die Tagesordnung wird zu Beginn der S i tzung
beschlossen .
(3) Spätere Änderungen der Tagesordnung bedürfen eines Beschlus­
ses des Gemeinsamen Kirchenausschusses .

§ 5
Einladung 

( 1 )  Die oder der Vors itzende l äd t  die Tei lnehmenden schriftl ich zu 
den Sitzungen des Gemeinsamen Kirchenausschusses ein . 
(2) 1 Die Einl adung ist so rechtze i tig zu versenden,  dass sie den Tei l ­
nehmenden wenigstens eine Woche vor der Si tzung vorl iegt . 2Zu au­
ßerordentl ichen Sitzungen soll die Einladung den Tei lnehmenden
wenigstens drei Tage vor der S i tzung vorl iegen .



§ 6
BeschJussfiibjgkeit 

Der Gemeinsame K i rchenausschuss ist beschlussfähig , wenn min
destens drei synodale Mitgl ieder und zwei Mi tg l ieder des Oberk i r­
chenrates anwesend s ind . 

§ 7
Beschlussvorlagen 

( 1 )  Flir Tagesordnungspunkte , zu denen eine Beschlussfassung er­
forderlich ist , i st eine schrift l iche Besch lussvorlage zu erstel len .  
(2) 1Die B e  chlu svorlagen ind gemein am mit der Einladung zu
übermittel n .  2Lagen die Beschlussvorlagen der oder dem Vorsitzen­
den bei Absendung der E in ladung noch n icht vor sind s ie alsbald
nachzure iche n .

§ 8
Ordentliche ßeschJussfassung 

( 1 )  1 Der Gemeinsame Kirchenausschuss entscheidet mit der Mehr­
heit  der abgegebenen Stimmen . Enthaltungen werden bei Berech­
nung der Zahl der abgegebenen S t immen n icht mi tgezählt .  
(2) Grundlage jedes Beschlusse so l l  eine schri.ftl iche Besch lussvor­
lage se i n .
( 3 )  1 Die Abst i m mung erfolgt d u rc h  Handzeichen . Auf Antrag e ines
Mi tglieds erfo lg t  ie gehe im . 

§ 9
Außerordentliche Beschlussfassung 

( 1) 1 1 n  fällen besonderer Dringl ich.keit trifft die oder der Vors itzende
im Einvernehmen mit der S tel lvertretung im Vors i tz al le notwendi­
gen , nicht auf ch.iebbaren Entscheidungen. ?Diese sind vorläufig, o­
weit sich aus der Natur der Sache n ichl deren endgli l t ige.r Charakter
ergibt .
(2) Die nach Absatz I get roffenen Entsche idungen sind dem Ge­
meinsamen K i rchenausschuss in seiner nächsten ordent l i chen S i t ­
zung , d ie  auf  d i e  Entscheid tl l lg folgt ,  zur Best�l ig u ng vorzu legen .
(3) 1 Die  oder der Vors i tzende wird im Verh i ndernngsfal l be i Ent­
scheidungen gemäß Absatz I durch das nach Art ikel 100 Absa tz 2 
der K irchenordnung best immte Mi tglied des Oberkirchenrates ver­
tTeten .  ?Für die S tellvertrelung im Vorsi tz is t  un ter den synodalen 
Mitgliedern von d iesen für den Fal l der Verh inderung eine Vertre­
tung zu bestimmen. 

§ 10
Protokoll  und Bericht an die Synode 

( 1 )  1 Über d ie S i tzungen des Gemeinsamen K i rchenausschusses w i rd 
e in  Protokol l  geführt. 2Der Gemeinsame K i rchenausschuss be­
stimm! e ine Person zur Protokol l führeri n oder zum Protoko l lführer. 
(2) 1 Jns Protokol l  sind mindes1en aufzunehmen:

1 .  Ort und Tem1in  der S itzung . 
2. d ie Namen der Teilnehmenden ,
3. die Vertretung von M itgl iedern.
4. die ichtmitwirkung befangener Mitglieder,
5. geasste Beschlli se in  ihrem Wortlau i ,
6 . das S t immenverhäl tn is  einer Abst i mmung.

1 Es können Schwerpunkte der Beratung aufgenommen werden .
(3 )  1 Das Protokol l bedarf der Genehmigung des Gemeinsamen K i r­
chenausschusses auf der nächsten ordentl ichen S itzung . �Es wi rd 
spätestens mit der Ein ladung zur nächsten ordentl ichen S i tzung als 
Beschlussvorlage an alle Tei lnehmenden übermittelt 3Zur Beschlus­
sausführung veran lasst das zuständige Milglkd des Oberkirchenra­
tes die Anfertigung entsprechender Auszüge an die ausführenden 
Stel len . 4Eine weitere Verteilung des Protokol l .  findet nicht statt. 
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(4) Die oder der Vorsi tzende berichtet der Synode regelmäßig über
die Arbeit des Gemeinsamen Kirchenausschusses .

§ 11
Befangenheit 

( 1 )  Wer an dem Gegenstand einer Besch l ussfassung persön l ich be­
tei l igt im S inne des Artikels 1 33 Absatz 3 der Kirchenordnung oder 
aus anderen Gründen befangen ist, n immt an der Beratung u i1d der 
Beschlussfa sung nicht rei l .  
(2) 1Wer Kenntnis von einer Befangenheit hat , hat der oder dem
Vor i rzenden dies unverzüg l i ch mitzutei len . 21st die oder der Vorsit­
zende befange n ,  tei l t  sie oder er dies der Stel lvertretung im Vorsitz
mit . 
(3) Über das Vorl iegen eines Befangenheitsgrundes entscheidet in
Zwe ife. l sfällen der Gemeinsame K i rchenausschuss in Abwesenheit
der bet roffenen Person .

§ 12

Ausschluss der  Öffentlichkeit Vertraulichkeit 

( 1 ) Die Sitzungen de Gemeinsamen Kirchenausschusses ind nicht 
öffentlich . 
(2) Der Gemeinsame Kirchenausschus kann beschl ießen. dass Be­
ratung und Abst.i mmung einzelner Tagesordnungspunkte vertraul ich
aussch ließl ich in Anwesenheit der Mi tgl ieder etfolgen .

§ 1 3

Abweichungen von der Geschäftsordnung 

1 Der Gemeinsame Kirchenausschuss kann im Einzelfall von dieser
Geschäftsordnung abweichen . 2Eine Abweichung bedarf eines ein­
stimmigen Beschlusses der anwesenden Mitglieder, die wenigsten 
zwei Dri tte l der Mi tg l ieder des Gemeinsamen Kirche11ausschusses 
ausmachen. 

§ 14
Inkrafttreten 

1 Diese Geschäftsordnung h1tt am Tage nach der Veröffentl ichung ih­
res Textes und des Zust immungsbeschlusses der Synode in  Kraft. 
2Maßgeblich ist die zuletzt erfolgende Veröffentlichung.

Oldenburg ,  den 23 . November 20 L 7 

Der Oberkirchenrat 
der Ev.-Luth . K irche in  O ldenburg 

J a n s s e n  
Ve r t re t e r  i m  Bischofsamt 

Nr. 66 

Der Oberk i rchenrat der Evangelisch-Lutheri chen Kirche in Olden­
burg hat am 26 . September 20 1 7  folgende Ausführungsbe t immun
gen besch lossen : 

Ausführungsbestimmungen zum Kirchengesetz 
zur Gleichstellung von Frauen und Männern 

in der Evangelisch-Lutherischen Kirche 
in Oldenburg (GSG 2010) 
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Ziel d ieser Ausführungsbestimmungen ist es, al le Personen , 
insbesondere d ie  mit Lei tungs und Persona lveran two11rn1g, dari n zu 
un terstü tzen , die tatsächliche Gleichstel l ung von Frauen und Män­
nem zu fördern und durchzusetzen , so wie es das Gleichstel lungsge­
setz der Ev.-Lu th . Kirche in  Oldenburg vorsieht.

I .  Allgemeine Bestimmungen 

1 .  Rechtsvorschr iften , Veröffent l ichungen und der Schri ftverkehr 
in  der Ev.-Luth . K i rche in  Oldenburg müssen der Gleichste l l ung 
von Frauen und Männern Rechnung tragen . 

2 .  Unterrepräsen tanz l iegt vor, wenn der Antei l  eines Gesch lechtes 
45 Prozent und wen iger beträgt . Te i l ze i tbeschäftigte werden ent­
sprechend ihrer ind iv iduel len wöchentlichen Arbeitszei t  
berücksich tigt. Für d ie  Unterrepräsentanz in Gremien gi l t  Satz l 
entsprechend . 

II. Gleichstellungsförderung

(zu � 5 und 6 Abs. 1 GSG)

1. Stellenausschreibung

( J  .) Anforderu ngsprofi le i n  S te l lenausschreibungen sind tätig
keitsorient iert auszuschreiben . Zur Venueidung gesch lech­
ters tereotyper Assoziat ionen ist nach Mögl ichke i t  auf eigen­
schaftsor ien t ierte Adjekt ive zu verzichten , bzw. sind d iese 
tätigkeitsorientiert zu gestalten . 

(2 .) S te l len werden sowohl für Männer a l s  auch fü r Frauen aus­
geschrieben . Eine Ausnahme ist zuläss ig,  wenn das Ge­
sch lecht  wegen der A1t der auszuübenden Tätigkeit oder der 
Bedingungen ihrer Ausübung eine wesent l i che und ent­
scheidende berufl iche Anforderung darsteHt, sofern der 
Zweck rechtmäßig und d ie Anforderung angemessen ist. 

(3.) Sofern i n nerhalb ei ner Entge l t-/Besoldungsgruppe e i ner 
Diens tstelle bzw. innerhalb der Grnppe der Pfarrstellen in 
Stabste l lenfunkt ion und/oder mit gesamtk i rchl ichen Aufga­
ben Frauen bzw. Männer unterrepräsent iert sind , müssen 
S tel l enausschreibu ngen folgenden Passus enthalten: , ,Die 
Ev. Luth . K i rche in Oldenburg strebt in  allen Bere ichen und 
Pos i tionen an , Unterrepräsentanzen im S inne des Gle ich­
ste l l ungsgesetzes der Ev.-Luth . Kirche in  Oldenburg abzu­
bauen . Daher s ind Bewerbungen von [Frauen bzw. Män­
nern ] ausdrl·1ckl ich erwünsch t ." 

(4 . )  Der / die Gleichstel Jungsbeau frragte kann e i ne zwei te Aus­
schreibung verlangen , wen n  sich keine Person des unterre­
präsentierten Geschlechts beworben hat . 

(5 . )  Die Stellen in der Ev.-Luth . Kirche in Oldenburg s ind 
grundsätzl i ch  tei lzei tgeeignet Darauf muss i n  den S tel l en ­
ausschre ibungen mi t folgender Formul ierung hingewiesen 
werden : ,,M i t  den bes tehenden flex iblen Arbeitsze iten sind 
Teilze i tmodel l e  un ter Berücksichtigung der Anforderu ngen 
an den Au fgabenbereich grundsätzl ich mögl ich" . 

(6 .) Die Teilzeiteignung is t vor der Ausschreibung mi t  der Dar­
s tel l ung denkbarer Modelle zu doku mentieren . Findet s i ch  
ke in denkbares Model l , is t die / der Gleichstel l ungsbeauf
t- ragtc zu un ten:icbten . 

(7 .) D ie  Anbahnung e ines Dienst- oder Arbe.i tsverhältn i sses zur 
Ev.-Luth . K i rche in  Oldenburg erfolgt grundsätzl ich durch 
Ausschreibung. Ausnahmen sind gegeni.i ber der / dem 
G le ichste l l ungsbeauftragen zu begrü nden . Die Ausschrei­
bung ist der / dem G leichste l l ungsbeau ftragten mit Veröf­
fentl ichung zuzule i ten . 

2. Auswahlverfahren

( 1 .) S i nd in  einer Dienststel l e  jewei l s  bezogen auf die Entgel t­
/Besoldungsebenen bzw. s ind innerhalb der Gru ppe der 
Pfarrste l len in S tabstel len funk t ion und/oder m i t. gesamt­
k i rch l icbeL1 Au fgaben Frauen oder Männer unterrepräsen­
t iert , müssen Bewerberinnen oder Bewerber des unterreprä­
sent i erten Gesch lechtes die über d ie  geforderte Qual i fika t i ­
on (Eignung , Befähigung, fachliche Le i s t11ng) verfügen , zu 
e inem Vorstel lungsgespräch e ingeladen werden . Nach Mög­
lichkeit sol l die Auswahl potentieller Kandidat innen und 
Kandidaten in  annähernd gleicher Zahl e1folgen . Werden 
be i der Besetzung von Stellen Auswahlgremien gebi ldet , 
sol l  auf Gesch lechterparität geachtet werden . 

(2 . )  Bei der Beurtei l u ng der Qual ifikation sol len auch fami l i äre 
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und soziale Erfahrungen aus der Zei t  einer Beurlaubung we­
gen Famitienptlichten , sowie durch ehrenamt l iche Tätigkeit 
erworbene Fäh igkeiten und Erfahrungen berücksichtigt 
werden ,  sofern d iese Qual ifikationen für die zu übertragen
de Tätigkeit von Bedeutung s ind .  

(3 . )  Folgende Gründe dürfen bei der vergleichenden Bewertung 
n ich t  zum Nachtei l e iner Bewerberin oder eines Bewerbers 
berücksichtigt werden: 1 .  Unterbrechungen der Erwerbtä­
ligkei t ,  geringere aktive D ienst- oder Beschäftigungsze iten , 
Reduzierung der Arbeitszeit oder Verzögerung beim Ab­
sch luss e inzelner Ausbi ldungsgänge, jewei l s  aufgrund der 
Wahrnehmung vo□ Fami l ienpflichten , 2. zei t l iche Belastun­
gen durch Fami l i enpflichten und d ie  Abs icht , von der Mög­
l ichkei t  der Arbeitszei treduzierung Gebrauch zu machen . 

(4 .) Es sind standard i s ierte Verfahren für den Ablauf und die 
Methoden von Bewerbungsgesprüchen zu entwickeln und 
anzuwenden . 

(5 . )  In den Fäl. len,  in welchen der Gemeinsame Kirchenaus­
schuss (GKA) die Auswahlen tscheidung tr ifft ,  hat  der Ober­
k i rchenrat den Ausschuss über die Bete i l igung der Gleich­
s tel l u ngsbeauftragten zu inform ieren . 

3. Einstel lung und berullicher Aufstieg

I n  Dienststel len jeweils bezogen auf Entge lt-/Beso ldungsebenen
bzw. a uf die Gruppe der Pfarrstellen in  S tabstel len funktion
und/oder mit gesamtkirch l ichen Aufgaben , i n  denen Frauen bzw.
Männerunterrepräsentiert s ind , sol l en  diejen igen Personen , d ie
dem unterrepräsent ierten Geschlecbt angehören , bei gle ichwert i ­
ger Qual ifikation be i  Einstel l ung , Beförderung oder Ubertragung
e iner höher bewerteten Tät igke i t  bevorzugt berl'1cksicht igt wer­
den ,  bis in d iesen Bere ichen Mitbewerberinnen und Mi tbewerber
in g leicher Anzahl vertre ten sind . Ausnahmen sind zuläss i g ,
wenn i n  der Person eines Mitbewerbers oder e iner Mitbewerbe­
rin wichtige Gründe vorl iegen , die zur Wah rung der Einzelfal l ­
gerechtigkeit e ine  Ausnahme erfordern .

4. Personalentwicklung und Fortbildung

( 1 . ) A J le Personen mit Le itungsverantwortung haben die Aufga­
be , die für die Verwirkl ichung der Ziele des Gleichstel lungs­
gesetzes der Ev.-LutJh .  Kirche in Oldenburg e1forderl i chen 
Kompetenzen der Beschäft ig ten zu fördern . Genderkompe­
tenz bzw. d ie Bereitschaft zum Erwerb derselben w i rd e in  
Anforderungskri terium an Lei tungspersonen auch i m  Be­
re ich der Ehrenamtl ichke i t .  

(2 . )  Fortbi ldungsangebote zur  Vorbereitung von Frauen auf Lei­
tungsfunkt ionen sol len besonders gefördert werden ,  solange 
d iese in Le itungsfünkt ionen unterrepriisent i ert s ind , auch i m  
Bereich der Ehrenamt lichkeit . 

(3 . )  In  das Fortbi ldungsangebot s i nd rege lmäßig d ie  Themen 
Gleichste l lung von Frauen und Miinnem und Schutz vor se­
xue l ler BeHist igung am Arbeitsplatz au fzunehmen . Dies g i l t  
insbesondere für d ie Fortbi ldungen von Beschäft igten mit  
Le itungsaufgaben und von Beschäftigten , d ie  im Organ isa­
tions- und Personal wesen tät ig s ind . 

(4 . )  Fortbi ldungsveranstal rungen s ind so durchzuführen , dass 
Beschäftigte , die K i nder b i s  zur Vol l endung des 1 2 .  Lebens­
jahres oder pflegebedürftige Angehörige versorgen ,  tei l neh­
men können . lm Rahmen der zur Verfügung stehenden 
Haushaltsm i ttel werden auf Antrag die angemessenen , 
nachgewiesenen Mehrkosten für die K inderbetreuu ng und 
die Betreuung pflegebedlirfiger Angehöriger im S inne des 
Elften B uches des Sozialgesetzbuchs erstat.tet .  

( 5 .) Voraussetzung für d ie  Ers tattung von Mehrkosten ist die Ge­
nehm igung der Fortbi ldung. 

5.  Förderplan 

( L .} lm Anwendungsbereich des GSG wird Gesch lechterparität 
angestrebt .  

(2 .) Gemäß § 5 Abs . 1 GSG sind d ie  Diens tste l lenleitungen ins­
besondere im Rahmen der Personalplanung und der Arbe its­
organisation verpflichtet , auf die .Beseitigung von Unterre­
präsentanz h i nzuwirken . Dazu stellen sie Förderpläne zur 
Geschlechtergerechtigkei t nach dem folgenden verb ind l i ­
chen Verfahren (Anlage l :  Verfahren zur  Erstel lm1g von 
Förderplänen) auf, erstma ls  zum 1 .  des Jahres , das auf In­
krafttreten d ieser Ausführungsbest immungen folgt .  



(3 . )  Der Oberk i rchen .rat füh11 eine Stat i s t ik  in Analogie zum För
derplan (Tabel le Bewerbungsverfahren) bei der Besetzung 
von Pfarrstellen. Anlage 1 (Verfahre□ zur ErsteI Jung von 
Förderplänen) g i l t entsprechend . 

(4 .) Der Oberkirchenrat führt eine S tatistik zum Geschlechter­
verhältnis in den Gremien der Ev.-Luth . K irche in Olden­
burg sowie zu den Ent�endungen in Gremien Dri tter. 

(5 . )  Folgende Förderpläne sind zu erstel len: siehe Tabel le „För­
derpläne". 

(6.) Nach Ablauf der Geltungsdauer eines Förderplanes ermittel t  
die Ste l l e ,  die ihn erstel lt bat, inwieweit Unterreprä entanz 
( in%) verringert und die Vereinbarkeit von Erwerbs- und 
Famil ienarbe i t  ( I nd ikatoren) verbesse11 worden ist . 
Sie gibt dieses den Beschäftigten , den jewe i l s  zuständigen 
Mitarbeitervertretungen und der/dem Gleichstel lungsbeauf­
tragten unverzüglich zur Kenntni . Das Ergebnis ist  auf 
Wunsch mit der/dem Gleichstellungsbeaufragten zu bera­
ten . 
Wenn die Zie lvorgaben des Förderplanes ( im H i nbl ick auf 
Einstel l u ngen, Beförderungen Höhergruppierungen und 
Fortbildungen) i nnerhalb  des vmgesehenen Zeitraumes 
n icht erfültt worden sind, i st bis zur Erfül lung der Zielvor­
gabe□ (bei jeder Einstel lung,  Beförderung, Höhergruppie­
rung und Fortbildung eines Angehörigen/einer Angehörigen 
des nicht unterrepräsentierten Geschlech tes) gegenüber 
der/dem Gleichsle l l ungsbeauftragten e ine besondere Be­
gründung durch die Verantwortl ichen notwendig. 

(7.) Die notwendigen Informationen sind von den zuständigen 
personalsachbearbeitenden Stellen zur Verfi.igung zu stel len . 

(8 . )  Für die Förderung einer ausgewogenen Gesch lechterreprä­
sentanz bei  den Mitarbe i tenden in den Kirchenbüros sowie 
in  den Kindertagesstät ten wird das Instrument der Förder­
pläne als n icht ziel fiihrend angesehen . Hier sol len unter Ein­
beziehung der zuständigen Fachstellen andere Maßnahmen 
entwickelt werden ,  um diese Berufe auch für Männer attrak­
tiv werden zu las en . 

m. Förderung der Vereinbarkeit von Beruf und Familie
(zu § 1 GSG) 

( l  .) Die Arbe itszeitgestaltung bei fami l iären Betreuungs- und
Pflegeaufgaben sol l für Beschäftigte auf Verlangen iiber d ie
fiir al le  Beschäftigten gellenden Regelungen h inaus e ine in­
div idue l le Gest::i.l tung der täglichen / wöchent l ichen / jährl i­
chen Arbeitszei t em1ög l ichen . Die Berei tstel lung von Tele­
arbeitsplätzen sol l geprüft werden ,  sowei t nicht dringende 
d ienstl .iche Belange entgegenstehen . Es sollen insbesondere 
die Mögl ichke i ten des Te i l ze i t und Befristungsgesetzes 
(TzßfG) berücksicht igt werden .  Die Ab lehnung ist schri ft­
l ich zu begründen . 

(2.) Dienstre isen sind so anzuordnen dass Beschäftigte ,  d ie 
Kinder bis zur Vollendung des 1 2 .  Lebensjahres oder pfle­
gebedürftige Angehörige versorgen ,  in der Lage sind , die 
d ienst l iche Anforderung zu erfü l len . Im Rahmen der zur 
Verfügung stehenden Haushaltsmittel werden auf Antrag 
die angemessenen nachgewiesenen Mehrkosten für die Kin­
derbetreuung und die Betreuung pflegebedürftiger Angehö­
riger im Sinne des El ften Buches des Sozialgesetzbuchs er­
stattet 

(3 .) Die Tei l ze i teignung gilt grundsätzl ich auch fiir Leitungs­
und Pfarrste l len . Der Oberk irchenrat stel l t  Grundsätze auf ,  
nach welchen Leitungs- und Pfa.1Tstellen dementsprechend 
beurtei l t  und dahingehend modifiziert werden . Hieran ist 
d ie/der Gleichstel lungsbeauftragte zu beteil igen . 

(4.) Die jewe i l s  zuständ ige Leitungsebene hat i m  Rahmen der 
dienstl ichen Mögl ichkeiten fami l iengerechte Arbeitszeiten 
und Tei lzei tbeschäft igungen auch für Le itungsämter anzu­
b ieten . 

(5 .) Beschäftigte . die eine Te.i l ze i tbeschäftigung beantragen, 
s ind auf arbeits- versorgungs und rentenrechtl iche Folgen 
h inzuweisen . 

(6.) Vor der Ablehnung von Anträgen auf flexible Arbeitszeit, 
Teilzei tbeschäftigung und Beurlaubung aus fami l iären 
Gründen ist  die G leichste l l ungsbeauftragte von der jewe i l s  
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zus1ändige11 Lei tung ebene zu hören . Das gi l t  auch in Bezug 
auf d ie Pfarrer und Pfarrerinnen . 

(7 .) Teilzeitbc chäftigten sind die gle ichen beruflichen A u f­
stiegs- , Fort- und Weiterbi ldungsmöglichkeiten e inzuräu­
men wie Vollbeschäftigten . Können Te i l zeitbeschäftigte an 
einer Fortb. ildungsmaßnahme nur tei l nehmen, wenn sie da­
bei ihre regelmäßige wöchen t l iche Arbeitsze i t  überschre i ­
ten ,  so wird das behandelt wie d. ienst l .ich angeordnete Mehr­
arbeit. 

(8.) Bei der Besetzung von Vollzeitarbeitsplätzen sind Tei lzeit­
beschäftigte mit Aufstockungswunsch bei gleicher Qual ili­
kation und Eignung externen Bewerbenden vorzuziehen . 

(9 .) Urlaubs-/Krankhei tsvertretungen und Aush i l fstätigkei ten 
sind vorrangig Beschäftigten , die aus fami l iären  Gründen 
beurlaubt sind, und die ein entsprechendes lnteresse bekun­
det haben, bei vorhandener Qual ifikation und Eignung an­
zubieten . 

( I O.) Beschäftigten , die zu.r Betreuung von Kindern oder zur 
Pflege von Angehörigen beurlaubt sind, sol len in d ieser 
Ze it die Mögl ichkei t haben , ihre beru tl iche Qual ifikation 
zu erhahen / zu verbessern.  Dazu sind ihnen die notwendi­
gen Infonnationen (Hau mitleilungen, Rund chreiben, in­
terne Stel lenausschreibungen , Inhouse Fortbildungsange­
bote) zur Verfügung zu stel len . 

( 1 1 .) Rechtze i t ig  vor Ablauf e iner Beurlaubung und der Eltern ­
ze i t  s ind mi t  den betroffenen Beschäft igten Beratungsge­
spräche zu fiihren , in denen sie über die Mögl ichkeiten ih­
rer Beschäfligung nach der Beurlaubung informiert wer­
den . 

IV. Mitwirkung der/des Gleichstellungsbeauftragten
(zu § 3 Abs. S, § 6 und § 7 GSG) 

( 1 .) Die/der Gleichstellungsbeauftragte ist zur Durchführung ih­
rer/se iner Aufgaben rechtze i t ig und umfassend zu unterrich­
ten .  Die jeweils zus tänd ige Le i tung ebene hat die Gleich­
ste l l ungsbeau ftragte/den Gleichstel l ungsbeau ftragten be­
reits während der Vorbere itung von Entscheidungen zu in­
formieren und die Gle ichstel lungsbeauftragte/den Gleich­
slel lungsbeauftraglen frühze i.lig an den Planungen zu betei­
l igen . In die em Rahmen sol l d ie/der Gleicbstel lungsbeauf
tragte insbesondere an den Beratungen von Ausschüssen 
und Kommiss ionen betei ligt werden .  

(2.) Die/der Gleichstel lungsbeauftragte ist  daher vor einer end­
gül tigen Beschlussfassung von allgemeinen Regelungen, 
die eine Bete i ligung der/des Gleichste l lungsbeauftragten 
vorsehen, so rechtze i t ig zu betei l igen, dass ie/er noch Ge­
legenheit hat , durch Anregungen / Stel l ungnahmen an der 
Entscheidungsfindung mitzuwirken .  

( 3 .) Be i  der  Auswahl von Mitarbei tenden i st d ie/der G leichstel­
lungsbeauftragte durch Vortage der .Bewerbungsunterlagen 
und beratende Stimme im Auswahlgremium zu beteil igen .  

(4.) An der Terminfindung zu den Personalauswahlgesprächen / 
Personalauswahlverfahren ol l die/der Gleichstellungsbe­
auftragte auf i h ren/seinen Wunsch h in  berücksich tigt wer­
den . 

V. Besetzung von und Entsendung in Gremien
(zu § Sa GSG) 

( ! . ) Scheidet i nnerhalb der Amtsperiode eines Gremiwns e in
Mitgl ied aus dessen Geschlecht s ich i m  Gremium in der
Mehrheit befindet ,  ist für die Nachbesetzung oder d ie ach­
wahl  e.ine Person des anderen Ge chlechts vorzuschlagen 
bzw. zu berufen. Scheidet ein Mitgl ied aus, dessen Ge­
schlech t  sich im Gremium in der Minderheit  befindet , ist für 
die Nachbesetzung oder die Nachwah l eine Person des g le i ­
chen Geschlechts vorL.uschlagen bzw. zu berufen . Der Vor­
schlag oder die Berufung einer Person de- überrepräsentier
ten Gesch lechtes setzt eine Dokumentation der Bemühun­
gen nach Satz 1 und 2 voraus. 

(2.) Um bei Gremienbesetzungen durch Wahl dara u f  hinzuw ir­
ken ,  dass sich ebenso viele Frauen wie Männer zur Wah l  
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stel len und ,  soweit Wah lvorsch lagsl i sten aufzus te l len sind , 
d iese d ie gle iche Anzah l  von Frauen und Männern enthal­
ten , sollen Frauen und Männer in g leicher Anzah l an der Su­
che bzw. Ansprache geeigneter Kandidat innen/Kandidaten 
betei l igt werden . 

(3 .) Im Rahmen der Wah lvorbereitung soll d ie die Wahl vorbe
rei tende Stelle die aktuel le Geschlechterquote im Gremium 
jewei ls ermit te l n ,  im Vorfeld benennen und um Vorsch läge 
für das unterreprlisent ierte Gesch lecht besonders werben .  
Des Wei teren s i nd  zur Unterstützung einer geschlechterpa­
rilätischen Besetzung von Gremien [nformationen zum An
forderungsprofi l und zum Zei taufwand für d ie  Wah l bzw. 
Berufungsämter zur erstel len u nd zu veröffent l ichen .  Unter­
stützung der Kandidaten und Kandidat innen durch Frauen 
und Mfürner als Ansprechpersonen soll angeboten werden . 
Das Verfahren der Kandidaten-/Kand idat innengewi nnung 
ist transparent zu gestal ten und in  gee igneter We ise zu ver­
öffentl ichen . 

(4 . )  Die/der Gleichste l lungsbeauftragte kann einen zweiten 
Wahlaufsatz verlangen , wenn der erste Wahlaufsatz eine pa­
ritfü ische Gremienbesetzu ng aussc h l ießt. Dazu ist d ie/der 
Gleichstel lungsbeauftragte i m  Vorfeld zu informieren . 

(5 .) Dem Verfahren , bei der Besetzung eines Gremiums durch 
Berufung oder Entsendung alternierend Frauen und Männer 
auf d ie zur Verfügung s tehenden Gremienplätze zu  berufen 
bzw. zu entsenden , soll auch gefolgt werden , wenn die Ev.
Luth . K i rche in Oldenburg eine oder mehrere Personen zur 
M i tarbei t in Gremien Dritter entsendet . 

Oldenburg ,  den 26. September 20 1 7  

Der Oberk i rchemat 
der Ev.-Luth . K i rche in Oldenburg 

D r .  Te i c h m a n i s  
Oberk i rchenräti n 

Ausführun2sbestimmungen zum Kirchengesetz 
zur Gleichslellun--2 von Frauen und Männern in 
der Eva�lisch"tutherischen Kirche in Olden­
burg (GSG 2010) 

Anla1!e 1 :  Verfahren zur Erstellun2 von För­
derpfänen zur Geschlechtergerechligkeit 

1 .  Bestandsaufnahme der Beschäftigtenstruktur 
2. Bestandsaufnahme von Daten zur Einstellungspraxis,

zu beruflichem Aufstieg und zur Fortbildungspraxis.
3 . Bestandsaufnahme frei werdender Stellen / Fluktuations­

abschätzung
4. Festlegung von Zielen und konkreten Maßnahmen

zum Abbau von Unterrepräsentanz
5. Festlegung von Zielen und Maßnahmen zur Verbesserung

der Vereinbarkeit von Erwerbs- und Familienarbeit
6. Erfolgskontrolle und Konsequenzen

1. Bestandsaufnahme der Beschäftigtenstruktur
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1 . 1 .  Die Dienststellenleitungen haben fortlaufend jeweils für 3
Jahre einen Förderplan (FP) zu erste l len .

1 .2 .  Der FP ist Tei l  der Persona lplanung und Persona lentwick­
lung.  Die Umse tzung des FP i s t  i nsbesondere Verpflichtung 
der Dienststel len le i tung und der Personalverwallung .  Ent­
sprechende Ressourcen s ind bereit zu stellen . 

1 .3 .  Die Grundlage des FP ist e ine Bestandsaufnahme und Ana­
lyse der Bes�häft ig tenst ruktur und der zu erwartenden Fl uk­
tuation . Dazu werden folgende Daten erhoben und in Form 
der anl iegenden Tabel le aufbereitet (Tabe l le : ,,sestandsauf­
nahme Beschäftigtenstruktur") :  
1 .3 . J . Zahl der im jewe i l igen Bereich beschäftigten Frauen 

und Männern einscl1 l jeßl ich der Beurlaubten getrennt 
nach Geschlecht ,  Besoldungs-, Entgelt- und Berufs
gruppen ; bei der Zuordnung zu einer Entgelt-/Besol-

dungsgruppe s ind Zu lagen entsprechend zu 
berücksicht igen , 

1 .3 .2 . Zahl der mi t  Tei lze i tbeschäft igten besetzten Ste l len 
getrennt nach Geschlecht , Besoldungs- , Entgel t- und 
Berufsgruppen . 

1 .4 . Anhand des Beschäftigungsvol umens w i rd festgestel l t ,  ob 
Unterrepräsentanz vorl iegt .  

1 .5 .  Anschl ießend erfolgt eine Analyse , in  welchen Bereichen 
Unterrepräsen tanz vorl iegt und wo die Ursachen daür l ie
gen .  D iese muss sich nicht auf  die Betrachtung des gesam­
ten Bereiches a l s  Einheit besclu·änken ,  sondern d ifferenziert 
ggf. entsprechend der Besonderheiten der Dienststel le i n ­
nerhalb des Bereiches zusätzl ich zwischen versch iedenen 
Lau fbahnen , Berufsgruppen etc „ 

2. Bestandsaufnahme von Daten zur Einstellungspraxis, zu
beruflichem Aufstieg und zur Fortbildung

2 . 1 .  Dazu werden folgende Daten erhoben und aufbere itet:
2 . 1 . 1 . Anzahl der Bewerbungen von Frauen und Männern ,

die mindestens dem Ausschreibungsprofi l  en tspre­
chen , sowie ihre Berücks ich t igung bei Einstel lung ( i n  
Form der  an l iegenden Tabel le :  ,,Bestandsaufnahme 
Bewerbungsverfahren" m it Angaben zur Anzah l 
männ l icher/weib l icher Bewerbungen, zur Anzahl 
männl icher/we ibl icher Ei ngeladenen , zur Besetzung 
mit Frau/Mann) ,  

2 . 1 .2 .  Anzahl der Männer und Frauen , die im Gel tungsze i t ­
rau m einen beruflichen Aufst ieg rea l isieren konnten ,  

2 . 1 .3 . Anzahl der  Prauen u nd Männer, die sich im Gel tungs­
zeitraum fortgebildet haben (unter Angabe von Ge­
schlecht, Dauer der Fortb i ldung und Kosten der je­
wei l i gen Fortbi ldung) , 

2 . 1 .4 .  Anzahl der gestel l ten und genehmigten Anträge auf
Reduziernng der Arbe itszeit ,  Beurlaubung und Auf
stockung der Arbeitsze i t: . 

3. Bestandsaufnahme frei werdender Stellen / Fluktuationsab­
schätzung

3 . 1 . Festste l lung, wie v iele S tel len im Geltune:szei traum des För­
derplanes vorauss ich t l ich  frei werden . Dazu werden d ie ent­
sprechenden Daten erhoben und aufbereitet . 

3 . 2 .  Analyse (unter Einbeziehung von Al tersabgängen , Beurlau­
bungen , Arbei tsplatzwechseln,  Wiederkehr aus der Beurlau­
bung u. a .) .  

4 .  Festlegung von Zielen und konkreten Maßnahmen zum 
Abbau von Unterrepräsentanz 

4 . 1 . Für a l l e  Bereiche s ind bezogen auf den Ante i l  des jewei l s  
unterrepräsentierten Geschlechtes eii1 Prozen tsatz festzule
gen , um den dieser Ance i l  im Geltungszeitraum gesteigert 
werden sol l .  

4 .2 .  Die im FP festgelegten Zielvorgaben u n d  Maßnahmen müs­
sen bei anstehenden Personalmaßnahmen (Besetzung von 
Ausbi ldungsplätzen ,  Einste l l u ng ,  Beförderung oder Uber­
tragung höherwertiger Tätigkeiten, Personalabbau , Durch­
ührung von Fortb i ldungsmaßnahmen) beachtet werden . 

4 .3 .  Es s ind d ie  konkreten personel len Maßnahmen zur Errei­
chung der Zie l vorgaben zu benennen. 

4 .4 .  Es sind die konkreten organisatorischen Maßnahmen zur 
Ziele1Teiclmng zu benennen . 

4.5 . Es s ind d ie konkreten fortbi ldenden Maßnahmen zur Zieler
reichung zu benennen . 

5. Festlegung von Zielen und Maßnahmen zur Verbesserung der
Vereinbarkeit von Erwerbs- und Familienarbeit

5 . J .  Es s ind konkrete Ziele zu benennen , die zu r Verbesserung 
der Vereinbarkeit von Erwerbs- und Fami l ienarbeit beitra­
gen so l l en .  Mögl iche Hand lungsfelder sind :  
Arbeitszeit- Arbei tsorganisation- Arbei tsort- Informations­
und Kommunikationspoli tik- Fiihrungskompetenz- Perso
nalentwicklung- Serv ice für Fam i l ien 

5 .2 .  Es i st ein Maßnahmenkatal.og zu erstel len, der die zur Ziel­
erreiclmng geplanten Maßnahmen e inzeln ,  konkret und 
überprüfbar darstel lt .  

5 .3 . Es sind geeignete Indikatoren zur Erfolgskontrolle zu entwi­
ckeln .  
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Tabelle: Förderpläne zur Geschlechtergerechtigkeit 

Organisationseinheit / Berufsgruppe Anzahl: 
Steuerungsinstanz / zuständig: 

GKV und Aufsicht 1 FP pro Dezernat II 
Organisations-
einheit 

Kreispfarrerinnen / Kreispfarrer Appell keine Steuerung, sondern Appell an 
das Wahlkollegium lt. KO Art. 76 
sowie die Kreissynode 

Pfarrstellen in Stabstellenfunktion 1 FP Dezernat 1 
und/oder mit gesamtkirchlichen 
Aufgaben 

Gemeindepfarrer/-innen und Pfarrer/ Statistik Dezernat 1 
Pfarrerinnen in anderen Funktionen 

Sonstige Personen in den Dezernaten 1 FP OKR 

Diakone und Diakoninnen 1 FP Dezernat 111 

Abkürzungen: FP Förderplan, GKA Gemeinsamer Kirchenausschuss, KO Kirchenordnung, OKR Oberkirchenrat 
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Verfahren zur Erstellung von Förderplänen 

Tabelle Bewerbungsverfahren 

Bestandsaufnahme von Daten zur Einstellungspraxis für den Förderplan für die Jahre: 

Zuständige Dienststelle: 
Anzahl 

Datum Bezeichnung der Befris Std. eingegangene 

(Ausschrei ausgeschriebenen tungszeil- VZJ Entgelt- bearbeitende Bewerbun 1en um-
TZ Std. gruppe Dienststelle bung) Stelle raum fang 

alle 9 d 

ÜÜ bis jjjj 

Wunsch 
Eingeladene 

Wunsch 
nach 

Bewerber/-innen 
nach Stellenbesetzung 

Teilzeit Teilzeit 

9 d alle 9 d 9 d VZ/TZ 9 d 

� 

2: 
('.l 1 

J 
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Nr. 67 

Rechtsverordnung 
über die Vertretung der Leiterin 

oder des Leiters der Gemeinsamen 
Kirchenverwaltung 

vom 16. August 2017 

Aufgrund von § 5 Abs . 1 Satz 4 des K i rchengesetzes ii ber d ie Bi l­
dung einer Gemeinsamen Kirchenverwaltung vom 1 6 .  November 
2007 (GVBI . 26. Band , S. 1 1 2) ,  zu letzt geändert du rch Kirchenge­
setz vom 20 . November 20 1 4  (GYBl . 27 . Band , S. 20 1 ) , verordnet 
der Oberki rchenrat: 

§ 1
Der Oberk i rchenrat best immt Herrn Dr. David K le inhans zum stän­
d igen Vertreter für den Leiter der Gemeinsamen Kirchenverwaltung. 

§ 2
Diese Rechtsverordnung tri l t  mit soo11 iger Wirkung in Kraft .  

Oldenburg ,  den 2 1  . August 20 1 7 . 

Der Oberk irchenrat 
der Ev.-Luth . Kirche in Oldenburg 

J a n s s e n  
Ve rt r e t e r  i m  Bischofsamt 

Nr. 68 

Der Oberki rchenrat der Evangel isch-Lutherischen Kirche in  Olden­
burg hat am 1 6 .  Mai 20 1 7  folgende Ordnung besch lossen: 

Ordnung 

für den Beirat der Arbeitsstelle 
für Religionspädagogik 

in der Evangelisch-Lutherischen Kirche 
in Oldenburg 

§ 1
Aufgaben des Beirats der Arbeitsstelle 

fü1· Religionspädagogik (arp) 
Der Beirat begleitet und berlit die inhalll iche Arbeit der Arbei tsstelle 
für Re l igionspädagogik in der Evangelisch-Lutheri schen Kirche in  
Oldenburg .  
Der Beirat kann gegenüber dem Kollegium des Oberki rchenrats und 
der Synode Empfehl ungen für die Berufung neuer rel igionspädago­
gischer M i tarbeiterinnen oder Mi tarbei ter der arp aussprechen . 

§ 2
Zusammensetzung des Beirats 

Die Mitglieder des Be irats beruft das Kollegium des Oberk i rchen­
rats auf Vorsch lag der entsendenden Institution . Der Bei rat der Ar
be itsstel l e  für Re-l ig ionspädagogik besteht au s :  
1 .  einem Mi tgl ied de s  Kol legiums des Oberkirchenrats, 
2. ei11em Mi tglied der Synode aus dem Ausschuss für J ugend , Bil­

dung und kirchl i che Werke, Einrichtungen und Öffentlichkeits
arbei t ,
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3 .  einem Mitgl ied des Instituts ür Evangel i sche Theologie und Re­
l i g ionspädagogik der Carl von Oss ietzky Universi tät Oldenburg , 

4. einer Vertreterin/e i nem Vertreter der Landesschulbehörde Nie­
der achsen Standort O ldenburg ,  

5 .  ei ner Fachberaterin/ einem Fachberater für Evangelische Religi­
on im Raum der Ev .-Luth. Kirche in Oldenburg ,  

6 .  e iner Vertreterin/einem Ve1treter des Landesjugendpforramtes 
der Ev .-Luth . K irche in  Oldenburg , 

7 .  dem/der Leiter/ in der Arbeit�ste l le  für Religionspädagogik der 
Ev.-Luth . K i rche in Oldenburg a l s  beratendes Mitg l ied. 

Der Beirat kmm bei Bedarf sachkund ige Personen zur Beratung h i n­
zuz iehen . 

§ 3
Wahlverfahren 

Das Kollegium des Oberkirchenrats beruft die Mi tglieder des Bei­
rats . nach § 2 Nr. I bis 6 für d ie  Dauer von sechs Jahren . Wiederbe­
rufung ist zuläss ig . Die Beiratsmitgl ieder können ihr Amt durch Er­
k lärung gegeniiber dem Kol leg ium des Oberkirchenrats vorze itig 
n iederlegen . Jn  d iesem Fa l l  schlägt das entsendende Gremium dem 
Oberk i rchenrat eine/n Nachfolger/in für den Rest der l aufenden 
Amtsze i t  zur Berufung vor. Der Be i ra t  wähl t  aus seiner Mi tte eine/n 
Vorsi tzendein und ei ne/11 Stel lvertreter/in .  Wiederwahl ist zu lässig. 

§ 4

Organisation 
Die/der Vorsi tzende beruft den Beirat m indestens einmal jährl ich un­
ter Angabe der Tagesordnung spätestens zwei Wochen vorher ein . 
Auf Verlangen von mindestens drei Bei ratsmi tgl iedern ist der Beirat 
außerplanmäßig einzuberufen . Der/d ie  Vorsitzende ste l l t  in Abspra­
che mit der Le i terin/dem Le i ter der arp die Tagesordnung auf. Die 
S i tzungen des Beirats s ind nicht öffentl ich . Die Ergebn isse der S i t­
zungen werden protokoll iert . Der Bei rat kann sich eine Geschäfts­
ordnung geben .  

§ 5
ßeschlussfähjgkeit 

Der Beirat ist beschlussfühig, wenn die Mehrheit seiner Mi tgl ieder 
anwesend ist . Be i  Abstimmungen entscheidet die einfache Mehrhe i t  
der  anwesenden M i tglieder. 

§ 6
Inkrafttreten 

Diese Ordnung tritt am 1 6 .05 .20 1 7  in  Krnft .  

Oldenburg ,  den I 6 .  Mai 20 1 7  

Der Oberki rchenrat 
der Ev.-Luth . K i rche in Oldenburg 

M u c k s - B ü k e r  
O b e r k i r c h e n r a t  

Nr. 69 

Der Oberkirchenrat hat am 1 7 . 1 0 .20 1 7  die nachfolgende 

Geschäftsordnung 

für den IT-Beirat 
der Ev.-Luth . Kirche in Oldenburg 

beschlossen: 



1. Ziele

Ziel des IT Beirats ist es , durch Begleitung der Arbeit der IT Steue­
run o und Beratu ng der von der IT-Steuerung vorgelegten lT-Strate­
oie �ine kont inu i;..liche Verbesserung und zukunftsfähige Ausrich­
tlmg der IT an den Anforderungen und Bedli.tfn issen der Organe und 
Einrich tungen der Ev.-Luth . K irche in  Oldenburg zu unterstützen . 

2. Aufgaben 

Zu den Aufgaben des IT Beirats gehören i nsbesondere 
- d ie  Entgegennahmen und Bewertung des regelmäßigen Be­

richts der IT Steuerung über laufende und geplante Vorhaben,
die Beratung und Verabschiedung von Empfeh l ungen für d ie
Umsetzung und Wei terentwicklung des Konzeptes zur JT
Steuerung ,  sowie
die Beratung und Bewertung der IT-Strategie der Ev.-Luth .
Kirche in Oldenburg sowie die Verabschiedung von Empfeh­
l ungen für eine Wei terentwick lung der IT Strategie. Vor der
Verabsch iedung einer IT-Strategie oder Veränderu ngen an die­
ser ist der IT Beirat zu hören .

3. Mitglieder

Dem IT Beirat gehören an: 
- e in  Mi tg l ied des Oberk irchenrats ,
- dre i vom Gemei nsamen Kirchenausschuss zu benennende Mit-

glieder der Synode,
ein M i tg l ied der Mi tarbei tervertretung des Oberki rchenrats
und der Gemeinsamen Kirchenverwal tung ,

- die Leitung der Gemeinsamen Kirchenverwal tnng,
- eine K reispfarrerin oder ein Kreispfrrer.

Für a l le  Mitgl ieder s ind namentl iche Vercretungen zu bestel len . 

4. Vorsitz

Der IT-Beirat wählt aus seiner Mi tte eine Vorsitzende oder einen 
Vors i tzenden . B is zur Wah l  oder bei Ausscheiden der oder des Vor­
si tzenden aus dem lT-Be i rnt l iegt der Vorsitz kommissarisch bei dem 
Mi tglied des Oberk irchenra ts . 

5. Geschäftsführung

Die Geschäftsführung des IT-Be i rats obl iegt der Stabsteile JT­
gestütz te Organ isation . Zu den Aufgaben �er Geschä�'tsführnng ge­
hören i n sbesondere die Vor und Nachberemmg der S i tzungen .  

6.  Sitzungen 

Der IT Bei rat sol l  i n  der Rege l zwe ima l ,  muss mindestens jedoch 
e inmal  im Jahr tagen . Die Einladung zu den S i tzungen des IT-Beirats 
soll unter Angabe der Tagesordnung spätestens zwei Wochen vor 
dem S i tzu ngstermin erfolgen . 
Bei Bedarf kann der IT-Be irat we itere sachkundige Personen zu sei­
nen Beratunoen h inzuziehen oder Gäste e in laden . Die  Entscheidung 
für e i ne E i n l�dung kön nen sowohl d ie oder der Vors i tzende a ls auch 
d i e  Geschäftsführung treffen .  

7 .  Tagesordnung 

Die Taoesordnuno- w i rd von der oder dem Vorsitzenden festgesetzt . 
A.nträ0; von Mit;Üedern zur Aufnahme von Punkten auf d ie  Tages­
ordn u�g sind spätestens drei Wochen vor der Si tzung der Geschäfts­
führung vorzu legen . 

8. Beschlüsse

Der IT-Beirat fasst se ine Beschlüsse mit der Mehrhe i t  der anwesen­
den M i tglieder. 

9. Protokollführung

Über jede S i tzung ist eine Niederschri ft zu fert igen .  Die �rot?kol l­
führuno wird du rch die Geschäftsführu ng s ichergestel l t .  D ie  Nieder­
schr i ft ist von der oder dem Vors i tzenden und der Protoko l lant in 
oder dem Protokollanten zu unterzeichnen und geh t  den Mi t.gliedern 
des IT-Beirats zu . Die Niederschrift ist zu Beginn der folgenden S i t­
zung zu genehmigen .  
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10. Inkrafttreten

Diese Geschäftsordnung tritt am 1 7 .  Oktober 20 1 7  in Kraft . 

Oldenburg, den 1 7 . Oktober 20 1 7  

Der Oberkirchenrat 
der Ev.-Luth .  K i rche in Oldenburg 

D r .  Te i c h m a n i s
Oberkirchenrätin 

Nr. 70 

Der Oberk i rchenrat der Evangel isch-Lutherischen K i rche in Olden­
burg hat am 2 1 . März 20 1 7  folgende Ordnung besch lossen : 

Geschäftsordnung der Fachgruppe Orgel 
der Ev.-Luth . Kirche in Oldenburg (FGO) 

§ 1 Aufgaben

( 1 )  Die Aufoabe der FGO bes teht in der Pflege nnd Förderung 
der Orgellandschaft in der Ev.-Luth . Kirche in Oldenburg .  

(2) D ie  FGO w i rd beraten und unterstützt von dem Orgelsach­
verständigen / der Orgelsachverstiindigen .  Orgel ba�maßnah
men müssen grundsätzl i ch in enger Abst immung mit dem Or
gelsachverständigen / der Orge lsachverständigen durchge­
führt werden .

(3 Die FGO entwickelt Prozessbeschre ibungen für Orge l bau­
maßnahmen (Neubau . Renovierung, Restaurierung, Kauf
und Verkauf) .

(4) Die FGO entwickelt Vertragsmuster über Pnege u nd  Wartung
der Orge ln .

(5) D ie  FGO entwickel t Kr i terien zur Mit te lvergabe aus dem Or­
gelfond s .

(6) D i e  FGO berät u nd  beschl ießt über d i e  M ittel vergabe aus
dem Orgelfonds gemäß den vom Oberkirchenrat beschlosse­
nen Richt l i n ien .

§ 2 Mitgliedschaft

( 1 )  Der Fachgruppe Orgel ( im  folgenden FGO) gehören m i t  
St immrecht an: 

• ein Mi t!! l ied des Oberk i rchenrates aus Dezernat l
(Kircben'niusik) ,

• ein Mi t0l ied des Oberk irchenrates aus Dezernat 1 1
(Geme in�ame Kirchenverwal tung ,  Finanzen ) ,

• d ie Landek i rchenmusikd i rektori n / der Landeskircben
mus ikd i i-ektor,

• eine M itarbe iterin / ein M i tarbei ter mit Schwerpunkt
Bauaufs icht ,  Denkmalschutz, Planungsrecht

(2) Die Orgelsachverständige / Der Orgelsachverständige ist be­
ratendes Mitg l ied der FGO.

( 3 ) Die Mitgl ieder der  FGO werden vom Oberk irchenrat beru ­
fen .

(4) Die FGO wird für e i nen Zeitraum von sechs Jahren berufen .
Der Oberk irchenrat kann jederzei t  über die Zusammenset­
zung der FGO neu entscheiden .

§ 3 Sitzungen

( 1 )  Das vom Oberk irchenrat entsandte Mi tgl ied aus Dezernat 1 
übern immt den Vors i tz .  

(2 )  Die oder der Vorsi tzende lädt die FGO mindestens halbjähr­
l ich zu e i ner ordentl ichen S itzung ein .  E i nladungen und Ta
gesordnung werden rech tze i t ig vor dem Sitzungsterm in  an
a l le Mitg l ieder versandt .

(3) Eine außerordent l iche Si tzung kan n von der  oder dem Vorsit­
zenden mit e iner b is auf drei Tage verkürzten Ladungs fnst
e inberufen werden . Das Gleiche kann von der Hälfte der Mi t­
g l i eder verlangt werden .

l U
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(4) Die FGO i s t  beschlussfähig , wenn mindestens dre i  der Mit­
glieder anwesend s ind und fass t ihre Beschlüsse durch die
Mehrhe i t  der abgegebenen S t immen,  wobei Stimmenenthal­
tungen nicht als St immen gel ten .

(5 ) Die S i tzungen der FGO sind n icht öffentl ich. Ü ber die S i t­
zungen ist ein Protokoll zu füh ren ,  das allen Mi tgliedern zu­
gesandt wird . Die Protokol lführung obl iegt dem Vertreter /
der Vert reteri n aus Dezernat T I .

(6) Die FGO kann wei tere Sachverständ ige beratend zu  einer S i t­
zung h i nzuziehen .

§ 4 Geschäftsführung
Die Geschäfte der FGO führt das M i tgl ied des Oberkirchen­
rates ,  Dezernat I und bedient sich dabe i der Verwaltung der 
Gemeinsamen Kirchenverwalrung. 

§ 5 Schlussbestimmungen
( I ) Sowei t d ie Geschäftsordnung etwas n icht absch l ießend re­

gel t ,  ge l ten  die entsprechenden Art ikel der Kirchenordnung.  
(2 ) Die Geschäftsordnung tr i t t  am 0 1 .04 .20 1 7  in  Kraft .

Oldenburg ,  den 2 1 .  März 20 1 7  

Der Oberk i rchenrat 
der Ev.-Luth . Kirche in  Oldenburg 

L e n k  
Oberkirchenrät in 

Nr. 71 

Der Oberk i rchenrat der Evangel isch-Lutheri schen Kirche i n  Olden­
b urg bat am 5 .  Apri l 20 1 7  folgende Ordnung besch lossen: 

1 1 2 

Prüfungsordnung 

für nebenberufliche Kirchenmusikerinnen 
und Kirchenmusiker 

(C-Prüfung) 
in der Ev.-Luth . Kirche in Oldenburg 

§ 1 Al lgemein
( 1 )  Die k i rchenmusikali sche C-Prüfu ng ist ein Nachweis  qual i fi ­

zi erter Kenn tn i sse und Fiih igkeiten fü r den nebenberu flichen 
k i rchenmus ika l i schen Dienst in einer Kirchengemei nde . 

(2 ) D iese Ordnung orient i ert s i c h  an der „Rahmenordnung für
d ie C-Prüfung in Kirchenmus ik  i m  Bere i ch der Evangeli­
schen Kirche in  Deu tschland'' der Direktorenkonferenz für
Kirchenmusik vom 20 .4 .20 .I O .

(3 ) Die C-Prii fung kann in den Fächern
A. Orge l ,
B .  Chorlei t.ung ,
C. Posaunenchorlei tung,
D.  Popu larki rchenmus i k  u nd
E. Kinder- und .J ugendchorle i tung
abgelegt werden . Dies ist aucb in verschiedenen Kombi­
nationen mög l ich . 

§ 2 Zulassung zur P1·üfung
( 1 ) Zur Priifung werden Bewerberinnen und Bewerber zugelas­

sen , die eine entsprechende mus ika l ische Ausbildung nach­
we isen können . 

Zum Nachweis  der fachl ichen Vorbildung zählen : 
1 .  für al le Fächer die Teilnahme an der Ausbildung im C-Se­

minar Oldenburg in den Einze lfächern gemäß § 4 in min­
destens drei zusammenhängenden Semestern einsch l ieß­
l ich ei J1es KompaJ...'1seminars ;  

2 . für das Fach Orgel der  Unterricht im Orgelspiel bei e inem
Kantor oder ei ner Kantorin der Ev.-Luth . K i rche in  Olden­
burg

3 .  für das Fach Chorlei tung das S ingen in einem Chor, der 
von einem Kantor oder e iner Kantorin der Ev.-Luth . Kir­
che i n  O ldenburg gele itet w i rd ;  

4 .  für das  Fach Posaunenchorl e itung a .  der  Unterricht im 
Bläserspiel be i  einem examin ierten Blechbläser bzw. ei ner 
exam in ierten B lechblüseri.n ,  b. das Spie len in e inem Po­
saunenchor sowie c. e ine absolvie rte D-Prlifung; 

5 .  für das Fach Popu larmusik der Unterricht an einem fach­
bezogenen Instrument bei e i nem examinierten Musiker 
bzw. e iner examin ierten Musikerin sowie das S ingen in  ei­
nem Chor bzw. Spiel in ei ner Band bei einem Kantor oder 
ei ner Kantorin der Ev.- luth . Kirche in  Oldenburg mit dem 
Profi l  „Popu larki rche11111us ik" ;  

6 . für das  Fach Kinder- und J ugendchorleitung e in  sechsmo­
nat iges Prakt ikum bei ei nem Kantor oder einer Kantorin
der Ev.-Luth. K irche in Oldenburg mi t  dem Profi l „Singen
m i t  K indern und Jugendlichen" oder bei e iner anderen
Kantori n oder e inem anderen Kantor der Ev.-Luth .  K i rche
in Oldenburg .

(2) Bewerber und Bewerberinnen mit  anderer fachl icher Vorbi l ­
dung kön nen auf Antrag zuge lassen werden . Über den Antrag
entscheidet der Oberk i rchenrat der Ev.-Lu t h .  Kirche in Ol­
denburg .

§ 3 Zeitpunkt und Meldung zu.r Prüfung
( 1 ) Prüfungen finden in  der Rege l zweimal jährl ich - im Frühjahr 

und im Herbst - statt. 
(2) Die Prüfung kann in Teilp1üfungen abgelegt werden . Sämtl i ­

che Tei lprüfungen sol len innerhalb von d rei aufeinander fol­
genden Prii fungstern1 inen abgelegt werden .

(3) Anmeldungen zur Prii fung mit Angabe der beabs icht igten
Einzelfachprlifungen müssen spätestens  sechs Wochen vor
dem von der Prüfungskommission festgesetztem Prüfungs­
termin beim Oberkirchenrat vorl iegen .

(4) Der Meldung s ind be izufügen :
J tabel l arischer Lebens lauf
2 .  Nachweis über die in § 2 beze ichnete mus ika l ische Vor­

b i l dung 
3 . Nachwe i s  der Mi tgl iedschaft i n  der evangel i schen K i r­

che oder e iner der Arbei tsgemeinschaft Chri stl icher
Kirchen in Deutschland (ACK) angesch lossener K i r­
chen

4 .  zur Prüfung in  den Fächern Orgel und Popu larkirchen­
mus ik  / Instrumentalspiel e ine L isre mit zehn studienen
Stücken , die von dem UnteITich tenden oder der Unter
richtenden un terzeichnet wurde

(5) Ü ber d ie  Zu lassung zur Prüfung en tscheidet der Oberk i rchen­
rat .

§ 4 Prüungskanon nach Fächern
( 1 ) Die Prüfung g l iedert sich je nach gewähltem Fach in mehrere 

E i nzel fachprü fungen . 
(2) Fo lgende Ei nzel fächer sind Basisfächer, in denen al l e  Bewer-

ber und Bewerber innen Prli fungen ab legen mlissen :
- Harmonielehre
- Gehörbi ldung
- Musikgesch ich te und Formenlehre
- Li turgik

Hymnolog ie
- Theologie
- Gemeindesingen
- Liturgisches S ingen und Sprechen

lm Fach Popu lark irchenmusik wird das Fach Harmon ie lehre 
nach e inem Semes ter durch das Fach Harmonik/Arrange­
ment fortgeführt , in  dem dann die Priifung abgelegt w ird .  



(3) Zu den Basisfächern kommen je nach gewähl tem Fach al s
Modu lfächer weitere Einze l fächer. Die mit * bezeichneten
Modu l fächer s ind Hauptfächer im jeweil igen Fach .
a. Die Modulfächer für das Fach A. Orgel s ind :
- Künst lerisches Orgelspiel *
- Liturgisches Orgelspiel *
- Klavier
- Orgelbau
b. Die Modu lfächer für das Fach B.  Chorleitung s i nd :
- Chorlei tung*
- Kü nstleri sches S ingen '''
- Klavier
c . Die Modulfächer für das Fach C. Posaunenchorleitung

s ind:
- Posaunenchorleitung*
- Instrumentalspiel*
- Klavier
- Li teratur und Paiti turkunde

d. Die Modulfächer für das Fach D. Popularkirchenmusik
s ind :
- Ensemble le i tung* : voka l  (Chor) oder ins trumental (Band)
- I n strumentalspie l* :  Gi tarre oder Klavier 
- Rarmonik/Arrangemem
- Populamrnsikal i sches S ingen
- Instrumentenkunde/Tontechnik
Der Bewerber bzw. die Bewerberin kann im Fach Popularki r­
chenmusik wählen , ob er oder s ie  a ls Schwerpunktfach „En­
semble le itung" oder „Instrumentalsp ie l "  wäh l t .  
Für das Schwerpunktfach „Ensembleleitung- vokal" (Chor) 
i s t  als Pfl ichtfach „ Instrumentalspie l" Klav ier zu wäh len , für 
das Schwerpunktfach „Ensembleleitung - instrumental" 
(Band) kann als Pfl ich tfach „I nstrumentalspie l"  G itarre oder 
Klavier gewähl t werden . 
Für das Schwerpunktfach „lnstrumentalspiel - Gi tarre" i st al s 
Pfl ich tfach „Ensemblelei tung- instrumental" (Band) zu wäh­
len , für das SchwerpunkJfach „Instrumental spiel - Klav ier'' 
kann als Pflich tfach „Ensemble le i tung" voka l (Chor) oder 111-
strumental (Band) gewählt werden . 

e. Die Modulfächer für das Fach E. Kinder- nnd Jugendchor­
leitung s ind:
- Kinder- und Jugendchorle itung*
- Künst lerisches Singen*
- Instrumental spiel (Harmonieinstrument)

Theorie der Kinder- und Jugendchorarbe i t
(4) Werden mehrere Fächer gemäß § 1 kombin iert ,  so findet pro

Einzel fach eine Prüfung statt . Es gi l t  die jewei ls höhere
Prüfungsanforderung.

(5) Von e i ner Prüfung kann auf Antrag in den Einzel fächern ab­
gesehen werden ,  i n  denen s ich e ine Bewerberin oder ein Be­
werber bereits m it Erfolg e iner vergleichbaren Prüfung unter­
zogen hat. Über den Antrag entscheidet der Oberk irchenrat .

(6) Das Nähere über d ie Prüfungsbedingungen rege l t  das Curri­
culum (An lage) .

§ 5 Prüfungskommission
( ] )  Die Mitglieder der Pril fungskommission für nebenberufl iche 

Kirchenmusikerinnen und K i rchenmusiker (C-Prüfung) wer­
den vom Oberk irchenrat i m  Benehmen mit der Landesk ir­
chenmus ikd i rektorin bzw. dem Landeski rchen musikdirektor 
und der Landesposaunenwa1tin bzw. dem Landesposaunen­
wart berufen . Ihr sollen d ie  Landeskirchenmusikdirektorin  
bzw. der  Landesk i rchenmus ikd irektor, die Landesposaunen­
wart i n  bzw. der Landesposaunenwart , die Lehrkräfte des C­
Seminars Oldenburg sowie wei tere Theologinnen oder Theo­
logen und Kantori nnen oder Kantoren angehören . 

(2) An jeder Prüfung müssen mindestens s i eben Mitgl ieder, da­
runter mindestens e in  Theologe oder eine Theologin ,  tei lneh­
men .  Für die Teilprüfungen in  den Einzelfächern können Un­
terkommiss ionen gebildet werden , die mit mindestens zwei
und höchstens fünf M i tgl iedern zu besetzen sind . Bei
Teilprüfungen im Fach „Posaunenchorlei tung'' ist die Lan-
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desposaunenwartin oder der der Landesposaunenwart zu be­
teil igen . 

(3) Den Prüfungsvorsi tz führt ein Mi tgl ied des Oberkirchenrates .
Der Oberk irchenrat kann ein Mi tgl ied der Prü fungskommis­
sion mit dem Prüfungsvors i tz beauftragen .

§ 6 Prüfung
( 1 )  Für die Prüfungs inhalte und für die Prüfungsdauer der E)n­

zelföcher gel ten die im Anhang aufgeührten Prli fungsbedm­
gungen . 

(2) Die Prüfungsnoten in den Einzelfächern lauten
l + ( 1 5  P.) = vol l sehr gut
1 ( 1 4  P.) = sehr gut 
l - ( 1 3P.) = knapp sehr gut
2 + ( 1 2 P.) vol l gut 
2 ( 1 1  P.) gut 
2 - ( 1. 0  P.) = knapp gut 
3 + (09 P.) = voJ I befriedigend 
3 (08 P.) = befriedigend 
3 - (07P.) = knapp befriedigend 
4 + (06 P.) = voll ausreichend 
4 (05P.) = ausreichend 
4 - (04P.) knapp ausreichend 
5 + (03 P.) vo l l  mangelhaft 
5 (02 P.) = mange lhaft 
5 - (0 1 P.) knapp mangelhaft 
6 (0 P.) ungenügend 

(3) Die Gesamtnote errechnet sich durch die Summe der Punkte
al ler Einzelfächer, wobei die Hauptfächer doppel t  zu bewer
ten sind, getei l t durch die Anzahl der Einzelfächer pl us  Zwei
für die doppe l t  gewertelen Hauptfächer.

(4) Werden mehrere Fächer gemäß § 1 kombinie1t ,  so errech 1!et
sich d ie Gesamtnote durch die Summe der Punkte aller Em­
zelfächer, wobe i a l le Haupt fächer doppe l t  zu bewerten sind ,
getei l t  durch dje Anzahl der Einzel fächer plus zwe ima l  An­
zah l  der gewähl ten Fächer für die doppel t  gewerteten Haupt­
fächer. Es gibt nur e ine Gesamtnote für al le  kombin ierten Fä­
cher.

(5) Die C-Priifung gi l t  a ls n icht  bestanden, wenn i n  einem Haupt­
fach als Note 4 (04P.)  oder schlechter erziel t wurde, oder
wenn die Gesa111 111ote 4 - (04P.) oder sch lechter ist .

§ 7 Nachpt·üfllßg und Wiederholung der Prüfung
( 1 )  Wird e in  Ei nze lfach mit 4 - (04P. ) oder schlechter beurte i l t ,  

kann d ie  Prüfungskommiss ion auf Besch l u ss innerha l b  e ines 
Jahres ei ne Nachprü fung verlangen . 

(2 ) Der Bewerber oder die Bewerberi n kann innerha l b  von vier
Wochen nach dem Prüfm1gstermin in  Einzelfächern eine
Nachprüfung beantragen .  Über diesen Antrag en tscheidet die
Prüfungskommission . Die Nachprüfung findet am nächstfol­
genden Prüfungstermin statt .

(3) Die Wiederholung der C-Prüfung oder eine Nachprüfung
kann nur einmal erfolgen . Bei e iner Wiederhol ung der C
Prlifung kann die Prlifungskommission die bei der ersten
Prii fung bestandenen Einzelfächer erlassen .

§ 8 Protokoll und Zeugnis
( 1 )  Von der Prüfung wird ein Protoko l l  angefe11igt, in welchem 

die einzel nen Prii fungsergebn isse festgehalten werden . Das 
Prli fungsprotokoll w i rd von den am Prüfungstag anwe enden 
Mi tg liedern der Prüfungskommission unterschrieben . 

(2) Die Bewerberin bzw. der Bewerber erhä l t  nach Abschluss der
Prüfung ein Zeugnis, das die Gesamtbewertung sowie al le
Einzelbeurteilungen enthä l t  und welches durch d ie Unter­
schriften des zusüindigen Mitgliedes des Oberkirchenrates
sowie der Landeskirchenmus ikdirektorin bzw. des Landes­
k i rchenmusikd irektors bzw. bei Prüfungen im Fach „Posau
nenchorleitung" der Landesposaunenwarti 11 bzw. des Lan­
desposaunenwarts bestätigt is t .

1 1 3 
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§ 9 Inkrafttreten und Übergangsbestimmungen
(1) Diese Prüfungsordnung tritt zum 1.5.2016 in Kraft.
(2) Sie gilt für alle Bewerber und Bewerberinnen, die die Ausbil­

dung am C-Seminar nacb dem l.5.2016 begonnen haben. Für
die Bewerber und Bewerberinnen, die die Ausbildung vor
dem 1.5.2016 begonnen haben, gilt die Ordnung vom
1.11.2007 weiterhin.

Oldenburg, den 5. April 2016 
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Der Oberkirchenrat 
der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 

Lenk 
Oberkirchenrätin 
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Anhang 
zur Prüfungsordnung für nebenberufliche Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker 
(C-Prüfung) in der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 

Curriculum 

Basis-Fächer (PO§ 4(2))

Fach Lehrinhalt Prüfungsinhalt Vorbereitungszeit 
Prüfungsdauer 

Harmonie- - Elementare Musiklehre schriftlich: zwei der folgenden Vo rbere itu ngszeit: 
lehre - Kirchentonarten drei Aufgaben sind zu lösen keine 

- Kadenzen und andere harmoni- - Kantionalsatz zu einem gege-
sehe Verläufe benen Lied 
- Kenntnis des Kantionalsatzes - Aussetzen eines einfachen
und des Generalbasses Generalbass
- Begleitung nach Akkordsymbo- - Aussetzen einer Melodie an- Prüfungsdauer: 
len hand von Akkordsymbolen (45'} 

mündlich: Vorbereitungszeit: 
- Kenntnis der elementaren keine 
Musiklehre
- Spiel von Kadenzen und an- Prüfungsdauer: 
deren harmonischen Verläufen 10' 

Gehör- - sicheres Hären und Reproduzie- schriftlich: Vorbereitungszeit: 
bildung ren von Melodie und Rhythmus Musikdiktate 1- und 2-stimmig keine 

einstimmiger Linien Prüfungsdauer: 15' 
- Hären von leichten zweistimmi- (Theorie* schriftlich 
gen Musikdiktaten qesamt: 60'} 
- Hären von Intervallen, Drei- und mündlich: Vorbereitungszeit: 
Vierklängen (auch in Umkehrun- - Bestimmen von Tonleitern, keine 
gen), Tonleitern und einfachen Intervallen und Akkorden, Prüfungsdauer: 
Kadenzen - Wiedergabe eines gegebenen 10'
- Vom-Blatt-Singen Rhythmus (Theorie* mündlich 

qesamt: 20') 
Musik- - Kenntnis der wichtigsten Epo- - Referat zum Stoffüberblick: Vorbereitungszeit: 
geschichte chen und Gattungen unter be- Kenntnis der wichtigsten Epo- nicht limitiert 

und For- sonderer Berücksichtigung der chen und Gattungen (5'),

men-lehre ev. Kirchenmusik), - Rückfragen zur Musikge- Prüfungsdauer: 
- Formenlehre schichte (5'), 15'

- Fraqen zur Formenlehre (5')
Liturgik - Überblick über die Geschichte - Gottesdienstentwurf zu einem Vorbereitungszeit:

des Gottesdienstes vorgegebenen Sonn- oder Fei- 2 Wochen
- Kenntnis des Kirchenjahres und ertag mit Auswahl der Le-
der Gottesdienst-Ordnungen der sungstexte und selbst ausge-
Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg wählten Liedern 
- Handhabung liturgischer Bücher - Fragen zur Liturgik und Hym-
(z.B. EGb, Perikopenbuch} nologie anhand dieses Entwurfs 

Hymnolo- - Aufbau des EG (zu gleichen Teilen) Prüfungsdauer: 
gie - Grundzüge der Geschichte des

geistlichen Liedes bis in die Ge-
20' 

genwart Anmerkung: 

- Liedauswahl für den Gottes- - gemeinsame Prüfung, jedoch
dienst getrennte Bewertung

Theologie - Bibelkunde: Entstehungsge- - Referat zu einem selbst ge- Vorbe reitu ngsze it: 
schichte, Aufbau und Verfasser- wählten Thema aus einem der nicht limitiert 
schaft drei Themenbereiche (5') 
- Aufbau und theologische - Fragen zu den beiden ande- Prüfungsdauer: 
Grundzüge der Evangelien und ren Themenbereichen Oe 5') 15'

der paulinischen Briefe (in Aus-
wahl)
- Grundzüqe der ev. Theoloqie

115 
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anhand der Sakramente und des 
Kirchenverständnisses 

Gemeinde- Fähigkeit zur musikalischen und musikalische und inhaltliche Vorbereitungszeit: 

singen inhaltlichen Vermittlung eines Vermittlung eines Liedes oder 3 Wochen 
Liedes oder Kanons Kanons Prüfungsdauer: 

10' 

Liturgi- - sicherer Umgang mit der eige- - 1 liturgisches Gesangsstück Vo rbere itu ngszeit: 

sches nen Stimme - 1 Lesungstext nicht limitiert 

Singen - Beherrschen der liturgischen (aus der Perikopenordnung)

und Spre- Gesänge Prüfungsdauer: 

chen 
10' 

* Harmonielehre und Gehörbildung werden gemeinsam als „Theorie" unterrichtet und geprüft, jedoch ge
trennt bewertet.

Modulfächer für das Fach Orgel (PO§ 4(3)a.) 

Fach Lehrinhalt Prüfungsinhalt Vorbereitungszeit 
Prüfunasdauer 

Künstleri- - Fähigkeit zur Erarbeitung einfa- - 3 Orgelwerke (mit Pedal) ver- Vorbereitungszeit: 

sches eher Orgelliteratur unterschiedli- schiedener Epochen, davon nicht limitiert 

Orgelspiel eher Stilistik, mind. ein freies Werk und eine

(Haupt- - sicheres Pedalspiel Choralbearbeitung

fach) 
- geeignete Orgel-Literatur für den Das Programm ist vorab einzu-
GD-Gebrauch reichen. 

-----------

Liturgi- - sicheres Begleiten des Gemein- vorbereitet: Vorbereitungszeit: 

sches Or- degesanges in unterschiedlichen - übliche liturgische Stücke, 1 Woche 

gelspiel Stilen und Spielweisen aus dem - 3 Gemeinde-Lieder unter-

(Haupt- Begleitbuch und nach Akkord- schiedlicher Stile (aus dem

fach) symbolen Choralbuch) mit Intonation: je 1
- eigenes Harmonisieren Strophe vierstimmig mit Pedal,

obligat und manualiter, eigene
Harmonisierung ist zusätzlich
möglich, mind. eine eigene
Intonation,
- 1 neues geistliches Lied nach
Akkordsymbolen,
unvorbereitet: 

1 Begleitbuchsatz vom Blatt, Prüfungsdauer: 
eine einfache Intonation Orgel gesamt 50' 

Klavier - Fähigkeit zur Begleitung eines - Begleitung eines Liedes nach Vorbereitungszeit: 
Liedes nach Akkordsymbolen Akkordsymbolen 1 Woche 
- Fähigkeit zur Erarbeitung einfa- - 2 Klavierstücke, davon kann Vorbereitungszeit: 
eher Klavierliteratur unterschiedli- eines eine Begleitung sein nicht limitiert 
eher Stilistik Prüfungsdauer: 

15' 

Orgelbau technischer Aufbau, - technischer Aufbau, Vorbereitungszeit 
- Register- u. Registrierkunde, - Register- u. Registrierkunde, nicht limitiert 
- Zungen stimmen, - Zungen stimmen Prüfungsdauer: 
- Störunosbeseitiouno 15' 
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Modulfächer für das Fach Chorleitung (PO§ 4(3)b.)

Fach Lehrinhalt Prüfungsinhalt Vorbereitungszeit 
Prüfungsdauer 

Chorlei- - Schlagtechnik - Einsingen Vorbereitungszeit: 
tung - Fähigkeit zur Erarbeitung leich- - Einstudieren eines leichten bis 3 Wochen

(Haupt- ter bis mittelschwerer Chormusik mittelschweren Chorsatzes

fach) - differenziertes Dirigieren
mittelschwerer Chormusik Der Probenplan ist zuvor einzu-

- Fähigkeit zur Vermittlung reichen. Prüfungsdauer: 
mittelschwerer Chormusik 30'

- Probenplanung
- Partiturspiel

Künstleri- - Grundbegriffe der Stimmkunde - 1 freies Gesangsstück (beglei- Vorbereitungszeit:
sches und der chorischen tet) nicht limitiert 

Singen Stimmbildung - Grundbegriffe der Stimmbil- Prüfungsdauer: 

(Haupt- - Fähigkeit zum freien Anstimmen dung 10' 

fach) 
Klavier - Fähigkeit zur Begleitung eines - Begleitung eines Liedes nach Vorbereitungszeit: 

Liedes nach Akkordsymbolen Akkordsymbolen 3 Wochen 
- Fähigkeit zur Erarbeitung einfa- - Partiturspiel (möglichst der
eher Klavierliteratur unterschiedli- Chorsatz der Chorleitungsprü-
eher Stilistik fung) 
- Fähigkeit zur Darstellung eines - ein Klavierstück eigener Wahl Vorbereitungszeit:
Chorsatzes aus der Partitur - ein homophoner Choralsatz nicht limitiert 

Prüfungsdauer: 
15'

Modulfächer für das Fach Posaunenchorleitung (PO § 4(3)c.)

Fach Lehrinhalt Prüfungsinhalt Vorbereitungszeit 
Prüfum:1sdauer 

Posaunen- - Schlagtechnik - Erarbeiten und Dirigieren min- Vorbereitungszeit:
chorleitung - Probenmethodik destens eines selbst vorbereite- 3 Wochen 

(Hauptfach) - Einspielen einer Gruppe ten Choralvorspiels mit einem 
- Arbeit am Chorklang Choralsatzes 
- grundlegenden Kenntnisse der oder eines Instrumentalstückes,
Anfängerausbildung
- Probenplanung vs.
- methodische Wege zur Ein- Prüfungsdauer: 
studierung eines Werkes und 30'

für die Schulung von Bläserin-
nen und Bläsern

lnstrumen- - spieltechnische Grundlagen vorbereitet: Vorbereitungszeit: 
talspiel am Blechblasinstrument - Spiel eines oder mehrerer nicht limitiert 

(Hauptfach) - Kenntnisse der wichtigsten Vortragsstücke mit oder ohne
Unterrichtsliteratur Begleitung
- grundlegenden Kenntnisse der - technische Übungen

unvorbereitet: 
- Tonleiterspiel
- Spielen von Bläserstimmen in Prüfungsdauer:
Violin- und Bassschlüssel 15' 
- Spielen einer atonalen Reihe

Klavier - Fähigkeit zur Darstellung - ein homophoner Vorbereitungszeit: 
eines homophonen Choralsat- Choralsatz (in der Posaunen- 1 Woche 
zes Chorprüfung)
- Verwendung des Klavierspiels Prüfungsdauer: 
zur Vorbereitunq der Proben 5' 

Literatur- Kenntnis - Kenntnis der wichtigsten Po- Vorbereitungszeit: 
und Parti- - der wichtigsten Bläserchorlite- saunenchorliteratur und - nicht limitiert 

turkunde ratur und -sammlungen sammlungen
- der Geschichte der Posau- - Kenntnis der Anordnung der
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nenchorarbeit Instrumente, ihrer Transposition 
- der im Posaunenchor ge- und verschiedener Schlüssel 
bräuchlichen Schreibweisen
(Transpositionen)
- der Anordnung der lnstrumen- Prüfungsdauer: 
te, ihrer Transposition und ver- 10' 
schiedener Schlüssel

Modulfächer für das Fach Popularmusik (PO§ 4(3)d.) 

Fach Lehrinhalt Prüfungsinhalt Vorbereitungszeit 
Prüfunasdauer 

Ensemble- - selbstständiges Einstudieren bei Pflichtfach: Vorbereitungszeit: 

leitung und Leiten von Pop- - Einsingen mit dem Chor (nur 3 Wochen 

vokal /Gospelchorsätzen bzw. Bandar- bei Pop-/Gospelchorleitung)

(Chor) o- rangements entsprechenden - Einstudieren eines

der in-
Schwierigkeitsgrades + gegebenen, mittelleichten Prüfungsdauer: 

strumental 
- bei Chorleitung: zusätzlich Pop-/Gospelchorsatzes bzw. 20' 
Kenntnis der chorischen Stimm- + eigenen Bandarrangements Anmerkung: 

(Band) bildung für einfache Besetzung - Ensembletyp wird
- Probenplanung Der Probenplan ist zuvor einzu- im Zeugnis vermerkt 

(Haupt- reichen. 
fach) Anmerkung bei Schwerpunktfach: Vorbereitungszeit: 

- bei Chorleitung: zunächst 1- - Einsingen (s.o.) 3 Wochen 
wahlweise semestrige Teilnahme am allg. - Einstudieren eines
Schwer Chorleitungsunterricht + mittelschweren Pop/Gospel- Prüfungsdauer: 
punkt- oder chorsatzes bzw. 30'

Pflichtfach + eigenen Bandarrangements Anmerkung: 
für komplexere Besetzung - Ensembletyp wird
Der Probenplan ist zuvor einzu- im Zeugnis vermerkt 
reichen. 

lnstrumen- - Fähigkeit zur Introduktion und bei Pflichtfach: Vorbereitungszeit: 

talspiel - Begleitung von Liedern in ver- - Vortrag zweier stilistisch un- nicht limitiert 

Gitarre schiedenen Stilen terschiedlicher popular-

oderK/a- - Fähigkeit zum Vortrag instru- musikalischer Solostücke (fa-

vier 
mentalsolistischer Stücke ent- kultativ mit eigenem Gesang)
sprechenden Schwierigkeitsgra - Begleitung eines vorbereiteten Vorbereitungszeit:

(Haupt-
des und eines unvorbereiteten Lie- 1 Woche

des
fach) Das Programm ist vorab einzu- - fließendes Akkordspiel nach Prüfungsdauer: 

reichen. Akkordsymbolen 20' 

wahlweise bei Schwerpunktfach zusätzlich: bei Schwerpunktfach: Vorbereitungszeit 
Schwer- - Fähigkeit zur Anwendung unter- - Vortrag zweier stilistisch un- nicht limitiert 
punkt- oder schiedlicher Stilistiken terschiedlicher popular-
Pflichtfach musikalischer Solostücke (fa-

Das Programm ist vorab einzu- kultativ mit eigenem Gesang)
reichen. - Spielen eines liturgischen

Stückes 
- vorbereitet: 4 eigene lntonati- Vorbereitungszeit: 
onen und Begleitsätze zu stilis- 1 Woche 
tisch unterschiedlichen Liedern
(aus EG oder anderen Samm-
lungen), eines davon nach no-
tiertem Satz (Klavier)
- unvorbereitet: Begleitung von Prüfungsdauer: 
Liedern nach Akkordsymbolen, 50'

Improvisation eiQ. lntonationen 

Harmonik I - Kenntnis der Jazz-/ Pop- schriftlich: Prüfungsdauer: 

Arrange- Harmonielehre Erstellen von 8-taktigen Arran- 60' 

ment - Spielen von Skalen und Kaden- gements, die sich in Techniken, 
zen Notation und Besetzung unter-
- FähiQkeit zur ErarbeitunQ von scheiden 
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Arrangements, die sich in Techni- mündlich: Prüfungsdauer: 
ken, Notation und Besetzung - Spielen von Skalen und Ka- 10' 
unterscheiden denzen

- Fragen zur Jazz-/ Pop-
Harmonielehre

Popular- - Grundbegriffe der Stimmphysio- - Singen von 2 popularmusikali- Vo rbereitu ngsze it:

musikali- logie und spezieller Techniken in sehen (Gemeinde-)Liedern nicht limitiert

sches der Popularmusik (begleitet und unbegleitet)

Singen - Grundbegriffe der Stimmphy-
siologie und spezieller Techni- Prüfungsdauer: 
ken in der Popularmusik 15' 

lnstrumen- - Kenntnis der gebräuchlichen - Kenntnis der gebräuchlichsten Prüfungsdauer:

tenkunde / Instrumente und ihrer Notation Instrumente und ihrer Notation 10'

Tontech- - Equipment einer typischen - Equipment einer typischen

nik Bandbesetzung Bandbesetzung
- Aufbau und Funktionsweise - Aufbau und Funktionsweise
einer Standard-PA einer Standard-PA

Groove / - Grundkenntnisse und Anwen- keine

Percussi- dungsmöglichkeiten

on - testiertes Blockseminar

Modulfächer für das Fach Kinder- und Jugendchorleitung (PO§ 4(3)e.) 

Fach Lehrinhalt Prüfungsinhalt Vorbereitungszeit 
Prüfungsdauer 

Kinder- - Fähigkeit zur fachgerechten - fachgerechte Stimmbildung Vorbereitungszeit: 

und Ju- Stimmbildung - Erarbeiten und Dirigieren ei- 3 Wochen 

gendchor- - Schlagtechnik nes Singspiel-Satzes, eines

leitung - Stufendirigat mehrstimmigen Liedes oder Prüfungsdauer: 

(Haupt-
- Fähigkeit zur Erarbeitung und eines Kanons 25' 

fach) 
zum Dirigieren eines Singspiel-
Satzes, mehrstimmigen Liedes
oder eines Kanons
Anmerkung
zunächst 1-semestrige Teilnahme
am allg. Chorleitungsunterricht

Künstleri- - Grundbegriffe der Stimmkunde - 1 freies Gesangsstück (beglei- Vorbereitungszeit:

sches und der Stimmbildung im tet) nicht limitiert

Singen Kinder- und Jugendchor - 1 Lied (unbegleitet)

(Haupt- - Grundbegriffe der Kinder- und Prüfungsdauer: 

fach) 
Jugendstimmbildung 10' 

lnstrumen- - Darstellen oder Begleiten eines - Darstellen oder Begleiten Vorbereitungszeit: 

talspiel leichteren Singspiel- oder Musi- eines leichteren Singspiel- oder 3 Wochen 

(Harmonie- calsatzes aus der Partitur Musicalsatzes 

instrument) - Begleitung eines Liedes nach
Akkordsymbolen Prüfungsdauer: 
- ein Instrumentalstück eigener 10' 
Wahl

Theorie - Partiturkunde: Kenntnis der - Partiturkunde: Kenntnis der Vorbereitungszeit: 

der Kin- Anordnung der Instrumente, ihrer Anordnung der Instrumente, nicht limitiert 

der- und Transpositionen und der ver- ihrer Transpositionen und der

Jugend- schiedenen Schlüssel verschiedenen Schlüssel

chorarbeit 
- Kenntnis gottesdienstlicher Kin- - Kenntnis gottesdienstlicher
der- und Jugendchorliteratur Kinder- und Jugendchorliteratur
- Grundzüge der Entwicklungs- - Grundzüge der Entwicklungs- Prüfungsdauer: 
psychologie und Pädagogik psychologie und Pädagogik 10' 
- Recht, Organisation, Elternarbeit
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b) Konföderation evangelischer Kirchen
in Niedersachsen 

II. Beschlüsse der Synode der Ev.-Luth. Kirche
in Oldenburg

Nr. 72 

Geschäftsordnung für die Synode 
der Evangelisch-Lutherischen Kirche 

in Oldenburg 

Vom 5. Mai 1954 

(GVBI. 14. Band, S. 65) 
neu gefasst am 24. November 2017 

Die Synode gibt sich nach Art. 87 der Kirchenordnung der Ev.-Luth. 
Kirche in Oldenburg, Teil I, folgende Geschäftsordnung: 

Inhaltsübersicht 

Abschnitt I Zusammentritt der Synode 
- Wahlprüfung

Abschnitt II Präsidium der Synode 
Abschnitt III Ausschüsse und Arbeitsgruppen 

der Synode 
Abschnitt IV Ordnungen der Verhandlungen 
A. Allgemeine Bestimmungen,

Sitzungsprotokoll
B. Verfahren in der Sitzung
C. Abstimmung
D. Besondere Gegenstände der

Verhandlung
1 • Vorlagen des Oberkirchenrats
2. Gesetzentwürfe
3. Förmliche Anfragen
4. Eingaben
5. Wahlen

Abschnitt V Ordnungsbestimmungen 
Abschnitt VI Abwesenheit, Urlaub, Tagegelder 

und Reisekosten der Synodalen 
Abschnitt VII Geschäftsverhältnis der Synode 

zum Oberkirchenrat 
Abschnitt VIJ Auslegung und Änderung der 

Geschäftsordnung 

Abschnitt I 
Zusammentritt der Synode - Wahlprüfung 

§ 1

§§ 1-5

§§ 6-9
§§ 10-19

§§ 20-28

§§ 29-36
§§ 37-43

§§ 44-45
§§ 46-47
§ 48
§§ 49-50
§§ 51-52
§ 53
§§ 54-56

§ 57

§ 58

()) 1Die neugewählte Synode tritt zusammen nach dem Gemeinde­
gottesdienst (Art. 83 KO) zu der bei Einberufung der Synode festge­
setzten Zeit unter Vorsitz der oder des ältesten Synodalen. 2Diese
oder dieser wird vom Oberkirchenrat vor Beginn der Synode be­
nachrichtigt. 

(2) Die Alterspräsidentin oder der Alterspräsident beruft die beiden
jüngsten Synodalen zu Schriftführerinnen und Schriftführern.

§2
()) 'Die Gültigkeit der Wahl der Synodalen wird vorher vom Ge-
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meinsamen Kirchenausschuss geprlift. 2Die Alterspräsidentin oder 
der Alterspräsident gibt das Ergebnis dieser Prüfung bekannt und 
stellt es zur Beratung und Entscheidung. 

(2) Die Synode kann zur eigenen Prüfung einen Wahlprüfungsaus­
schuss bestellen.

(3) Bevor die Synode in die Beratung einLritt, stellt die Alterspräsi­
dentin oder der Alterspräsident fest, ob 2/3 der Synodalen anwesend
sind, deren Wahl nicht beanstandet worden ist.

(4) Synodale, deren Wahl beanstandet worden ist, dürfen bis zur Ent
scheidung der Synode an den Verhandlungen, nicht aber an den Ab
stimmungen, teilnehmen.

(5) Wird eine Wahl für ungültig erklärt, so teilt die Alterspräsidentin
oder der Alterspräsident dies sofort dem Oberkirchenrat zwecks An­
ordnung einer Neuwahl, Einberufung eines Ersatzmitgliedes oder
Vornahme einer neuen Ernennung mit.

§3
Nach Feststellung der Gültigkeit der Wahlen eröffnet die Bischöfin 
oder der Bischof die Synode. 

§4
( 1) Sobald die Synode eröffnet ist, wählt sie eine Präsidentin oder ei­
nen Präsidenten, zwei Mitglieder der Synode als Stellvertreterinnen
und Stellvertreter und die erforderliche Zahl von Schriftführerinnen
und Schriftführern (Art. 84 Abs. 1 KO).

(2) Die Wahl der Präsidentin oder des Präsidenten findet in geheimer
Abstimmung statt (A11. 131 Abs. 3 KO und § 52 Abs. 2 Geschäfts­
ordnung).

§5
(1) Die Präsidentin oder der Präsident legt das Gelöbnis in die Hand
der Bischöfin oder des Bischofs ab.

(2) Die übrigen Synodalen sowie später eintretende Synodale leisten
das Gelöbnis, indem sie nach der Verlesung des Gelöbnisses die Fra
ge der Präsidentin oder des Präsidenten, ob sie es ablegen wollen,
einzeln bejahen (Art. 83 Abs. 4 KO).

(3) Das Gelöbnis lautet: ,,Ich gelobe vor Gott, mein Amt zu führen
in der Bindung an Gottes Wort und treu dem Bekenntnis und den
Ordnungen der Kirche" (Art. 83 Abs. 3 KO).

Abschnitt II 
Präsidium der Synode 

§6 
Die Präsidentin oder der Präsident, die Stellvertreterinnen und Stell
vertreter und die Schriftführerinnen und Schriftführer bilden das 
Präsidium der Synode. 

§7
( 1) Die Präsidentin oder der Präsident leitet die Verhandlungen der
Synode.

(2) Sie oder er empfängt die Eingänge und schlägt Zeit und Tages­
ordnung der Sitzungen vor.

(3) 1Die Präsidentin oder der Präsident ermöglicht den Ausschüssen
die zweckmäßige Erledigung der ihnen zugewiesenen Aufgaben.
2Sie oder er kann an den Sitzungen der Ausschüsse mit beratender
Stimme teilnehmen.

(4) Die Präsidentin oder der Präsident vertritt die Synode nach außen
und verfügt über die für die Synode veranschlagten Mittel.

§8
Die Schriftführerinnen und Schriftführer führen das Protokoll und 
unterstützen die Präsidentin oder den Präsidenten in allen Synodal­
angelegenheiten. 

§9
1Der Archiv- und Bürodienst der Synode wird unter Aufsicht der
Präsidentin oder des Präsidenten von Mitarbeitenden des Oberkir­
chenrats wahrgenommen. 2Sind weitere Kräfte erforderlich, werden
sie vom Präsidium angefordert und von der Präsidentin oder dem 
Priisidenten verpflichtet. 



Abschnitt III 

Ausschüsse und Arbeitsgruppen der Synode 

§ 10
Die Synode wählt die synodalen Mitglieder für den Gemeinsamen 
Kirchenausschuss gemäß Art. 93 Abs. 1 und 2 der Kirchenordnung. 

§ 11
(l) 1Der Geschäftsausschuss. in den neben der Präsidentin oder dem
Präsidenten aus jedem Kirchenkreis sowie aus dem Kreis der beru­
fenen Synodalen je ein Mitglied zu entsenden ist, schlägt die Mit
glieder für die einzelnen Ausschüsse der Synode zur Wahl vor. 2Er
kann aus der Mitte der Synode die Zahl der Mitglieder in den Aus
schlissen auf bis zu fünfzehn ergänzen, soweit kirchengesetzlich
nichts anderes bestimmt ist. 3Dabei soll der Geschäftsausschuss die
fachlichen Kompetenzen der Synodalen beachten.
(2) 1Der Geschäftsausschuss schlägt der Synode auch die synodalen
Mitglieder des Wahlausschusses(§ 2 Abs. 1 Nr. 1 Gesetz zur Rege­
lung der Dienstverhältnisse des Bischofs) zur Wahl vor. 2Daneben
soll der Geschäftsausschuss für durch die Synode zu besetzende
Gremien und Ämter einen Wahlvorschlag an die Synode unterbrei
ten, soweit nichts anderes bestimmt ist.

§ 12
(1) Die Verhandlungsgegenstände der Synode werden grundsiitzlich
in den Ausschlissen der Synode vorberaten.

(2) Neben dem Geschäftsausschuss werden in der Regel folgende
Ständige Ausschlisse gebildet:

1. Ausschuss für theologische und lit1:1_rgische Fragen, Schöp-
fungsverantwortung, Mission und Okumene

2. Rechts- und Verfassungsausschuss
3. Finanz- und Personalausschuss
4. Ausschuss für Gemeindedienst und Seelsorge
5. Ausschuss für Jugend und Bildung, kirchliche Werke, Ein

richtungen und Öffentlichkeitsarbeit
6. Rechnungsprüfungsausschuss

(3) 1Die Ausschüsse haben höchstens 15 Mitglieder; davon sollen
mehr als die Hälfte nicht ordinierte Mitglieder sein. 2Jeder Kirchen­
kreis kann bis zu zwei Synodale für jeden Ausschuss der Synode be
nennen. 3Bei Kirchenkreisen mit mehr als zehn Synodalen wird nach
§ 11 Abs. 1 verfahren. 'Die Bildung des Rechnungsprüfungsaus­
schusses richtet sich nach dem Kirchengesetz für die
Rechnungsprlifung vom 20. November 2009 (GVBI. 2 7. Band, S. 4)
in der jeweils geltenden Fassung. 5Die Bildung des Wahlausschusses
richtet sich nach dem Gesetz zur Regelung der Dienstverhältnisse
des Bischofs vom 28. Miirz 1950 (GVBI. 13. Band, S. 147) in der je
weils geltenden Fassung.
(4) 1Die Synode kann für besondere Angelegenheiten Ausschlisse
oder Arbeitsgruppen bilden.deren Tiiligkeit endet, nachdem die Auf­
gabe erledigt worden ist. 2Für Arbeitsgruppen gelten die Vorschriften
für Ausschüsse entsprechend. 3Der Geschiiftsausschuss kann von
den Vorschriften des Absatzes 3 abweichen.

(5) Endet die Zugehörigkeit einer oder eines Synodalen zur Synode,
so wird bis zur Ersatzwahl oder Ersatzberufung das Ersatzmitglied 
beratendes Mitglied in dem Ausschuss. dem die oder der Synodale 
angehö11e. 

(6) 1Die Ausschlisse der Synode können Unterausschüsse bilden
oder 0emeinsame Arbeitsgruppen berufen.1Fiir die Unterausschüsse
und gemeinsame Arbeitsgruppen gelten die Vorschriften dieses Ab
schnitts mit Ausnahme von § 11 Abs. 1, § 12 Abs. 3, § 1 5  Abs. 2 und
3, § 16 Abs. 3 und § 17 entsprechend.

(7) 1Soweit sich Ausschüsse mit Themen befassen wollen, die sich
nicht aus Beschlüssen der Synode, der Kirchenordnung oder Rege
lungen der Geschäftsordnung der Synode ergeben, bedarf dies der 
Zustimmung des Gemeinsamen Kirchenausschusses. 2Gleiches gilt 
für die Befassung mit Themen, die der Oberkirchenrat in einen Aus­
schuss einbringen möchte. 3Der Gemeinsame Kirchenausschuss 
kann Ausschlissen Themen zur Befassung zuweisen. 

§ 13
1Jeder Ausschuss wählt seine Vorsitzende oder seinen Vorsitzenden 
sowie deren oder dessen Stellvertretung und benennt sie der Präsi
dentin oder dem Präsidenten und dem Oberkirchenrat. 2Die Präsi-
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dentin oder der Präsident der Synode hat den Vorsitz im Geschäfts
ausschuss. 

§ 14
Die Namen der Mitglieder der Ausschlisse sind dem Oberkirchenrat 
mitzuteilen. 

§ 15

( 1) Die oder der Vorsitzende legt Zeit, Ort und Tagesordnung der 
Ausschusssitzungen im Benehmen mit dem für den Ausschuss zu
ständigen Mitglied des Oberkirchenrates fest und leitet die Einla­
dung der Präsidentin oder dem Präsidenten zu. 

(2) 1 Der Ausschuss ernennt eine Berichterstatterin oder einen Be­
richterstatter, die oder der Anträge aus dem Ausschuss in der Synode 
vorträgt und begründet. 2Soweit die Anträge von der Stellungnahme
eines mitberatenden Ausschusses abweichen, hat die Berichterstatte
rin oder der Berichterstatter des federführenden Ausschusses auf die
Stellungnahme des mitberatenden Ausschusses hinzuweisen.
(3) Minderheiten im federführenden Ausschuss haben das Recht, ei
gene Berichterstatterinnen oder Berichterstatter zu wählen.

§ 16
( 1) Die Sitzungen der Ausschüsse sind nicht öffentlich.
(2) 1 Die Mitglieder des Oberkirchenrats sind berechtigt, an den Sit
zungen der Synode und ihrer Ausschlisse teilzunehmen. 1Sie müssen
auf ihr Verlangen jederzeit gehört werden. 3Die Mitglieder des Ober­
kirchenrates können im Einvernehmen mit der oder dem Vorsitzen­
den durch Mitiu-beitende des Oberkirchenrates oder der Gemeinsa
men Kirchenverwaltung zur Sitzung der Ausschüsse begleitet wer­
den oder Mitarbeitende in ihrem Auftrag teilnehmen lassen.

(3) Auf Verlangen der Synode oder ihrer Ausschüsse müssen die
Mitglieder des Oberkirchenrats erscheinen und die erforderlichen
Ausklinfte erteilen.

(4) Mitglieder der Synode können von den Ausschüssen zu ihren Sit
zungen mit beratender Stimme hinzugezogen werden; sie sind be­
rechtigt an den Sitzungen aller Ausschüsse als Zuhörerinnen und Zu
hörer teilzunehmen.

(5) 1Die Ausschüsse können zu ihren Tagesordnungspunkten fach
kundige Personen zu ihren Sitzungen mit beratender Stimme hinzu­
ziehen. 2Gegebenenfalls entstehende Kosten sind vorher mit der Prä­
sidentin oder dem Präsidenten abzustimmen.

(6) Jede oder jeder Synodale hat das Recht, ihren oder seinen zuvor
in der Synode eingebrachten Antrag im Ausschuss zu begründen; es
ist ihr oder ihm mitzuteilen, wann der Antrag beraten wird.

§ 17
(1) Jeder Antrag eines Ausschusses, auch einer Minderheit dessel­
ben, ist schriftlich an die Synode zu bringen.
(2) 1Der Ausschuss kann bestimmen, dass seine Berichte vervielfäl
tigt und an die Synodalen verteilt werden.1Auf Verlangen einer Min
derheit ist auch ihr Bericht zu vervielfältigen und zu verteilen.

§ 18

( 1) 1Der Ausschuss ist bei Anwesenheit der Hälfte seiner Mitglieder 
beschlussfähig. 2Wenn die Beschlussfähigkeit des Ausschusses nicht 
angezweifelt ist, sind die vom Ausschuss mit der Mehrheit der anwe­
senden Mitglieder gefassten Beschlüsse gliltig. 
(2) 11n dringenden Fällen können Beschli:lsse über die Ausschussvor
sitzende oder den Ausschussvorsitzenden auch im schriftlichen Ver
fahren herbeigeführt werden. 2 Verlangt mindestens ein Drittel der 
Mitolieder des Ausschusses nach Einleitung des schriftlichen Ver­
fahr�ns die mündliche Erörterung oder äußert sich die Mehrheit der 
Mitolieder im schriftlichen Verfahren nicht, hat die oder der Vorsit
zende eine Sitzung des Ausschusses einzuberufen. 3Dem schriftli­
chen Verfahren ist die elektronische Kommunikation gleichgestellt. 

(3) 1 Jn Ffülen besonderer Dringlichkeit trifft die oder der Vorsitzende
im Einvernehmen mit ihrer oder seiner Stellvertretung alle notwen­
digen, nicht aufschiebbaren Entscheidungen. 2Diese sind vorläufig,
soweit sich aus der Natur der Sache nicht deren endgültiger Charak
ter ergibt.
(4) Die nach Absatz 3 getroffenen vorliiufigen Entscheidungen sind
dem Ausschuss in seiner nächsten ordentlichen Sitzung, die auf die
Entscheidung folgt, zur Bestätigung vorzulegen.

(5) 1Die oder der Vorsitzende wird im Verhindernngsfall bei Ent­
scheidungen gemäß Absatz 2 durch ihre oder seine Stellvertretung
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venreten. 2Für die Stellverlretung ist u111er den Ausschussmitglie
dern von diesen für den Fall der Verhinderung der oder des Vorsit­
zenden und der Stellvertretung nach Satz I eine weitere Stellvenre
tung zu bestimmen. 3Eine weitere Venrctung findet nicht stall.

§ 19

'Die Synode kann sich in besonderen Fällen zum Ausschuss erklä
ren. 21n diesem Fall sind die§§ 13, 16 und 18 Abs. 1 entsprechend
anzuwenden. 

Abschnitt IV 
Ordnungen der Verhandlungen 

A. Allgemeine Bestimmungen, Sitzungsprotokoll

§ 20
'Die Präsidenrin oder der Präsident beruft die Synode unter Millei
lung der Tagesordnung ein. 2Die Einberufungsfrist beträgt vier Wo­
chen. 3Die zur Verhandlung kommenden Vorlagen, Gesetzentwürfe
und Anträge sind nach Möglichkeit mit der Einladung zu übersen­
den. "Sie sollen spätestens 14 Tage vor Beginn der Tagung den Sy
nodalen zugehen. 

§ 21 

( 1) Die Verhandlungen der Synode sind öffentlich. wenn die Synode
nicht anders beschließt.
(2) Jede Sitzung wird mit Schriftlesung und Gebet eingeleitet und
mit Gebet beendet.

§ 22

( 1) 'Die Synode ist beschlussfähig: wenn zwei Drille) der Mitglieder
anwesend sind. sofern nicht für einzelne Beschlüsse andere Bestim­
mungen getroffen sind. 'Wenn die Beschlussfähigkeit der Synode
nicht angezweifelt ist, sind die von ihr gefassten Beschlüsse gültig
(An. 86 KO). 

(2) 1Die Synode fasst ihre Beschlüsse mit Stimmenmehrheit der ab
gegebenen Stimmen, wobei Stimmenenthaltungen nicht als Stim
men gehen. soweit nichts anderes durch Kirchengesetz bestimmt ist. 
'Bei Stimmengleichheit ist der zur Entscheidung gestellte Antrag ab
gelehnt (Art. 131 KO). 
(3) 'Gesetze werden mit einfacher Mehrheit bschlossen. ,Abände
rungen der Art. 1-4, 79 Abs. 1 Ziff. 1 u. 2, 89, 100 ,10 3. 107 und
115 der KO bedürfen einer Mehrheit von zwei Drilleln aller Synoda
len (Art. 115 KO).
(4) 1Der Oberkirchenrat kann bei beschlossenen Gesetzen vor Veröf
fentlichung im Gesetz- und Verordnungsblatt (Art. 116 KO) die Be
richtigung von Schreibfehlern. Rechnungsfehlern und ähnlichen of
fenbaren Unrichtigkeiten vornehmen. 2Bei bereits veröffentlichten
Gesetzen kann der Oberkirche1mll die Veröffentlichung der Berich­
tigung veranlassen.

§ 23

( 1) Über die Verhandlungen der Synode ist eine Niederschrift anzu
fenigen.
(2) 1Die Niederschrift muss die Namen aller anwesenden und abwe
senden Synodalen, alle zur Abstimmung gestellten Anträge. alle Be­

schlüsse und das Abstimmungsergebnis emhalten. 'Abweichend von
Satz I kann stall der Angabe aller anwesenden und abwesenden Sy­
nodalen in der Niederschrift eine Anwesenheitsliste als Anlage zur
Niederschrift genommen werden.
(3) Die Niederschrift ist von der Präsidentin oder dem Präsidenten 
und den Schriftführerinnen und Schriftführern zu u111erschreiben. 
(4) Alle schriftlichen Mitteilungen des Oberkirchenrates sind dem 
Protokoll als Anlagen beizufiigen. wenn nicht von der Synode im 
einzelnen Fall anders beschlossen wird oder Mitteilungen des Ober
kirchenrates als vertraulich bezeichnet sind. 

§ 24

( 1) Die Niederschrift wird an alle Synodale sowie die Mitglieder des
Oberkirchenrates nach der Tagung der Synode unverzüglich ver
sandt.
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(2) 1 Anträge auf Änderung der Niederschrift sollen spätestens bis 
vier Wochen nach Zusendung schriftlich gestellt werden. 2Ein ver­
spfüeter Zugang ist durch die AntragsteUerin oder den Antragsteller 
darzulegen und zu begründen. 
(3) Über die Anträge auf Änderung der Niederschrift sowie die Zu­
lassung verspäteter Anträge entscheidet das Präsidium.

§ 25

1Die Präsidentin oder der Pr1isident der Synode benennt die Einga­
ben und Anträge. 2Diese sind wörtlich zu verlesen, wenn die Synode
das verlangt. 

§ 26

Die Punkte der Tagesordnung werden in der festgesetzten Reihenfol­
ge verhandelt, wenn die Synode nicht anders beschließt. 

§ 27

1Die Synode kann beschließen, Punkte, die nicht auf der Tagesord
nung stehen. zu behandeln oder Punkte von der Tagesordnung abzu
setzen. Vorla!!en des Oberkirchenrats können nur mit seiner Zustim­
mung abgesetzt werden. 

§ 28

1Am Ende der Sitzung schlägt die Präsidentin oder der Präsident 
Zeit. Ort und Tagesordnung der nächsten Sitzung vor. 21st dies nicht
möglich, so teilt sie oder er Zeit und Tagesordnung den Synodalen 
und dem Oberkirchenrat rechtzeitig mit. 

B. Verfahren in der Sitzung

§ 29
1Die zur Verhandlung kommenden Ausschussanträge sollen. sofern
die Synode nicht eine Ausnahme beschlossen hat, mindestens 24 
Stunden vorher sämtlichen Synodalen zusammen mit den Stellung
nahmen von mitbcratenden Ausschüssen, denen der federührende 
Ausschuss nicht folgt, zugestellt sein. 

§ 30
1Synodale, welche zur Geschäftsordnung sprechen oder ein tatsäch­
liches Missverständnis berichtigen wollen. erhalten außer der Rei
henfolge sofort das Wort. 2Mitglieder des Oberkirchenrats erhalten
außer der Reihe das Won. 

§ 31

Will die PrUsidentin oder der PrUsident sich an der Beratung beteili­
gen, so gibt sie oder er den Vorsitz solange ab, bis die Verhandlung 
des betreffenden Gegenstandes erledigt ist. 

§ 32

Jede und jeder Synodale darf in derselben Angelegenheit nicht mehr 
als zweimal und nicht länger als jedesmal eine Viertelstunde reden, 
es sei denn, dass mehrfache Erwiderungen des Oberkirchenrats eine 
mehrfache Antwon erfordern oder die Synode auf Anfrage der Prä­
sidentin oder des Präsidenten eine Ausnahme ges1anet. 

§ 33

( 1) Jede und jeder Synodale hat das Recht. selbstständige Anträge an
die Synode zu stellen.
(2) Ein selbstständiger An1rag ist von der Antragstellerin oder dem
Antragsteller der Präsidentin oder Präsidenten schriftlich, von vier
anderen Synodalen durch ihre Namensunterschrift untersllitzt, zu
übergeben.
(3) 1Nach Verlesung des Antrages durch die Präsidentin oder den
Priisidenten ist die Antragstellerin oder der Antragsteller berechtigt, 
ihren oder seinen Antrag zu begrlinden. 2Danach beschließt die Sy­
node, ob der Antrag in Betracht gezogen werden soll oder nicht. 
(4) 1Wenn die Synode den Antrag in Betracht gezogen hat, haben die
Vorsitzenden der Ständigen Ausschüsse das Recht, zur Frage, ob der
Antrag in einen Ausschuss verwiesen werden soll, Stellung zu neh
men. Anschließend beschließt die Synode, ob der Antrag einem Aus-



schuss überwiesen oder ohne solche Begutachtung verhandelt wer­
den soll. 

§ 34
( I) 'Über einen Antrag auf Vertagung der Beratung oder der Abstim­
mung oder auf Schluss der Beratung ist ohne vorherige Erörterung
abzustimmen. 2Einem Antrag des Oberkirchenrats auf Vertagung der 
Beratung ist zu entsprechen. 
(2) 'Bei Vertagung der Beratung oder der Abstimmung wird die Be­
ratung beziehungsweise Abstimmung in der nächsten Sitzung fort­
gesetzt, falls nicht die Synode eine Ausnahme beschließt. 2Die Syno­
de kann insbesondere beschließen, dass der vertagte Gegenstand zur 
Vorbereitung der Beratung einem oder mehreren Ausschüssen oder 
dem Gemeinsamen Kirchenausschuss überwiesen wird. 3§ 49 Abs. 2
Sätze 2 und 3 gelten entsprechend. 

§ 35
(l ) Die Präsident'in oder der Präsident schließt die Beratung, wenn
sie oder er die Beschlussfassung für genügend vorbereitet hält, wenn
sich niemand mehr zu Wort meldet oder wenn die Synode nach vor­
heriger Verlesung der Redeliste den Schluss der Beratung beschlos­
sen hat.
(2) Die Beralllng darf erst geschlossen werden, wenn diejenigen, die
sich bereits zu Wort gemeldet haben, gehört worden sind.

§36

(1) 'Nach dem Schluss der Beratung ist der Berichterstatterin oder
dem Berichterstatter das Wort zu erteilen. 2Hat eine Minderheit des
federführenden Ausschusses ebenfalls eine Berichterstatterin oder
einen Berichterstatter benannt, ist zunächst dieser oder diesem das
Wort zu erteilen und anschließend der Berichterstatterin oder dem
Berichterstatter der Mehrheit. 3Das Schlusswort steht auch der oder
dem Synodalen zu, welche oder welcher einen selbstständigen An­
trag gestellt hat, sofern nicht der Antrag einem Ausschuss überwie­
sen war.
(2) Wenn ein Mitglied des Oberkirchenrats nach dem letzten Wort
der Berichterstatterin oder des Berichterstatters oder der Antragstel­
lerin oder des Antragstellers noch das Wort begehrt, so ist die Bera­
tung von der Prlisidentin oder dem Präsidenten wieder zu eröffnen.

C. Abstimmung

§ 37
(1) Unmittelbar vor der Abstimmung hat die Präsidentin oder der
Präsident die Frage, über welche abgestimmt werden soll, wörtlich
zu verkünden und, wenn mehrere Fragen zur Abstimmung vorlie­
gen, ihre Reihenfolge anzugeben.
(2) Die Fragen sind so zu stellen, dass sie mit ,.ja" oder „nein" beant­
wortet werden können.
(3) Die Präsidentin oder der Präsident hat darauf hinzuweisen, dass
im Falle einer Bewilligung von Ausgaben für Bezüge der Pfarrerin­
nen und Pfa1Ter oder ihrer Hinterbliebenen die der Synode angehö­
renden Pfarrerinnen und Pfa1Ter nur beratende Stimme haben (Art.
133 Abs. 2 KO).

§ 38

'Die Präsidentin oder der Präsident schlägt vor, in welcher Reihen­
f(?.lge über die vorliegenden Gegenstände abgestimmt werden soll. 
2Uber Abänderungsanträge wird zuerst abgestimmt. 3Wenn zur glei­
chen Sache mehrere Anträge vorliegen, so wird zuerst über denjeni­
gen Antrag abgestimmt, der sich am weitesten von der Vorlage ent­
fernt. 

§ 39

Werden gegen die von der Präsidentin oder dem Präsidenten angege­
bene Fassung oder Reihenfolge der zur Abstimmung stehenden Fra­
gen Einwendungen erhoben, die sich durch eine Erklärung der Prä­
sidentin oder des Präsidenten nicht erledigen, so hat die Synode zu 
entscheiden. 
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§ 40
'Jeder Antrag kommt als Ganzes zur Abstimmung. 2Er darf nur ge­
teilt werden, wenn keine Synodale oder kein Synodaler wider­
spricht. 

§ 41

(J) 'Die Synode kann namentliche Abstimmung beschließen, wenn
diese spätestens gleich nach Verkündung der Abstimmungsfrage be­
antragt wird. 2Die namentliche Abstimmung erfolgt durch 
mündliche Erklärung mit „ja" oder „nein".
(2) Auf Antrag einer oder eines Synodalen ist das Abstimmungsver­
fahren schriftlich und geheim durchzuführen.

§ 42
Nach Beendigung der Abstimmung verkündet die Präsidentin oder 
der Präsident das Ergebnis. 

§ 43
Ein Gegenstand, über den die Synode einen Beschluss gefasst hat, 
kann auf derselben Tagung der Synode nur dann nochmals verhan­
delt werden, wenn der Oberkirchenrat oder eine Zweidrittelmehrheit 
der Synode eine nochmalige Prüfung empfiehlt. 

D. Besondere Gegenstände der Verhandlung

1. Vorlagen des Oberkirchenrats

§ 44
( 1) Die Vorlagen und sonstigen Mitteilungen des Oberkirchenrats,
die in der Synode verhandelt werden sollen, sind sofort nach ihrer
Einbringung sämtlichen Synodalen zuzustellen und in der Regel ei­
nem Ausschuss zu überweisen.
(2) Anträge des Oberkirchenrats können nicht durch Übergang zur
Tagesordnung erledigt werden.

§ 45
Zur Beralllng des Berichtes des Oberkirchenrats (Art. 88 KO) sollen 
nach Vorschlag des Geschäftsausschusses synodale Gruppen gebil­
det werden. 

2. Gesetzentwürre

§ 46
( 1) Bei allen Gesetzentwürfen findet eine 2. Lesung statt, die frühes­
tens 24 Stunden nach der 1. Lesung erfolgt, falls nicht die Synode
anders beschließt.
(2) Ist ein Gesetzentwurf von der gesamten Synode als Ausschuss
vorberaten, so kann die Präsidentin oder der Präsident von einer 2.
Lesung absehen, sofern nicht mindestens ein D1ittel der anwesenden
Synodalen diese ausdrücklich verlangt.

§ 47
( 1) Bei Gesetzentwürfen findet, wenn ein Antrag auf Annahme oder
Ablehnung des Entwurfs im ganzen vorliegt, nach Erstattung des 
Ausschussberichts zuerst eine allgemeine Verhandlung über die Fra­
ge statt, ob auf die Beratung der einzelnen Bestimmungen eingegan­
gen werden soll.
(2) Mit der Annahme oder Ablehnung des Entwurfs im Ganzen oder
der Beschlussfassung über die einzelnen Bestimmungen ist die erste
Lesung beendet.

3. Förmliche Anfragen

§48

(!) 'Förmliche Anfragen an den Oberkirchenrat können von mindes­
tens fünf Synodalen gestellt werden. 2Sie sind schriftlich der Präsi
dentin oder dein Präsidenten zu übergeben, die oder der sie dem 
Oberkirchenrat abschriftlich mitteilt. 
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(2) Die Präsidentin oder der Präsident zeigt den Gegenstand der
förmlichen Anfrage in der Synode an und setzt ihn im Benehmen mit
dem Oberkirchenrat auf die Tagesordnung.
(3) 1Die Anfrage ist mit der Beantwortung erledigt. 2Jede und jeder
Synodale hat das Recht, den Gegenstand durch Antrag weiterzuver­
folgen.

4. Eingaben

§ 49 
( 1) 'Jedes Glied der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg hat das Rechl,
Eingaben an die Synode zu richten (Art. 14 Abs. 2 KO). 2Dies gilt
auch für Eingaben, die ein Glied der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg
namens einer Personenmehrheit an die Synode richtet.
(2) 'Eingaben.die bis zur Tagung der Synode schriftlich bei der Prä­
sidentin oder dem Präsidenten eingegangen sind, werden auf Vor­
schlag des Präsidiums ohne vorherige inhaltliche Erörerung von der
Synode einem oder mehreren Ausschüssen zur Beratung oder dem
Gemeinsamen Kirchenausschuss zur Erledigung überwiesen. ,So­
lange die Synode nicht tagt, nimmt der Gemeinsame Kirchenaus­
schuss die Uberweisungen vor, soweit die Eingabe dies nicht aus­
drücklich ausschließt. .1Wird eine Eingabe an mehrere Ausschüsse
zur Beratung überwiesen, ist gleichzeitig der federführende Aus­
schuss zu bestimmen. ,Der Gemeinsame J<jrchenausschuss kann die
ihm überwiesenen Eingaben zur Bearbeitung an den Oberkirchenrat
oder Arbeitsgruppen im Sinne des § 12 Abs. 4 abgeben.
(3) Eingaben zu Fragen, die bereits Beratungsgegenstand von Aus­
schüssen oder kirchenleilenden Organen sind, können auf Vorschlag
des Präsidiums von der Präsidentin oder dem Präsidemen unmittel­
bar dem jeweiligen Ausschuss oder kirchenleitenden Organ über­
wiesen werden.
(4) 'Eingaben werden nur insoweit Gegenstand der Beratung in der
Synode, als der federführende Ausschuss sie der Synode zur Bera­
tung vorlegt. 2Betrachtet der federführende Ausschuss eine Beratung
der Eingabe in der Synode nicht für erforderlich, hat er die Eingabe
mit seinem Beratungsergebnis dem Gemeinsamen Kirchenaus­
schuss vorzulegen. 3Dieser entscheidet über die Erledigung. ,Mit
Eingaben, die dem Oberkirchenrat oder einer Arbeitsgruppe nach
Absatz 2 zur Bearbeitung oder einem kirchenleitenden Organ nach
Absatz 3 überwiesen wurden, ist entsprechend zu verfahren.
(5) 'Die Präsidentin oder der Präsident berichtet der Synode von Ein
gaben, die seit der letzten Tagung gemäß Abs. 2 Satz 2 oder Abs. 3
überwiesen worden sind. 'Der Synode ist Gelegenheit zu geben, die
Überweisung nach Abs. 2 Satz 2 zu ändern oder eine ergänzende
Überweisung vorzunehmen.

§ 50
Von jedem Beschluss über eine Eingabe ist die Einsenderio oder der 
Einsender durch die Präsidentin oder den Präsidenten zu benachrich­
tigen. 

5. Wahlen

§ 51
Wahlen in der Synode können nur vorgenonunen werden, wenn sie 
auf der Tagesordnung stehen und wenn dieser Punkt der Tagesord­
nung den Synodalen mindestens 24 Stunden vorher mitgeteilt wor­
den ist. 

§ 52
(1) Wahlen werden durch Stimmzettel vorgenommen.
(2) Die Synode kann, abgesehen von der Wahl der PrUsidentin oder
des Präsidenten, der Bischöfin oder des Bischofs und der anderen
Mitglieder des Oberkirchenrats, die Wahl durch Zuruf beschließen,
falls kein Widerspruch erfolgt.
(3) Die Wahl der Bischöfin oder des Bischofs erfolgt nach dem Ge­
setz zur Regelung der Dienstverhältnisse des Bischofs vom 28. März
1950 (GVBI. 13. Band, S. 147) in der jeweils geltenden Fassung.
(4) 1Die Wabl der anderen Mitglieder des Oberkirchenrats erfolgt in
geheimer Abstimmung mit der Mehrheit aller Synodalen. 2Sofern im
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ersten Wahlgang die Mehrheit aller Synodalen nicht erreicht wird, 
genügt im 2. Wahlgang die Mehrheit der Anwesenden, wenn die Sy­
node beschlussfähig ist. 
(5) 1Wenn die Präsidentin oder der Präsident feststellt, dass kein Mit­
glied der Synode seine Stimme mehr abgeben will, so schließt sie
oder er die Abstimmung. 1Dar:rnf beginnt die Auszählung der
Stimmzettel.
(6) 'Erhält bei einer Einzelwahl auch in zweiter Abstimmung nie­
mand die Mehrheit, so ist im drillen Wahlgang zwischen den beiden
Bewerberinnen und Bewerbern zu entscheiden, die zuletzt die meis­
ten Stimmen erhalten haben. 2Bei Stimmengleichheit entscheidet clas
Los.

Abschnitt V 
Ordnungsbeslimmungen 

§ 53

( 1) Die Präsidentin oder der Präsident wahrt die Würde der Synode,
leitet ihre Arbeit und wacht über die Einhaltung der Geschäftsord­
nung.
(2) Anonyme Schreiben irgendwelcher Art an die Synode dürfen
nicht verlesen oder sonst behandelt werden.
(3) Sind Störungen durch Zuspruch oder Hinweis auf Einhaltung der
Geschäftsordnung nicht zu beseitigen, kann die Präsidentin oder der
Präsident clie Sitzung auf eine bestimmte Zeit aussetzen oder schlie­
ßen.

Abschnitt VI 
Abwesenheit, Urlaub, Tagegelder und Reisekosten 

der Synodalen 

§ 54
1Bleibt ein Mitglied der Synode unentschuldigt den Sitzungen der
Synode fern, so hat die Präsidentin oder der Präsident es zur Teilnah­
me an den Arbeiten der Synode aufzufordern. 2Folgt es dieser Auf­
forderung, ohne sich ausreichend zu entschuldigen, nicht, so unter­
richtet die Präsidentin oder der Präsident den Oberkirchenrat zur 
Klärung der Verzichtsfrage (Art. 80 KO). 

§ 55
Ist ein Mitglied der Synode verhindert, an den Sitzungen der Synode 
oder eines Ausschusses teilzunehmen, so zeigt es dies der Pr'.isiden­
tin oder dem Präsidenten oder der ocler dem Vorsitzenden des Aus­
schusses unter Anführung des Grundes rechtzeitig an. 

§ 56
Tagegelder, Reisekosten und Ersatz für etwaigen Verdienstausfall 
der Synodalen werden vom Präsidium im Einverständnis mit eiern 
Oberkirchenrat festgesetzt. 

Abschnitt VII 
Geschäftsverhältnis der Synode zum Oberkirchenrat 

§ 57
(1) Die Schreiben des Oberkirchenrats an die Synode werden an die
Präsidentin oder den Präsidenten gerichtet.
(2) Die Schreiben der Synode an den Oberkirchenrat werden von der
Präsidentin oder dem Präsidenten und einer Schriftführerin oder ei­
nem Schriftführer unterzeichnet.
(3) Milleilungen der Synode an staatliche oder kirchliche Behörden
erfolgen über den Oberkirchenrat.
(4) Alle Schriftstücke, welche den Synodalen zugehen oder unter ih­
nen verteilt werden, sind gleichzeitig dem Oberkirchenrat zuzustel­
len.



Abschnitt VIII 
Auslegung und Änderung der Geschäftsordnung 

§ 58
( 1) Zweifel über die Auslegung der Geschäftsordnung im Einzelfall
entscheidet die Synode.
(2) Änderungen der Geschäftsordnung können nur aufgrund voraus­
gegangener Beratung im Geschäftsausschuss durch die Synode mit 
einer Mehrheit von zwei Dritteln der anwesenden Synodalen be­
schlossen werden. 
(3) Eine Abweichung von den Bestimmungen der Geschäftsordnung
im Einzelfall ist zulässig, wenn auf die Abweichung hingewiesen ist 
und kein Mitglied der Synode widerspricht. 

Oldenburg, 24. November 2017 

Die Präsidentin der 48. Synode 
der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 

B l ü t c h e n  

Nr. 73 

Abnahme der Jahresrechnung 2016 
und Entlastung des Oberkirchenrates 

Die 48. Synode hat in ihrer 8. Tagung am 24. November 2017 der 
Empfehlung des Rechnungsprüfungsausschusses folgend einstim­
mig beschlossen, dem Oberkirchenrat gern. Art. 125 Abs. 3 KO in 
Verbindung mit§ 9 KiVwG bezüglich der Kassen- und Rechnungs
prüfung für das Haushaltsjahr 2016 _Entlastung zu erteilen.

Blütchen 
Präsidentin 

III. Verfügungen

Nr. 74 

Richter 
Schriftführer 

Abhandenkommen von zwei 
Dienstsiegeln in der Ev.-luth . 

Kirchengemeinde Osternburg 

In der Ev.-luth. Kirchengemeinde Ostemburg sind zwei Siegelstem­
pcl abhanden gekommen. Die Siegelstempel sind rundoval, die Ma­
ße betragen 21 mm und zeigen folgende 
Darstellung: .,Drcifaltigkeitssymbol mit dariiberstehendem Anker­
kreuz. Der Anker ist gedreht und erscheint als stilisiertes Omega. 
Beizeichen unterhalb des Siegelbildes". 
Die Siegelumschriften lauteten: .,•EV•LUTH•KIRCHENGEMEIN­
DE•OSTERNBURG'' Beizeichen 2 und „EV•LUTH•KlRCHEN­
GEMEINDE•OSTERNBURG'' Beizeichen 3. Gemäß § 24 Abs. 1 
der Verwaltungsanordnung betreffend Siegelordnung für die Ev.­
Luth. Kirche in Oldenburg setzen wir die Siegel außer Kraft. 

Oldenburg, den 1 . November 2017 

Der Oberkirchenrat 
der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 

D r . Te i c h m a n i s  
Oberkirchenrätin 
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Nr. 75 

Der Oberkirchenrat der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Olden­
burg hat am 21. November 2017 folgende Richtlinie beschlossen: 

Richtlinie zur Gewährung von Darlehen aus 
dem Landeskirchenfonds 

Die Bereitstellung von Geldmitteln aus dem Landeskirchenfonds hat 
zum Ziel, den Kirchengemeinden und kirchennahen Einrichtungen 
die Möglichkeit zu verschaffen, Darlehen für kirchliche Zwecke auf­
nehmen zu können. Hierbei kann es sich insbesondere um dringend 
notwendige Investitionen und ähnliche Maßnahmen handeln. 

Es sollen günstige Zinskonditionen, aber auch eine unbürokratische 
Bearbeitung, Berücksichtigung finden. 

Eine klare Vertragsgestaltung regelt die Auszahlung der Darlehen 
sowie auch die Absicherung und Rückzahlung der gewährten Darle­
hen. 

1. Größenordnung
Die Höhe des zu gewährenden Darlehens wird in drei Kategorien 
aufgeteilt: 

a) bis
b) ab
c) ab

2. Darlehnsnehmer

10.000€ 
10.001 € 

250.001 € 
bis 250.000€ 

Jn Bezug auf den Darlehnsnehmer ist hinsichtlich der Rechts­
form und Haftung zu unterscheiden:
1. Kirchengemeinden
2. Kirchennabe Einrichtungen (Diakonie- Sozialstationen, dia­

konische Einrichtungen, u. ä.)

Verfahrensregelungen: Kirchengemeinden 
Darlehen bis 10.000,00 € 

• Beschluss des Gemeindekirchenrates mit rechtsverbindli­
cher Unterschrift

• Angabe des Darlehenszwecks
• Formale Prüfung des Darlehensverfahrens durch die Fi­

nanzabteilung der ZDS (Gemeindefinanzen).
• Erstellung von Zins und Tilgungsplan durch die Finanz-

abteilung der ZDS (Gemeindefinanzen)
• Erstellung eines Darlehnsvertrages
• Auszahlung, sobald alle Unterlagen vorliegen
• Überprüfung, ob der Kapitaldienst im Haushaltsplan der

Kirchengemeinde ausgewiesen wird.
• Die Regehmgen zur Dar!ehensvergahe aus dem Öko­

fonds bleiben bestehen,

Darlehen ab 10.001,00 € bis 250.000,00 € 
• Beschluss des Gemeindekirchenrates mit rechtsverbindli-

cher Unterschrift
• Angabe des Darlehenszwecks
• ggf. Sicherheiten (Grundbucheintrag, Bürgschaft)
• Formale Prüfung des Darlehensverfahrens durch die Fi­

nanzabteilung der ZDS (Gemeindefinanzen)
• Erstellung von Zins- und Tilgungsplan durch die Finanz­

abteilung der ZDS (Gemeindefinanzen)
• Entscheidung über Antrag durch Beschluss des Oberkir-

chenrates
• Erstellung eines Darlehnsvertrages
• Auszahlung, sobald alle Unterlagen vorliegen
• Überprüfung, ob der Kapitaldienst im Haushaltsplan der

Kirchengemeinde ausgewiesen wird.
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Darlehen ab 250.001,00€ 

• Beschluss des Gemeindekirchenrates mit rechtsverbindli-
cher Unterschrift

• Angabe des Darlehenszwecks
• Sicherheiten (Grundbucheintrag, Bürgschaft)
• Formale Prüfung des Darlehensverfahrens durch die Fi­

nanzabteilung der ZDS (Gemeindefinanzen)
• Erstellung von Zins- und Tilgungsplan durch die Finanz­

abteilung der ZDS (Gemeindefinanzen)
• Entscheidung über Antrag durch Beschluss des Oberkir-

chenrates
• Erstellung eines Darlehnsvertrages
• Auszahlung, sobald alle Unterlagen vorliegen
• Überprüfung, ob der Kapitaldienst im Haushaltsplan der

Kirchengemeinde ausgewiesen wird.

Verfahrensregelungen: kirchennahe Einrichtungen 

Darlehen bis 10.000,00 € 

• je nach Rechtsform, Beschluss und rechtsverbindliche
Unterschrift

• Angabe des Darlehenszwecks
• ggf. Sicherheiten (Grundbucheintrag, Bürgschaft)
• Formale Prüfung des Darlehensverfahrens durch die Fi­

nanzabteilung der ZDS (Gemeindefinanzen)
• Erstellung von Zins- und Tilgungsplan durch die Finanz­

abteilung der ZDS (Gemeindefinanzen)
• Entscheidung über Antrag durch Beschluss des Oberkir­

chenrates
• Erstellung eines Darlehnsvertrages
• Auszahlung, sobald alle Unterlagen vorliegen

Darlehen ab 10.001,00 € bis 250.000,00 € 

• je nach Rechtsforn1, Beschluss und rechtsverbindliche
Unterschrift

• Angabe des Darlehenszwecks
• ggf. Sicherheiten (Grundbucheintrag, Bürgschaft)
• Formale Prüfung des Darlehensverfahrens durch die Fi­

nanzabteilung der ZDS (Gemeindefinanzen)
• Erstellung von Zins- und Tilgungsplan durch die Finanz­

abteilung der ZDS (Gemeindefinanzen)
• Entscheidung über Antrag durch Beschluss des Oberkir­

chenrates
• Erstellung eines Darlehnsvertrages
• Auszahlung, sobald alle Unterlagen vorliegen

Darlehen ab 250.001 ,00 € 

• je nach Rechtsform, Beschluss und rechtsverbindliche
Unterschrift

• Angabe des Darlehenszwecks
• Sicherheiten (Grundbucheintrag, Bürgschaft)
• Fonnale Prüfung des Darlehensverfahrens durch die Fi­

nanzabteilung der ZDS (Gemeindefinanzen)
• Erstellung von Zins- und Tilgungsplan durch die Finanz­

abteilung der ZDS (Gemeindefinanzen)
• Entscheidung über Antrag durch Beschlussempfehlung

des Oberkirchenrates. Entscheidung im Gemeinsamen
Kirchenausschuss

• Erstellung eines Darlehnsvertrages
• Auszahlung. sobald alle Unterlagen vorliegen

2. Laufzeit

Die Laufzeit ist abhiingig von der Höhe des Darlehens 
a) bis 10.000,00 € bis zu .IO Jahre 
b) von 10.000,01€ bis 250.000,00€ biszu l5Jahre 
c) von 250.000,01 € bis zu 15 Jahre 

3. Zinssatz

Der Zinssatz wird vom Anlageausschuss prospektiv festgelegt. Es 
wird den Darlehensnehmern grundsätzlich die Möglichkeit gegeben 
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Sondertilgungen vorzunehmen. sofern vertraglich keine andere Re­
gelung getroffen wurde. 

Zinssatzfestlegung 
Der anzuwendenden Zinssätze für die Darlehen aus dem Landeskir­
chenfonds werden jährlich im Anlageausschuss für das darauffol­
gende Jahr festgelegt und gelten für die in diesem Zeitraum abge­
schlossenen Darlehensverträge während deren Gesamtlaufzeit. 

4. Geldeingang

Als Fiilligkeitstermin für die erste jährliche Rate wird der 30.11. ei­
nes Jahres vorgesehen. Die Darlehensnehmer sind Ende Oktober auf 
die Zahlung des fälligen Kapitaldienstes hinzuweisen. Als VerLUgs­
zinsen werden 5 % iiber dem Basiszinssatz berechnet. 

5. Berichtswesen

Der Anlageausschuss ist quartalsweise über die Vergabe von Darle­
hen aus dem Landeskirchenfonds zu informieren. 

6. Inkrafttreten

Die Richtlinie zur Gewährung von Darlehen aus dem Landeskir­
chenfonds tri11 mit dem O 1.01.2018 in Kraft. bisher anders lautende 
Regelungen werden hiermit außer Kraft gesetzt. 

Oldenburg, den 21. November 2017 

Der Oberkirchenrat 
der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 

D r. Te i c h m a n i s  
Oberkirchenrätin 

Nr. 76 

Der Oberkirchenrat der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Olden­
burg hat am 21. November 2017 folgende Richtlinie beschlossen: 

Anlagerichtlinie für die 
Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 

1. Anwendungsbereich

Die Anlagerichtlinie ist verbindlich für alle Kapitalanlagen der Ein­
richtung einzusetzen. Sie unterstlilzt die Ev.-luth. Kirche in Olden­
burg und deren kirchliche Einrichtungen bei der Ermi11lung und 
Festlegung der Anlagestrategie. Ferner werden die Rahmendaten für 
die Kapitalanlagen festgelegt. Die Regelungen gemäß§ 68 (6) Konf­
HO-Doppik bilden hierfür die Basis. Somit wird eine strukturierte 
Entscheidungsgrundlage geschaffen, die zusätzlich noch Elemente 
der Risikoüberwachung, des Risikomanagements und der Informati­
on gegenüber dem Anlageausschuss ein Unterausschuss des Fi­
nanz- und Personalausschusses - regelt. 
Das Gesamtvermögen gliedert sich in Umlaufvermögen und in An­
lagevermögen: 

Umlaufvermögen 
Hierzu werden gemäß dieser Richtlinie nur die liquiden Mit­
tel gerechnet. die für den Betrieb zur Verfügung stehen und 
nur kurlfristig (bis max. 12 Monate) am Geldmarkt angelegt 
werden. 
Anlagevem1ögen 
Dieses setzt sich aus Mitteln zusammen. die mi11el- und lang­
fristig am Kapitalmarkt investiert werden können. 

2. Anlageziele und allgemeine Grundsätze zur Verwaltung des
Kapitalvermögens

Die Anlagestrategie ist darauf ausgerichtet. eine möglichst große Si­
cherheit bei angemessener Rentabilität und hoher Verfügbarkeit des 
Kapitals zu erreichen. Im Rahmen der Vermögensanlage für die Ein-



richlung ist die ZielselZung auf die reale Kapitalerha l t ung (a l so un ter 
Berücksichtigung der Inflat ionsrate) bei e iner angemessenen Rendi­
te ausge legt . 
Die Vermögensanlagen sind so zu wählen . dass da Gesamtvermö­
gen .langf ist ig  erhalten bleibt. Die Ev.-luth.  Kirche in Oldenburg 
und deren kirchl iche Einrichtungen verfolgen grnndsätzl ich eine de­
fensive Anlagestrategie . Vorrangig für die Anlageentsche idung der 
Einrichtung ist der Grundsatz „Sicherheit vor Ertrag". 
Bei der Alt wah l  von Kapitalan lagen sind gleichberechtigt zu den 
klassi schen Zielen der Geldan lage - Sicherhei t .  Rend i te und Liqu i ­
d .ität - nachhalt ige Aspekte e inzubeziehen. Insgesamt ollen d ie 
Geldanlagen nach christlich/eth i schen Grundsätzen erfolgen . 
Fur die Erreichung der beschriebenen Ziele sind ein qual ifizierte 
Management, ein geeigneter Kontrol lmechanismus und organisato­
rische Regelungen festzulegen . 
Nur innerhalb einer Vermögensverwaltung ist die Beimischung von 
Aktien und Unternehmen anleihen zu lässig. 
In  der R ich t l i nie für die Bi lanzierung und Bewertung des k irchlichen 
Vermögens und der Schu lden in der Ev.-luth. K irche in Oldenburg 
vom Ju l i  20 1 6  exist ieren Rege lungen zum Umgang mit  Wert­
schw:mkungen und ggr. Abschreibungsbedarf der Vermögensan la­
gen . 

3. Zuständigkeit für Kapitalanlagen
Verantwort l ich für die Umselzung der Anlagerich t l i n ie ist die Lei­
tung der Finunzabtci lung , die sich bei Bedarf auch externer Fachleu­
te bedien ! .  
Über Kap i ta lan lagen des Um laufvermögens en tsche idet, nach Vor­
bere i tung durch die Lei tung der Landesk i rchenkasse , d ie Le itung der 
Finanzabte i l ung . 
Über Kap i t a l an lagen des An lagevermögens entscheidet d ie Lei tllng 
der Finanzabtei lung.  Bei  Einze lan lagen b i s  zu l ,0 Mio . € zeichnet 
d ie Lei tung der Landeskirchenkasse mit. Einzelan lagen von mehr a l s  
1 ,0 M io . € s ind von der Lei tung des Dezernates I r  freizugeben g le i ­
ches g i l t ,  wenn d ie S umme der Einzelanlagen 5 ,0 Mio . € überste igt .  
Bei Anlagen über 5 ,0 Mio . € ist  die oder der Vorsitzende des An la­
geausschuss i m  Vorfeld zu informieren . Finanzanlagen , die im Rah­
men einer Vermögensverwaltung getätigt werden, erfolgen aufgrund 
eines geschlossenen Vertrages unter Berücksicht igung der Anlage­
richt l i n ien . 
Sowohl im Anlage- als auch im Umlaufvermögen gi l t  das 4-Augen­
prinzip . 

4. Rahmenbedingungen

4 . 1 .  Anlagegrenz n 
Bei den u 111er Punkt S aufgeführten zulässigen Anlagefom1en sind 
die folgenden Max imalgrenzen der einzelnen An lagek lassen in Be
zug auf da Gesamtvem1ögen zu beachten: 

Aol;ig1:[orm1:n Min MM 

Liqu id i 1ät 0 1 00  

Renten / An leihen 0 100 

AkLien, Untemehmensan leihen 0 20 

lmmobi I ienfond 0 0 

Auf eine angemessene Streuung der Anlagen innerhalb der einzel ­
nen Anlageklassen i st zu achten . 
Bei dem Erwerb von verzi ns l i chen und struk turierten Wertpapieren 
darf zur Risikostreuung nur  5 ,0 M io . € pro Emi ttent ange legt werden . 
4 .2. Ratingeinstufung 
Tm Bankensektor hat sich bei festverzinsl ichen Wertpapieren und 
Aktien die Ein te i l u ng in  Rat ingstufen durchgesetzt. Das Rat i ng dient 
dazu , di 1  • R i s i ko von Wertpap ieren zu bewerten . Diese von großen 
Ratingagentu ren  wie z .  8. S & P herausgegebenen Ratings stel len 
die Wahrscheinl ichkeit  dar, dass ein Anleiheschu ldner se ine Zi ns­
und Ti lgungslei stungen rechtzeitig und in vo llem Umfang erfül len 
wird .  S ie ze igen  somi t  das Ris i ko und die Bonität der An leiheschu ld­
ner und der Wertpapiere auf. 
Hierbei ist au f die Rat ingeinstufung des Emi ttenten und ggf. des Ga-
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rantiegebers zu achten.  Eine Tabel le mit den Rat inge instu fungen be­
findet s ich in der Anlage 1 .  
Zulässig sind nur Bonitäten mit  einem Rat ing von AAA bis BBB+ (S 
& P) oder die alternative Rat ingstufe e iner vergle ichbaren Rating­
agentur. 
Das Rating der im Bestand gehal tenen AnleiJ1en ist regelmäßig zu 
überprü fen . Sollte das Mindestrnting unterschritten werden,  erfolgt 
e ine unmittelbare lnfom1ation an den Leiter der Finanzabteilung und 
den VorsiLzenden des Finanz- und Persona lau chusses . 

4.3. Anlageuniversum 
Die Geldanlagen müssen in auf Euro lautende Wertpapiere erfolgen . 
Es muss sieb um inländische Emittenten handeln .  

4.4. Laufzeitenstruktur/Fälligkeilsstruktur 
Die Fälligkeiten im Gesamtvermögen sollen so gewählt werden, 
das eine optimale Vertei lung des Vem1ögens gewährleistet ist .  
Durch d ie  Aufteilung des Gesamtvermögens auf verschiedene Lauf
ze i ten erhalten die Ev.- luth . Kirche in O ldenburg und deren kirchl i
chen Einrichtungen automatisch versch iedene FäUjgkei tstermine. 
So wird sichergestel lt ,  dass zu untersch iedlichen Zei tpunkten Gelder 
fäl l ig sind und das Wiederan lageris iko h insicht l ich der dann gllhigen 
Zinssätze reduziert wird .  Ferner können zu dem Zei tpunkt geplante 
I nvesti tionen getät igt werden . 
Die Grundsätze der Liqu id i tät und die indiv iduel len Bedürfn i ssen 
der Ev.-luth . K irche in Oldenburg und deren k i rchl ichen Einrichtun
gen müssen beachtet werden .  
Die Lau fzeit  der Vermögensanlagen darf n ich t l änger als 1 0  Jahre 
se i n .  
Entsprech�nd d e m  kurzfristigen Liquid i tätsbedarf erfolgt regelmä
ßig e ine U berprüfung der kurzfrist igen finanz ie l len M i ttel (b i s  1 2  
Monate Laufzeit) mit dem Zie l ,  e ine ertragsopt im ierende Umsch i ch ­
tung  in  Anlageformen des  An lagevermögens vorzunehmen.  

4 .5 . Kriterien für Geldinstitute 
K i rchl iches Geldvermögen soll durch Geld inst i tute verwal tet wer­
den ,  d ie einem Einlagensicherungsfonds angehören und d ie glaub­
haft die Kri terien der Nachhalt igkei t beachten. 
Un1cr Risikogesichtspunkten sol len bei einem Geldinstitut max. 30 % 
der Vermögenswerte angelegt werden . Für den besiehenden EKO­
FONDS ist e ine Grenze von max . 40 % der Vermögenswerte zulä sig. 

S .  Zu.lässige Anlageformen
Die Ev.- luth . Kirche in Oldenburg und deren k i rchliche Einrichtun­
gen hat grundsätzl ich die Wahl , i n  versch iedene Anlageformen zu in­
vest ieren. Die zulässigen Anlageforn1en werden in der Anlage „An­
lagerichtJinienübersicht" zusammengefasst dargestel l t .  

6.  Integration von nachhaltigen Aspekten 

Grundsätzl ich sol l bei der Vermögensan lage die Integration von 
nachhalt igen Aspek"ten Berück icht igung finden . Die Aspekte des 
konzi l i aren Prozesses sind mi t  in die Anlageentscheidung einzubin­
den . Bei den Anlagen sol len ökologische soziale und christ l ich/ 
eth i sche Aspekte Berücksichtigung fiJ1den . 

7. Berichterstattung

7 .1 . AU gemeine Berichterstattung 
Vierteljährl ich wird dem Anlageausschuss über d ie Entwicklung des 
Umlau f- und An lagevem1ögens in sclu·i ft l icher und münd licher 
Form berichtet. 

7.2.  Vermögensverwa lhmg/Spezialfonds 
Die Lei tung des Dezernats U kann externe Portfol iomanager m i t 
dem Management für Tei lbereiche der Kapi tal an l agen beauftragen . 
D ie  Ris ikosteuerung erfolgt durch den Portfoliomanager. Die Anla­
gen müssen mi t  d ieser An lagerich t l in ie verei nbar se i n .  
Der Portfoliomanager h a t  der Le itung der Finanzabteilung jewei ls  
zum Ende e ines jeden Monats einen Bericht über d ie  Ergebn isse der 
Vermögensverwaltung/Spezialfonds (Performancebericht) v01wle­
gen . Tri tt eine Wertminderung von größer a.ls 10 % seit dem letzten 
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Bericht ein, so ist die Leitung des Dezernats II unverzüglich und di­
rekt hierüber zu informieren. 
Mit dem Portfoliomanager sollen regelmäßig Gespräche zur Wert­
entwicklung der Vermögensverwalrung geführt werden und mindes­
tens 1 x jährlich ausführliche Strategiegespräche gemeinsam mit dem 
Anlageausschuss vorgenommen werden. Hier sollen die aktuellen 
Kapitalmärkte, die Anlageentscheidungen und der Anlageerfolg des 
Mandates besprochen werden. Zusätzlich sollen der Anlageerfolg 
und bestehende Risiken kontrolliert und analysiert werden. Die Er­
gebnisse sollen als Entscheidungsgrundlage für die weitere Vorge­
hensweise hinzugezogen werden. 

8. Anpassung der Strukturen

Durch Zinserträge und Kursgewinne werden die in dieser Anlage­
richtlinie beschriebenen Quoten der einzelnen Anlagen ggfs. über­
schritten. Diese Überschreitung wird insbesondere im Bereich der 
Aktien/Aktienfonds nur kurzfristig geduldet und muss unmittelbar, 
spätestens nach 4 Wochen wieder angepasst sein. 

9. Weiterentwicklung der Anlagerichtlinie

Anpassungen und Weiterentwicklungen dieser Richtlinie werden im 
Finanzausschuss beraten und zur Verabschiedung empfohlen, hier­
bei findet das Votum aus dem Anlageausschuss entsprechend 
Berücksichtigung. Der Oberkirchenrat setzt abschließend die Richt­
linie in Kraft. 

10. Inkrafttreten

Die Anlagerichtlinie tritt mit dem O 1.01.2018 in Kraft, die bisher 
gültigen Richtlinien werden hiermit ausser Kraft gesetzt. 

Oldenburg, den 21. November 2017 
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Anlage 1: 

Rati ngtabelle 

Moody's Standard Fitch Bonitätsbewertung 
& Poor's 

Sehr gute Anleihen 

Aaa AAA AAA Beste Qualität, geringstes Ausfallrisiko 

Aa1 AA+ AA+ Hohe Qualität, aber etwas größeres Risiko als die 
Aa2 AA AA Spitzengruppe 
Aa3 AA- AA-

Gute Anleihen 1 

A1 A+ A+ Gute Qualität, viele gute Investmentattribute, aber auch 
A2 A A Elemente, die sich bei veränderter Wirtschaftsentwicklu 
A3 A- A- negativ auswirken können 
Baa1 BBB+ BBB+ Mittlere Qualität, aber mangelnder Schutz gegen die Ei, 
Baa2 BBB BBB sich verändernder Wirtschaftsentwicklung 
Baa3 BBB- BBB-

spekulative Anleihen 

Ba1 BB+ BB+ Spekulative Anlage, nur mäßige Deckung für Zins- und 
Ba2 BB BB Tilgungsleistungen 
Ba3 BB- BB-
B1 B+ B+ Sehr spekulativ, generell fehlende Charakteristika eine� 
B2 8 8 wünschenswerten Investments, langfristige 
B3 8- B- Zinszahlunqserwartunq qerinq 

Junk Bonds (hoch verzinslich, hoch spekulativ) 

Caa CCC CCC Niedrigste Qualität, geringster Anlegerschutz 
Ca CC CC in Zahlungsverzug oder in direkter Gefahr des Verzugs 
C C C 

D D Sicherer Kreditausfall, (fast) bankrott 

Quelle: Handelsblatt I Basisinformationen über die Vermögensanlage in Wertpapieren 
(9. Ausgabe 2009) 
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Anlage 2: Anlagerichtlinienübersicht 

Version 
gültig ab 

02.01 
01.01.2018 

Anlageziele 

0. Währungen 

Euro-Anlagen 

ex-EURO-Anlagen 

ausgeschlossene Währungen 

1. Wertpapiere 

1.1 Bonds und Schuldscheindarlehen 

WelloxEl#Opa 

Eurapa ex EtKDland 

Euroland 
,. --

Emerging Markets (gem. IWF) 

Mindesl-Rating 

Anlelhon ohne Rating 

Einzellitet.ouralion / Gesamtduralion 

Staatsanleihen, Anleit>en öffenllicher Emillenlen, Agencies 

Supranalionals 

Unlemehmensanleihen (Corp. Bonds) - inkl. Bankanleihen & Financials 

High-Yield-Bonds (Non-lnveslmenl-Grade) 

Neuemissionen 

1.1.1 Grundformen 

Festmsan eihen (F'ix� Rale Bonds) 

Floating Rale Noles (Floa1er. variabel verzinsliche Anleihen) 

Zero-Bonds (Nullkuponanleihen) 
------

Schuldscheindarlehen 

1.1.2 Sonderformen 
--

Nachrangige Anleihen 
-- --- ---

Perpotuals (Ewige Anleihen) 
-- -

Amorlisalions-Anleihen (Tllgungsanlelhen) 
-- ----

Zinsphasenanleihen 
- -- ---

Zinsanderungsonleihcn (Stufenzinsanleihen. Slep--up/do,vn Anleihen 
-

Reverso Floalor 
--

Commorcial Papers 
--

Kündbare Anleihen 
--

Exlendible Bonds (Anleihen m. Laulzeitverlängerungsrecht d. Anlegers) 
--

Pfandbriefe (plain Vanilla) 

lnftationslndlzierte Anleihen 
-

Optionsanleihen 

Wandelanleihen (Co<wertible Bonds) 

Conlingenl Convertibles (Coco-Boncls) 
--

Aktienante,nen (Rev8f$<! Conver1ible Bonds) 
--

Umlausehanleihen (Exchangeable Bonds, Umtauschobl,galionen) 
-

GewiMschuldverschreibung (Participabng Bonds) 
---

Genussschein (aktienähnhch. rentenähnlich) 
---

Koppelanleihen (Index Llnked Bonds) 
- - -

Fund Llnked Bonds 
--

Raling Llnked Bonds 

1.1.3 Strukturierte kreditbezogene Kapitalmarktprodukte 
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Ziel Ist bei möglichst großer Sicherllei� bei angemessener Rentabilllät eine hohe Verfügbar1<eil. des 
eingeselzlen Kapilals zu erreichen. Es wird eine reale Kapilalerhaltung bei einer ange__., Rendile 
angestrebt Die Vermögensanlagen sind so zu wählen. dass das Gesamtv,ermögen langfristig erhalten 
bleibt. Es wird grundsälzlich eine defensive Anlagestrategie verfolgt. Bei der Auswahl der Kapitalanlagen 
sind gleichberechtigt zu den klassischen Zielen der Geldanlage - Sicherfleil. Rendile und Liquidität. 
nachhalllge Aspekle einzubeziehen. lnsgesaml sollen die Geldanlagen nach chrislllch/elhischcn 
Grundsälzen erfolgen. 

Ja/ Nein min 1 max 1 Dimension Delailreslrlktlonen 

Ja 0 100 %AVdW 

Ja 0 100 %AVdW 

Nein 

Ja nur EUR zugelassen 

Ja 0 100 o/oAVdW 1 
Ja 0 100 

3
Nein 

Nein 

Ja 0 100 "YoAVrNV nur deutsche Eminenten 
--

Nein 1 --

Ja BBB• A/4A S&P oder vergleichbar von Moody's oder Flieh 
--

Ja nur IQr Länderanleihen und garanliorte Bonds 
-

Nein 

Ja 0 100 %AVdW 

Ja 

Ja 0 20 %AVdW Anrechnung auf die Aktienquote 

Nein 

Ja 0 100 %AVdW 

Ja 
_,_  

Ja 0 100 %AVrNV 

Ja 0 100 %AVrNV 
-

Ja 0 100 %AVrNV 

Nein 

Ja 1 

Nein 
--- -1-

--

Nein 
-- ~ --- --

Nein 
-- - ---

Nein 
-- - -

Nein 
-- ,-

Nein 
-- -- -

Nein 
-

Ja 0 100 %AVdW 

Nejn 1 
Ja 0 40 % des Rentenbestands 

1 
t Ja 0 40 % des Rentenbestands 

1 

--

Nein 

Nein i 

Nein 
- -----

Nein 

Nein 
-

Nein 
-

Nein 
- -

Nein 
-

4
Nein 

-- --

Nein 

Nein 



1.2 Aktien 

Weh ex EU!Oj)a 

Europa ex Euroland 

Euroland 

Emerg,ng Markots (gem. IWF) 

1.3 Zertifikate 

1 4 Investmentanteile 

1.5 Wertpapierlelhe 

1.6 Nicht notierte Wertpapiere 

1.7 Edelmetalle physisch 

1.8 Unverbriefte Darlehenforderungen 

1.9 Untemehmenbeteiligungen 

1.10 Assets außerhalb§ 1 Abs. 1b) Nr. 5 lnvStG 

2. Futures & Forwards 

2.1 Futures 

2.1.1 Zins-Futures 
---

Kapitalmarkt Futures (Bond-Futures) 

Swapnole Futures (LIFFEJ 

Geldmat1ct-Futures 

2.1.2 Aktien-Futures 

2.1.3 weitere Futures 

2.2 Forwards 

3. Optionen 

3.1 Börsengehandelte Optionen 

3.1.1 Börsengehandelte Aktienoptionen 

Optionen nur Al<lien 

Optionen auf Al<llenlndlzes 

OpClonen auf Aklienindex Futures 

3.1.2 weiter börsengehandelte Optionen 

3.2 OTC-Optionen 

3.2.1 OTC-Aktienoptionen 

3.2.2 Sonstige OTC-Optionen 

3.3 Verbriefte Optionsrechte 

4. Swaps 

Zlnssweps (Kuponswaps) 
--

Forward Zinsswaps 
--- ---

Swapllons 

Credil Defaull Swaps (CDS) auf einzelne CO<J)orate Credll-Namen 

Credil Defaull Swaps (CDS) bezogen auf iTraxx-lndixes und CDX-fndizes 

Eqully s,vaps (Total Relum Swaps) 
--

Commodlty Excess Retum Swaps 

Inflation Swaps (Zero Coupon Variante) 

CDS Index Oplioncn 

5. Devisengeschäfte 

6. Geldgeschäfte 

Unbefristete Tagesgelder 

Tages- und Tenningelder (Festgelder) 

Ovemlght Gelder 

Kreditaufnahme 

7. Oerivateverordnung 

Oualirizierter Ansatz 

Anmerkung: 'loAVd'N:: % Anlagevermögen der Vermögen.sveIWallung 
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Ja/Nein min max Dimenslon Oetaarestlik110nen 

Ja 0 20 %A.Vdl/V 

Nein 1 
Nein 

Ja 0 20 %AVdW nur deuts<:he Emiltenlen 

Nein ' 

Nein 1 
J a  0 0 1 

01,,AVdW nur Immobilienfonds mit Standort Oaulschland 

Nein ' 
Nein 1 1 
Nein 1 1 
Nein 1 
Nein 1 1 
Noin 1 1 
Ja 0 0 1 
Ja 

1 1 
Ja 1 
Ja T 1 

Ne;, 

Nein 1 C 

Ja 

Nein 

Nein 1 1 
Ja 1 
Ja 1 1 1 
Ja 

Ja 

Ja 

Nein 

Nein 1 1 1 
Nein 1 1 1 
Nein 1 1 

1 

Nein 1 1 
Nein 1 i 
Nein 

Nein 
-- _,_ ----- -

Nein 
- _,_ ·-

Nein 
-

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 
----

Nein 

Nein 1 
Ja 0 100 %AVdW 

Ja 1 
Ja 

Ja 

Nein 

Ja 

131 



GVBI. XXVIIl. Band, 5. Stück 

Anlage 2: Anlagerichtlinien übersieht 

8. Zusammenfassung / Sonstige Regularien 

132 

a) =

b)=> 

c) => 

d) => 

e) > 

f) => 

g)= 

h)=> 

J) => 

k) => 

1) > 

m)=> 

n)=> 

o) => 

p)=> 

q) => 

30% 

=> GeJdlnstilule, die kirchliches Vermögen verwalten, müssen einem Einlagensicherungsfonds 
angehören und glaubhaft die Krilerien der Nachhalligkeit beachlen 

= maximal zu verwaltender Vermögensanteil pro Geldinstilut, Ausnahmeregelung 
FONDS40% 

EKO-

20 % > maximaler Akllenanleil 

=> nur innerhalb einer Vermögensverwalluny Ist die Beimischung von Aktien und 
Unternehmensanleihen erlaubt 

=> Untemehmensanfeihen werden auf die Aktienquote angerechnet 

= zulässig sind Al<tienwerte aus dem DAX und MOA)( 

=> durch Kursschwankungen bedingte Utnituberschreitungen sind innerhaB> einer Frist von 4 
WOC/len zunici<zu ii/lren 

5 Mio € => ma•imaler Anlagebetrag pro Emittenl 

=> es sind nur inländische Emittenten zugelassen 

10 Jahre > maximale Laufzeit von Vermögensanlagen 

=> Mlndeslraling (S&P) BBS+ 

=> bei Downgrade unter BBB+ erfolgt eine unmiltelbare Rücksprache mll dem Anleger 

=> fehlt ein Emissionsrallng so kann das Emillenlenrating ersatzweise herangezogen werden. 

=> herangezogene Benchmarks haben lediglich nachrlchUichen Charakter 

=> eine Kreditaufnahme im Rahmen der Vermögensverwaltung isl nlchl geslallel 

=> Im Rahmen von Vermögensveiwaltungen eingesetzte Portroliomanager sollen mlndeslens 
1 "jährlich Im Rahmen von Strategiegesprächen Ober die aktuellen Kapitalmärkte, die 
Anlageenlscheidungen und den Anlageerfolg des Mandats SleDung nehmen 

Der Portfoliomanager slel monatlich eine, Perfonnancebericht zur Verf'ugung, der einen 
kuafrisligen Oberbfick Ober die Ergebnisse der Vermögensverwaltung ermöglicht 



Nr. 77 

Richtlinien der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 
über Zugänge zum Pfarrdienst 

vom 24. Januar 2017 

Gemäß§§ 7 Abs. 2 Satz 2, 26 Vikarsgesetz und §§ 9 Abs. 2 Satz 2, 
117 PfDG.EKD werden nachstehende Richtlinien erlassen: 

§ 1
Aufnahme in den Vorbereitungsdienst 

( 1) Anstelle einer Prüfung nach § 7 Abs. 1 Buchst. b) des Vikarsge­
setzes wird eine vor einem anderen deutschen Theologischen
Prüfungsamt oder einer Theologischen Fakultät bzw. einem Fachbe­
reich abgelegte, das wissenschaftlich theologische Studium ab
schließende Prüfung als Zugangsvoraussetzung für den Vorberei
tungsdienst anerkannt, wenn und soweit sie der Rahmenordnung für
den Studiengang Evangelische Theologie (Pfaiwmt/Diplom/Magis­
ter Theologiae) vom 26. /27. März 2009 (ABI.EKD S. J 13) der
Evangelischen Kirche in Deutschland in der jeweils geltenden Fas­
sung entspricht.
(2) Anstelle einer Prüfung nach§ 7 Abs. l Buchst. b) des Vikarsge
setzes wird eine vor einer deutschen Theologischen Fakultät bzw. ei
nem Fachbereich oder Institut erfolgreich abgelegte Promotions­
prüfung zum Dr. theol oder Dr. phil mit theologischer Qualifikati
onsarbeit als Zugangsvoraussetzung für den Vorbereitungsdienst an
erkannt.
(3) Die Erste theologische Prüfung kann durch das erfolgreiche Ab­
solvieren eines (berufsbegleitenden) Masterstudiengangs Evangeli­
sche Theologie an einer dafür von der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg
anerkannten Theologischen Fakultfü, der sich an den „Eckpunkten
für einen berufsbegleitenden Zugang zum Beruf des Pfarrers/ der
Pfarrerin" (ARK, Kassel, Dezember 2015 bzw. FK 1, 2015) oder ei
ner entsprechenden Rahmenordnung der Evangelischen Kirche in
Deutschland in der jeweils geltenden Fassung orientie1t, ersetzt wer­
den. Absolventinnen und Absolventen dieses Studiengangs können
in den Vorbereitungsdienst aufgenommen werden, wenn sie zusätz­
lich

• einen akademischen Abschluss mindestens auf Bachelor-Ni­
veau vorweisen können,

• mindestens fünf Jahre berufstätig gewesen sind,
• bei Beginn des Vorbereitungsdienstes das 48. Lebensjahr

noch nicht vollendet und
• nachweislich kirchliches Engagement gezeigt haben.

Über Anträge auf Zulassung zum Vorbereitungsdienst wird nach ei
ner Potentialanalyse vom Oberkirchenrat entschieden. Die Potenti
alanalyse wird anhand der Kriterien 

• der theologischen Kompetenz,
• der sozialen Kompetenz, zum Beispiel der Fiihigkeit zur Be­

wältigung von Konflikten und Krisen, der Fähigkeit, im
Team zusammen zu arbeiten,

• der sprachlichen Ausdrucksfähigkeit sowie
• der Argumentations- und Dialogfähigkeit,
• der Leitungskompetenz, zum Beispiel konzeptioneller Ver­

antwortungsübernahme, Selbststeuerung und Zielorientie
rung

• sowie der Fähigkeit zur Selbstreflexion
durchgeführt. 

( 4) Es kann eine vor einer nicht deutschsprachigen Prüfungsbehörde
abgelegte Prüfung in evangelischer Theologie anerkannt werden,
wenn und soweit sie der Rahmenordnung für den Studiengang Evan­
gelische Theologie (Pfarramt/Diplom/Magister Theologiae) vom
26. /27. März 2009 (ABLEKD S. 113) der Evangelischen Kirche i11
Deutschland in der jeweils geltenden Fassung entspricht. Die sich
ftir den Vorbereitungsdienst Bewerbenden haben diesbezüglich eine
Aquivalenzbescheinigung vorzulegen, die durch eine deutsche theo
logische Fakultät ausgestellt ist. Ist die abgelegte Prüfung nicht
gleichwertig, so kann der Oberkirchenrat einfordern, dass einzelne
Abschnitte der Ersten Theologischen Prüfung vor dem von der Kon
föderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen errichteten
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Prüfungsamt nachgeholt werden. Von Bewerberinnen und Bewer
bern, deren Muttersprache nicht die deutsche Sprache ist, ist ein 
Großes Deutsches Sprachdiplom (GDS) beizufügen, das der höchs
ten Stufe (C2) auf der sechsstufigen Kompetenzskala des Gemeinsa
men Europäischen Referenzrahmens für Sprachen (GER) entspricht. 
(5) Absolventinnen und Absolventen mit dem akademischen Ab­
schluss eines von einer deutschen Universität verliehenen Masters of
Education mit dem Hauptfach evangelische Theologie, eines Mas­
ters Okumene und Religion oder eines Masters in Religionswissen­
schaft können sich für den Vorbereitungsdienst bewerben, wenn sie
Griechisch und Hebräisch als Abiturergänzungsprüfung nachweisen
können. Folgender Ablauf ist für diese Absolventinnen und Absol
venten vorgesehen:

a) Ein Vorstellungsgespräch bei dem für den Pfarrdienst zustän­
digen hauptamtlichen Mitglied des Oberkirchenrates.

b) Die Durchführung einer Potentialanalyse anhand der in Ab­
satz 3 genannten Kriterien.

c) Bei Vorliegen der notwendigen Befähigung kann die Einstel
lung durch den Oberkirchenrat für ein halbjähriges Sondervi
kariat erfolgen, das als Gasthörerin oder Gasthörer an einer
theologischen Fakultät im Fach Evangel.ische Theologie mit
den Schwerpunkten im Bereich der Praktischen Theologie
(insbesondere Homiletik, Liturgik und Seelsorge) und der
historischen Theologie (insbesondere Reformationsge­
schichte und Theologie der lutherischen Bekenntnisschriften)
absolviert wird. Vikarinnen und Vikare im Sondervikariat
führen mit dem Referat für Ausbildung im Ev.-Jutb. Oberkir
chenrat regelmäßig Gespräche, in dem insbesondere die Stu­
dienleistungen und Erkenntnisse zu thematisieren sind.

d) Über Anträge auf Zulassung zum eigentlichen Vorbereitungs
dienst wird nach einem Kolloquium entschieden. Das Zulas­
sungskolloquium ftilu1 das für den Pfarrdienst zuständige
hauptamtliche Mitglied des Oberkirchenrates unter Beteili
gung des Referats für Ausbildung im Ev. luth. Oberkirchen
rat. Das für den Pfarrdienst zuständige hauptamtliche Mit­
glied des Oberkirchenrates kann weitere Personen zur Teil
nahme am Kolloquium hinzuziehen.

Bei erfolgreich absolviertem Kolloquium kann die Einstellung durch 
den Oberkirchenrat für den eigentlichen Vorbereitungsdienst erfol­
gen. 

(6) Absolventinnen und Absolventen eines akademischen Studiums
in katholischer Theologie können sich für den Vorbereitungsdienst
bewerben, wenn sie in die evangelische Kirche übergetreten sind.
Für diese Absolventinnen und Absolventen ist der Ablauf nach Ab
satz 5 Satz 2 vorgesehen, mit der Maßgabe, dass das Sondervikariat
als Gasthörerin oder Gasthörer an einer theologischen Fakultät im
Fach Evangelische Theologie mit den Schwerpunkten im Bereich
der Kirchengeschichte (insbesondere Reformationsgeschichte und
Neuzeit) und der Systematischen Theologie (insbesondere Theolo­
gie der lutherischen Bekenntnisschriften, Lehrbildungen wichtiger
Vertreterinnen und Vertreter der protestantischen Theologie) absol­
viert wird.
(7) Hochschulabschlüsse der theologischen Hochschule Reutlingen,
der freien Theologischen Hochschule Gießen, der theologischen 
Hochschule Eistal und der staatsunabhängigen Theologischen 
Hochschule Basel werden nicht als Aufnahmevoraussetzung zum 
Vorbereitungsdienst anerkannt. 

§2

Aufnahme in den Probedienst 

( 1) Folgendes Verfahren ist für Theologinnen und Theologen, die
aus einer nichtevangelischen Kirche in deren Dienst sie standen zur
evangelischen Kirche übergetreten sind, vorgesehen:

a) Ein Vorstellungsgespräch bei dem für den Pfarrdienst zustän­
digen hauptamtlichen Mitglied des Oberkirchenrates.

b) Die Durchführung einer Potentialanalyse anhand der in § 2
Abs. 3 genannten Kriterien.

c) Bei Vorliegen der notwendigen Befähigung kann die Einstel­
lung durch den Oberkirchenrat für den Probedienst erfolgen.
Für den Probedienst gelten die Regelungen aus dem Pfarr
dienstrecht mit den im Folgenden beschriebenen Ergänzun­
gen:
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• Der Probedienst beginnt mit einem halben Jahr durch eine
erfahrene Pfarrerin oder einen erfahrenen Pfarrer begleite­
ten Einstiegs. Nach diesem ersten halben Jahr erfolgt der
Probedienst in einer Kirchengemeinde.

• Im zweiten Jahr des Probedienstes sind eine katechetische
und homiletische Probe abzulegen. Für die beiden Proben
gellen die Verordnung des Rates der Konföderation evan­
gelischer Kirchen in Niedersachsen über die Durch­
führung der Zweiten theologischen Prüfung und die Richt­
linien des Prüfungsamtes zur Zweiten theologischen
Prüfung in der jeweils gültigen Fassung.

• ln der zweiten Häl fle des dritten Jahres des Probedienstes
sind Voten der zuständigen KreispfmTerin oder des zustän­
digen Kreispfarrers und des Gemeindekirchenrates einzu­
holen, ob sich die Theologinnen und Theologen, die aus
einer nichtevangelischen Kirche zur evangelischen Kirche
übergetreten sind, im Pfarrdienst, insbesondere in der
selbständigen und eigenverantwortlichen Wahrnehmung
pfarrdienstlicher Aufgaben, im Sinne des§ 16 PfDG.EKD
in volJem Umfang bewährt haben.

(2) Wird die Bewährung im Pfarrdienst, insbesondere in der selbst­
ständigen und eigenverantwortlichen Wahrnehmung pfarrdienstli­
cher Aufgaben. in vollem Umfang festgestellt, werden diese Pfarre­
rinnen und Pfarrer im Probedienst zu einer besonderen Prüfung zu­
gelassen. Die besondere Prüfung entspricht den mündlichen Priifun­
gen nach der Verordnung des Rates der Konföderation evangelischer
Kirchen in Niedersachsen über die Durchfiihrun!! der Zweiten theo
logischen Prüfung und der Richtlinien des Prüfungsamtes zur Zwei­
ten theologischen Prüfung in der jeweils gültigen Fassung. Zur Vor­
bereitung der sechs mündlichen Prüfungen werden die Theologin­
nen und Theologen für vier Wochen vom Dienst freigestellt. Bei Be­
stehen der Prüfungen kann der Oberkirchenrat die Anstellungsfähig
keit zuerkennen.

§3

Inkrafttreten 

Diese Richtlinien treten am 1. März 2017 in Kraft. 

Oldenburg. den 24. Januar 2017 
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Der Oberkirchenrat 
der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 

L e n k  
Oberkirchenrätin 

IV. Mitteilungen

Nr. 78 

Einberufung zur 8. Tagung der 48. Synode 

Die 48. Synode der Evangelisch Lutherischen Kirche in Oldenburg 
wird zur 8. Tagung auf 

Donnerstag, den 23. November 2017 

einberufen. 

Der Eröffnungsgollesdienst findet um 09:00 Uhr in der St.-Ulrichs­
Kirche in Rastede. Denkmalsplatz 2, 26180 Rastede siau. Im An­
schluss beginnen die Verhandlungen der Synode um 11 :00 Uhr im 
Ev. Bildungshaus Rastede, Mühlenstr. 126, 26180 Rastcde und wer­
den voraussichtlich am Samstag, den 25.11.2017 gegen 17:00 Uhr 
beendet sein. 

Oldenburg den 24. Oktober 2017 

Die Priisidentin der 48. Synode 
der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 

Blütchen 

Nr. 79 

.. Bekanntmachung 
der Anderung in der Zusammensetzung der 
Arbeits- und Dienstrechtlichen Kommission 

vom 30. Mai 2017 

Nachstehend gibt der Oberkirchenrat die Änderung in der Zusam­
mensetzung der Arbeits- und Dienstrechtlichen Kommission vom 
30. Mai 2017 (Kirchl. Amtsblatt Hannover Nr. 3/2017, S. 47) be­
kannt.

Oldenburg, den 06. November 2017 

Der Oberkirchenrat 
der Ev. Luth. Kirche in Oldenburg 

D r .  Te i c h m a n i s  
Oberkirchenrätin 

Änderung in der Zusammensetzung der 
Arbeits- und Dienstrechtlichen Kommission 

Hannover, den 30. Mai 2017 

Die Zusammensetzung der Arbeits und Dienstrcchtlichen Kom­
mission (Milleilung vom 16. Juni 2011 - Kirchl. Amtsbl. Hannover 
S. 139, vom 19. Oktober 2011 - Kirchl. Amtsbl. Hannover
S. 226, vom 3. und 29. Februar 2012 - Kirchl. Amtsbl. Hannover
S. 42, vom 7. November 2012 - Kirchl. Amtsbl. Hannover S. 310,
vom 5. Märl 2013 - Kirchl. Amtsbl. Hannover S. 3, vom 11. März
2014- Kirchl.Amtsbl. HannoverS. 4, vom 30. Juni 2014- Kirchl.
Amtsbl. Hannover S. 78, vom 22. März 2016 Kirchl. Amtsbl. Han­
nover S. 3, vom 06. Oktober 2016 Kirchl. Amtsbl. Hannover S. 90
und vom 21. März 2017 Kirchl. Amtsbl. Hannover S. 3) hat sich wie
folgt geändert:



als Vertreter der beruflichen Vereinigungen 

a) von den Verbänden kirchlicher Mitmbeiterinnen und Mitar
beiter:
Herr Volker Riegelmann, Schandelah, stellvertretendes
Mitglied in der AOK, scheidet als Stellvertreter von Herrn
Busse mit Ablauf des 31. Mai 2017 aus.
Herr Erik Bothe, Wolfenbüttel, wird als stellvertretendes
Mitglied mit Wirkung zum 0 1. Juni 2017 als Stellvertreter
von Herrn Busse in die AOK entsandt.

Konföderation evangelischer Kirchen 
in Niedersachsen 

Geschäftsstelle 

Ra d t k e  

Nr.SO 

.. Bekanntmachung 
der Anderung in der Zusammensetzung der 
Arbeits- und Dienstrechtlichen Kommission 

vom 19. Juni 2017 

Nachstehend gibt der Oberkirchenrat die Änderung in der Zusam­
mensetzung der Arbeits- und Dienstrechtlichen Kommission vom 
19. Juni 2017 (Kirchl. Amtsblatt Hannover Nr. 3/2017, S. 47) be
kannt.

Oldenburg, den 06. November 2017 

Der Oberkirchenrat 
der Ev. Luth. Kirche in Oldenburg 

D r. Te i c h m a n i s  
Oberkirchenrätin 

Änderung in der Zusammensetzung der 
Arbeits-und Dienstrechtlichen Kommission 

Hannover, den 19. Juni 2017 

Die Zusammensetzung der Arbeits- und Dienstrechtlichen Kom
mission (Mitteilung vom 16. Juni 2011 Kirchl. Amtsbl. Hannover 
S. 139, vom 19. Oktober 2011 - Kirchl. Amtsbl. Hannover
S. 226, vom 3. und 29. Februar 2012 - Kirchl. Amtsbl. Hannover
S. 42, vom 7. November 20 l 2 Kirchl. Amtsbl. Hannover S. 310,
vom 5. März 2013 - Kirchl. Amtsbl. Hannover S. 3, vom I J . März
2014- Kirchl. Amtsbl. Hannover S. 4, vom 30. Juni 2014- Kirchl.
Amtsbl. Hannover S. 78. vom 22. März 2016 Kirchl. Amtsbl. Han
nover S. 3, vom 06. Oktober 2016 Kirchl. Amtsbl. Hannover S. 90 
und vom 21. März 2017 Kirchl. Amtsbl. Hannover S. 3) hat sich wie 
folgt geändert:

als Vertreter der Dienstherren und Anstellungsträger 

a) aus der Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers
Herr Dr. Jens Lehmann, Hannover, Mitglied in der ADK,
scheidet mit sofortiger Wirkung aus.
Frau Annekatrin Herzog, Hannover, wird mit sofortiger
Wirkung als Mitglied in die AOK entsandt.
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Konföderation evangelischer Kirchen 
in Niedersachsen 

Geschäftsstelle -

Ra d t k e  

Nr. 81 

Bekanntmachung 
der Beschlüsse der Arbeits- und Dienstrecht­

liehen Kommission über die 85. und 86. 
Änderung der Dienstvertragsordnung 

vom 26. Juni 2017 
Nachstehend gibt der Oberkirchenrat die Beschlüsse der Arbeits
und Dienstrechtlichen Kommission vom 8. Mai 2017 über die 85. 
und 86. Änderung der Dienstvertragsordnung (DienstVO) (Kirchl. 
Amtsblatt Hannover Nr. 3/2017, S. 47) bekannt. 

Oldenburg, den 06. November 2017 

Der Oberkirchenrat 
der Ev. Luth. Kirche in Oldenburg 

D r. Tei c h m a n i s  
Oberkirchenrätin 

Bekanntmachung der Beschlüsse der 
Arbeits-und Dienstrechtlichen Kommission 

über die 85. und 86. Änderung 
der Dienstvertragsordnung 

Hannover, den 26. Juni 2017 

Nachstehend geben wir die Beschlüsse der Arbeits- und Dienstrecht
liehen Kommission vom 8. Mai 2017 liberdie 85. und 86. Änderung 
der Dienstvertragsordnung (DienstVO) bekannt. 

Konföderation evangelischer Kirchen 
in Niedersachsen 

Geschäftsstelle 

Ra d t k e  

85. Änderung der Dienstvertragsordnung

vom 8. Mai 2017 

Aufgrund des § 26 Abs. 2 des Kirchengesetzes der Konföderation 
evangelischer Kirchen in Niedersachsen über die Rechtsstellung der 
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen (Mitarbeitergesetz MG) vom 11. 
März 2000 (Kirchl. Amtsbl. Hannov�r S. 92), zuletzt geändert durch 
Artikel 4 des Kirchengesetzes zur Andernng dienstrechtlicher und 
anderer Vorschriften vom 7. Juni 2016 (Kirchl. Amtsbl. Hannover S. 
56), hat die Arbeits- und Dienstrechtliche Kommission die Dienst­
vertragsordnung vom 16. Mai 1983 in der Fassung der Bekanntma
chung der 61. Anderung vom 10. Juni 2008 (Kirchl. Amtsbl. 
Hannover S. 70), zuletzt geände1t durch die 84. Änderung der 
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Dienstvertragsordnung vom 9. Februar 2017 (Kirchl. Amtsbl. Han­
nover S. 30), wie folgt geändert; 

§ 1

Änderung der Dienstvertragsordnung 

1. In § 11 wird nach Absatz I folgender Absatz I a eingefügt

,.( 1 a) Abweichend von Absatz I beträgt die regelmäßige wö­
chentliche Arbeitszeit der Mitarbeiterinnen, die Konfim1anden­
unterricht erteilen und in der Entgeltgruppe 9 Fallgruppe 4 oder
in der Entgeltgruppe 10 Fallgruppe 7 der Anlage 2 Abschnitt C
eingruppiert sind, das Zweifache der zu leistenden Dauer des
Konfirmandenunterrichts."

2. Die Anlage 2 wird wie folgt geändert:

a) Abschnitl C erhält folgende Fassung:

,,C. Diakoninnen1> 

Entgeltgruppe 6 
1. Diakoninnen im Anerkennungsjahr oder in der Anerken­

nungszeit

Entgeltgruppe 8 
2. Diakoninnen in der Aufbauausbildung

Entgeltgruppe 9 
3. Diakoninnen, die die landeskirchlich festgelegten Anstel­

lungsvoraussetzungen erfüllen, mit entsprechender Tätig­
keit, soweit nicht höher eingruppiert

4. Sonstige Mitarbeiterinnen mit geeignetem theologischen
oder religionspädagogischen Abschluss, denen in Vakanz­
und Vertretungsfällen Aufgaben der Konfirmandenarbeit
übertragen sind �>

Entgeltgruppe 10 
5. Diakoninnen, die die landeskirchlichen Anstellungsvo­

raussetzungen erfüllen und über eine Doppelqualifizie­
rung (doppelter Bachelorabschluss oder zwei Bachelorab­
schlüsse) verfügen 2>

6. Diakoninnen, die die landeskirchlichen Anstellungsvo­
raussetzungen erfüllen. mit gemeindeübergreifenden Tä­
tigkeiten 3>•>

7. Sonstige Mitarbeiterinnen mit abgeschlossenem theologi­
schem oder pädagogischem Hochschulstudium und geeig­
neter theologischer oder religionspädagogischer Qualifi­
kation, denen in Vakanz und Vertretungsfällen Aufgaben
der Konfirmandenarbeit übertragen sind s,

Entgeltgruppe 11 
8. Diakoninnen in der Anstellungsträgerschaft der Ev.-Luth.

Kirche in Oldenburg, denen vielfältige Koordinierungs­
aufgaben innerhalb einer Region sowie Schwerpunktauf­
gaben für Jugendarbeit in der Ev.-Luth. Kirche in Olden­
burg übertragen sind, mit mindestens zweijähriger Berufs­
erfahrung

9. Diakoninnen, die die landeskirchlich festgelegten Anstel­
lungsvoraussetzungen erfüllen, denen auf Dauer beson­
ders schwierige, verantwortungsvolle oder vielfältige Ko­
ordinierung erfordernde Aufgaben übertragen sind 6171 

Entgeltgruppe 12 
10. Diakoninnen der Entgeltgruppe 11 Fallgruppe 9, deren

Tätigkeit sich durch das Maß der Verantwortung erheb­
lich aus der Entgeltgruppe 11 Fallgrnppe 9 heraushebt 8'

A11merk1111ge11: 
J) \Veitcrfiihrcmle Eingrup11ier,mg wncrkma/e finden sid1 in Absclmill l. 
2) /licnmter falle11 1111r Bachclnra/1.rc/11/isse ader ct11sprec/1cmlc Abschliisse i11 den 

St11dicngüngc11 Religio11splidagogik. Ge111ei1ulepiidago,;ik. Sozilllpiidagogik 1111d 
Sodale Arbeit. 

)) Gc111ei11deiib,rgreife11de Tiitigkeitcn sind z.B. 
o) Tiitigkeile11, tlie bt!i mehr ols e.inem Reclustriiger wt1hrv.mrh11um l i11d,
b) koordinierende A11fgabe11. diejiir 111ehr als ei11e11 Rccl,wrilger wahro111e/111re11 
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sind. 'Rechtstriiger im Sin11c des Sat�cs I ist jede kirchliche Kürperscltaft des 
üffc11tlichcn Rechts. 

-1) ll?nle11 die für die Eingruppienmg 11u,ßgeblicl,e11 kirchlic/1e11 Rccl11strt1ger i111 Si11-
ne der A11111crktmg Nr. J rechtlich ;:,1sm11me11ge/eg1. bleibt der Diaka11ill tlie bisltt­
rige Emgeltgmppc ,rl,n/tc11, solange das bisherige Tlitigktitsmtrkmal olme 
Berilcksicl11igm1g der Zt1sam111�11/cg1mg weiterhin erfüllt h'Ürc. 

5) Über tlas Vorliegm einer geeig11eten theologisc/,en oder religio11s1>lldagogischt11• 
Q1"'lifikatio11 emscl,eidet die oberste Diemtbehürde. 

6) Z.B. 
- Diako1Ji1111c11 mit Aufgaben fiir tle11 Bereich eines Spr�ugels oder einer ltuu/eskir­
chc oder mit abgeschlossener :.11sii1z.licher Spex.ialtmibiltbmg. sofern ihnen eine
e11tsprechendc Tiitigkeir libertrttgen ist . Es kommen nur Spcz)a/mubi"/rmge11 in
Betracht, die \'lJIJ der :11stilmlige11 oberste11 Behiir,le aflerkam11 um/ durch einen
mltulesteu.r td1tjiihrige11 Lehrgtmg oder in einer mimle rrc,u Zll'eijilhrige11 ber11f�­
begleitemlc11 Ausbilduug 1

1ermiffclr worden J iml,
- Dinko11i1111en i,r der E1 1.-l11th. lmuleskirclw fltmnoverJ i11 tler Tiitigkeit 1 011 Kir­
c/re11kreisjugcmlwartin11e11. de11e11 ,He Konzeption und die Gcschiift efiilu tmg der
Juge11tlarbeir im Kircl,e11kreis llb,rtra,;c11 ist, nach Absd1l11ss der l\'eiterbi/tl,mg 
flir Kirc/ie11kreisjuge11d1t'f,rtintti!1t in der E,·.-ltt1h. ltuult.•Jkirclu: H11111tO\'l.!r r;,

- Dit1ko11im1e11 in der Krankc11/1011.rJ·ec.lsorge oder Ge/ii11g,,;ncelsorgc, 1/tmm ein
bestimmter Seelsorgea11Jtra� im Si1111e tles Seelsorgcgel,ci11111isgcretzcs der EKD 
crteih itt. 

• Diako11i1111e11. die durch austlrllcklichc Anonlmmg :zur Bca11ftragte11 fiir tlas Elt­
re1wmtlicht!1111u11wgemcnt in einem Kinlteuk.reis oder Kircl,c11L·rcisi•erbaml be­
stellt sind, 11acl, Absclt/11ss d,r \Vcitrrbiltl1111g der Ei-.-lwl,. La11deskirr::he Ha11110-
1·ers /Ur das EJ,re1wmtlicltem11a11ngt111em.

7) Kirche11kreisjugt11du·arti1111e11, dt11t11 tfi� GesdJäftsfiUJrrmg llcr E,·. J11geml in eint.m
Sprengel d,r fa-. /111/r. La11desklrchc /fa111101 ers iibertrng,n ist. erl1t1/te11 ei11e 1110-

natlicl,e Zulage i11 Höhe ,-011 /2 , .. H. der Emgeltgntppc 11 S11,fe 2.
8) :. 8. lcitcrin der Telefo11uelsorguinricht11ng „ 

b) Abschnitt L erhält folgende Fassung:

„L. Sonstige Mitarbeiterinnen im übergemeindlichen Dienst

Entgeltgruppe 10 
1. Medienberaterinnen 1> mit Aufgaben für den Bereich eines

Sprengels oder der Landeskirche, Bildungsreferentinnen 21,
Bildungsreferentinnen in der Evangelischen Erwachsenen­
bildung 3>, Diakoninnen und Gemeindepädagoginnen auf lan­
deskirchlicher Ebene 2>, soweit nicht höher eingruppiert

Entgeltgruppe 11
2. Mitarbeiterinnen der Entgeltgrnppe 10 Fallgruppe 1, deren

Tätigkeit sich durch besondere Schwierigkeit und Bedeutung
aus der Entgeltgruppe 10 Fallgruppe 1 heraushebt

Entgeltgruppe 12 
3. Mitarbeiterinnen der Entgeltgruppe 11 Fallgruppe 2_ deren

Tätigkeit sich durch das Maß der Verantwonung erheblich
aus der Entgeltgruppe 11 Fallgruppe 2 heraushebt

Entgeltgruppe 13 
4. Landesgeschäftsführerin des Landesjugendpfarramtes, Lan­

desjugendwartin, Beauftragte für Diakone und Diakoninnen
sowie andere Mitarbeiterinnen mit herausgehobenen Lei­
tungsaufgaben für den Bereich der Landeskirche

A11111crktmge11: 
I) Gilt 1111r fir Metlie11beraterl1111e11. die 111c,lic11piidagocisc/1 i11 der Berattmg 1111d i11

der A11sbild1111/i 1·011 /raupt· 1111tl 11el,c11beruj/ic/ren sowie chre11111111/lche11 Mitarbei
teni im Bereic/r eines Sprengels oder der La11deskircl,c ei11gesct:.t sind 11111/ tfie mi11-
deste11s tiber eille al,g,sclt/oss,11e F11c/1/,ochsd111la11sbild1111g nls Medie11piitlogo,;i11 
oder tiber eine ,·ergleicltbare A11sl,i/tlt111g rc,fügen. 

2) i11 der E,•.•lml,. La11deskirche Ha11novers und i11 der Ei•.-Luth. Kirche in O/de11b11rg. 
)} Gilt 1111r für Refere111i1111en mit einscl,/iigi,;er Facl,l1ochsc/111la11sbild1111g (:. B. Dia­

ko11in) tmd cntspreche11dcr Tütlgkeit sowie fiir so11stige Mitarbeittri1111e11. die at,f­
gnmd gleiclrwertiger Fähigkeirc11 emspreche11tle Tütigkeite11 a11s 7be11:· 

Niederschriftserklärung der Arbeits- und 
Dienstrechtlichen Kommission 
zu Entgeltgruppe 11 Fallgruppe 2: 
Im Blick auf die Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts 
besteht in der Arbeits- und Dienstrechtlichen Kommission 
Einigkeit, dass ein Heraushebungsmerkmal innerhalb eines 
Arbeitsvorgangs in rechtserheblichem Umfang erfüllt sein 
muss. In der Arbeits und Dienstrechtlichen Kommission be­
steht zudem Einigkeit, dass - unbenommen einer Prüfung des 
Einzelfalls - ein Heraushebungsmerkmal jedenfalls dann er­
füllt ist, wenn die Heraushebung zeitlich mindestens im Um­
fang von einem Driuel des Arbeitsvorgangs gegeben ist. 



§2

Inkrafttreten 

Diese Änderung der Dienstvertragsordnung tritt mit Wirkung vom 1. 
Januar 2016 in Kraft. 

Salzgitter, den 8. Mai 2017 

Die Arbeits- und Dienstrechtliche 
Kommission 

B u s s e  
Vorsitzender 

86. Änderung der Dienstvertragsordnung
Vom 8. Mai 2017 

Aufgrund des § 26 Abs. 2 des Kirchengesetzes der Konföderati­
on evangelischer Kirchen in Niedersachsen über die Rechtsstellung 
der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen (Mitarbeitergesetz - MG) vom 
11. März 2000 (Kirchl. Amtsbl. Hannover S. 92), zuletzt geändert
durch Artikel 4 des Kirchengesetzes zur Änderung dienstrechtlicher
und anderer Vorschriften vom 7. Juni 2016 (Kirchl. Amtsbl. Hanno­
ver S. 56), hat die Arbeits und Dienstrechtliche Kommission die
Dienstvertragsordnung _ _vom 16. Mai 1983 in der Fassung der Be­
kanntmachung der 61. Anderung vom IQ. Juni 2008 (Kirchl. Amtshi.
Hannover S. 70), zuletzt geändert durch die 84. Änderung der
Dienstvertragsordnung vom 9. Februar 2017 (Kirchl. Amtshi. Han­
nover S. 30), wie folgt geändert:

§ 1

Änderung der Dienstvertragsordnung 

Die Anlage 9 wird wie folgt geändert: 

In der Nummer 6 wird folgender Absatz 3 angefügt: 
,,(3) 1Auf Dienstverhältnisse, die auf nicht mehr als sechs Wo­

chen befristet sind, findet die Nummer 3 der Anlage D Abschnitt 12 
zum TVöD V ( VKA) keine Anwendung. 1Die Mitarbeiterinnen er­
halten ein Entgelt nach der Stufe 3 der jeweiligen Entgeltgruppe. 

§2
Inkrafttreten 

Diese Änderung der Dienstvertragsordnung tritt mit Wirkung 
vom 1 . Mai 2017 in Kraft. 

Salzgitter,den 8. Mai 2017 

Die Arbeits und Dienstrechtliche 
Kommission 

B u s s e  
Vorsitzender 

Nr.82 

Bekanntmachung der Änderung 
der Zusammensetzung 

im Theologischen Prüfungsamt der 
Konföderation evangelischer Kirchen 

GVBI. XXVUI. Band, 5. Stück 

in Niedersachsen 
vom 4. September 2017 

Nachstehend gibt der Oberkirchenrat die Änderung der Zusammen­
setzung im Theologischen Prüfungsamt der Konföderation evange­
lischer Kirchen in Niedersachsen (Kirchl. Amtsblatt Hannover Nr. 
4/2017, S. 1 18) bekannt. 

Oldenburg, den 07. November 2017 

Der Oberkirchenrat 
der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 

D r. Te i c h m a n i s  
Oberkirchenrätin 

Theologisches Prüfungsamt der 
Konföderation evangelischer Kirchen 

in Niedersachsen 

Hannover, den 4. September 2017 

Der Rat der Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersach­
sen hat gemäß § 2 Abs. 2 des Gemeinsamen Prüfungsgesetzes (Th 
PrG) vom 20. Jai!uar 1975 (Kirchli. Amtsbl. Hannover S. 19) geän­
dert durch das Kirchengesetz vom 29. März 2011 (Kirchl. Amtsbl. 
Hannov�r S. 50), für die am O 1.April 2014 begonnene sechsjährige 
Amtszelt 
Pfarrer Dr. Stefan Weiz, Oldenburg, 
mit Wirkung zum 05.09.2017 zum Mitglied der Evangelisch-Luthe­
rischen Kirche in Oldenburg in das Prüfungsamt berufen. 
PfarrerTorsten Nowak, Oldenburg, ist mit Ablauf des 04.09.2017 als 
Mitglied der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Oldenburg aus 
dem Theologischen Prüfungsamt ausgeschieden. 

Konföderation evangelischer Kirchen 
in Niedersachsen 

- Geschäftsstelle 

R a d t k e  

Nr.83 

Bekanntmachung der Beschlüsse 
der Arbeits- und Dienstrechtlichen 
Kommission über die 87. Änderung 

der Dienstvertragsordnung 
vom 25. September 2017 

Nachstehend gibt der Oberkirchenrat die Beschlüsse der Arbeits­
und Dienstrechtlichen Kommission über die 87. Änderung der 
Dienstvertragsordnung (Kirchl. Amtsblall Hannover Nr.4/2017, S. 
118) bekannt.

Oldenburg, den 07. November 2017 

Der Oberkirchenrat 
der Ev. Luth. Kirche in Oldenburg 

D r . Te i c h m a n i s  
Oberkirchenrätin 
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Bekanntmachung der Beschlüsse 
der Arbeits-und Dienstrechtlichen 

Kommission über die 87. Änderung
der Dienstvertragsordnung 

Hannover, den 25. September 2017 

Nachstehend geben wir die Beschlüsse der Arbeits- und Dienst­
rechtlichen Kommission vom 10. August 2017 iiber die 87. Ände­
rung der Diensivertragsordnung (DienstVO) bekannt. 

Konföderation evangelischer Kirchen 
in Niedersachsen 

- Geschäftsstelle -

R a d t k e  

87. Änderung der Dienstvertragsordnung

vom 10. August 2017 

Aufgrund des § 26 Abs. 2 des Kirchengesetzes der Konföderation 
evangelischer Kirchen in Niedersachsen über die Rechtsstellung der 
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen (Mitarbeitergesetz - MG) vom 11. 
Miirz 2000 (Kirchl. Amtsbl. Hannover S. 92). zuletzt geändert durch 
Verordnung mit Gesetzeskraft vom 21. Oktober 2016 (Kirchl. 
Amtsbl. Hannover S. 139). hat die Arbeits und Dienstrechtliche 
Kommission die Dienstvertragsordnung vom 16. Mai 1983 in der 
Fassung der Bekanntmachung der 61. Anderung vom 10. Juni 2008 
(Kirchl. Amtsbl. Hannover S. 70). zuletzt gelindert durch die 86. Än­
derung der Dienstvenrngsordnung vom 8. Mai 2017 (Kirchl. 
Amtsbl. Hannover S. 47). wie folgt geändert: 

§ 1
Änderung der Dienst'1ertragsordnung 

1. In§ 12 wird folgende Nummer 3 angefügt:
,,3. Für Mitarbeiterinnen. denen die Aufgaben der Krankenhaus­
seelsorge iiberuagen sind. wird bestimmt:
n) Anstelle des § 8 Abs. 5 SUize I bis 4 TV-L wird bestimmt:

Fiir eine angeordnete Rufbereitschaft werden der Mitarbeite­
rin je angefangene Stunde der Rufbereitschaft 7,5 Minuten
als Arbeitszeit angerechnet.

b) § 8 Abs. 5 Sätze 5 bis 8 TV-List mit folgender Maßgabe an­
zuwenden:
Soweit auf das Entgelt für Überstunden und etwaige Zeitzu­
schläge verwiesen wird, findet § 8 TV L nach den Maßgaben
des § 12 Dienst VO Anwendung.

c) Im Übrigen linden die Vorschriften des§ 6 TV L in Verbin­
dung mit§ 11 DienstVO, des§ 7 TV-L und des§ 8 TV-L in
Verhindung mit§ 12 DienstVO Anwendung:·

2. In § 15 wird nach der Nummer 3 folgende Nummer 4 angefügt:
.,4. Mitarbeiterinnen, die in der Entgeltgruppe 9 Fallgruppe I des
Allgemeinen Teils der Entgeltordnung zum TV-L (Anlage A zum
TV L) eingruppiert sind, erhalten eine Entgeltgruppenzulage ge­
mäß Anlage F zum TV-L Abschnitt I Nr. 5:'

3. Die Anlage 9 wird wie folgt geändert:
Vor der Nummer 5 wird folgende Nummer 4n eingefügt:

.. ,,Nr. 4a 
Vorübergehende Ubcrtragnng einer höherwertigen Tätigkeit 

§ 14 TV List mit folgender Maßgabe anzuwenden:
In Absatz 3 Satz I wird die Angabe .. § 17 Absatz 4 Satz I und 2" 
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durch die Angabe,,§ 17 Absatz 4 Satz I und Absatz 4a. l TVöD­
V(VKA)" ersetzt:· 

s2 
.. s 

Ubergangsregclungcn zu § 1 Nummer 2 

(1) Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen die am 1. August 2017 infolge
eines Eingruppierungsvorgangs nach dem 31. Dezember 2011
(Einstellung. Umgruppierung aufgrund einer veriinderten Tätig­
keit) in der Entgeltgruppe 9 Fallgruppe I des Allgemeinen Teils
der Entgeltordnung zum TV L (Anlage A zum TV-L) eingrup
piert sind, haben ab dem 1. August 2017 Anspruch auf die Ent­
geltgruppenzulage gemäß § 1.

(2) Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, die am 1. August 2017 in die
Entgeltgruppe 9 TV-L

gemäß§ 4 ARR-Ü-Konr in Verbindung mit Anlage 2 zur ARR­
U-Konf übergeleitet sind oder
gemäß § 15 Absatz 7 A RR-Ü-Konf in Verbindung mit Anlage
3 zur ARR Ü-Konf (Übergangsrecht) eingruppiert sind,

erhalten die Entgeltgruppenzulnge gemäß § 1 auf Antrag. 
(3) 1Der Antrag nach Absatz 2 kann nur bis zum 31. Juli 2018 gestellt

werden (Ausschlussfrist) und wirkt auf den 1. August 2017
zurück. 2Ruht das Arbeitsverhältnis am 1. August 2017. beginnt
die Frist von einem Jahr mit der Wiederaufnahme der Tätigkeit;
der Antrag wirkt auf den 1. August 2017 zurück.

(4) 1Mit dem Antrag nach Absatz 2 ist der Mjtarbeiter oder die Mit­
arbeiterin in der Entgeltgruppe 9 Fnllgruppe I des Allgemeinen
Teils der Entgeltordnung zum TV L (Anlnge A zum TV L) ein­
gruppiert. 2Damit entfallen sämtliche Besitzstände nach den§§ 4
bis 9 ARR-Ü Konf. 3Der Mitarbeiter oder die Mitarbeiterin er­
hiilt das Tabellenentgelt der Stufe, die am 31. Juli 2017 erreicht
worden ist: die in dieser Stufe verbrachte Zeit wird auf die Stu­
fenlaufzeit nngerechnet. 4Der Mitarbeiter oder die Mitarbeiterin,
die am 31. Juli 2017 ein Tabellenentgelt aus einer individuellen
Endstufe erhalten hat, erhält das Tabellenentgelt der Stufe 5.

Es treten in Kraft: 

§3
Inkrafttreten 

1. § 1 Nummer 3 mit Wirkung vom 1. Januar 2017.
2. § 1 Nummer 2 und § 2 mit Wirkung vom 1. August 2017.
3. § 1 Nummer I am Tage nach der Bekanntmachung.

Salzgiller, den 15. August 2017 

Die Arbeits- und Dienstrechtlichc 
Kommission 

B u s s e  
Vorsitzender 

Nr.84 

Bekanntmachung der Änderung der Satzung
der Norddeutschen KircWichen Versorgungs­

kasse für Pfarrer und Kirchenbeamte (NKVK) 

vom 28. Dezember 2015 

Nachstehend gibt der Oberkirchenrat die Änderung der Satzung der 
Norddeutschen Kirchlichen Versorgungsknsse fiir Pfarrer und Kir­
chenbeamte (NKVK) vom 28. Dezember 2015 (Kirchl. Amtsblall 
Hannover Nr. 1/2016, S. 21) beknnnl. 

Oldenburg, den 05.Dezember 2017 



Der Oberkirchenrat 
der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 

D r. Te i c h m a n i s  
Oberkirchenrätin 

Änderung der Satzung der Norddeutschen 
Kirchlichen Versorgungskasse für 

Pfarrer und Kirchenbeamte (NKVK) 

Hannover, den 28. Dezember 2015 

Nachstehend veröffentlichen wir eine Bekanntmachung des Vor­
standes der NKV K über die 19. Änderung der Satzung. Diese Ände
rung haben wir gemäß A11ikel 3 Absatz 2 des Vertrages über die Er
richtung einer gemeinsamen Versorgungskasse für Pfarrer und Kir­
chenbeamte kirchenaufsichtlich genehmigt. 

Das Landeskirchenamt 

Dr. Spr inger 

Bekanntmachung 

Hannover, den 28. Dezember 2015 

Gemäß Artikel 12 Absatz 2 des Vertrages über die Errichtung ei
ner gemeinsamen Versorgungskasse für Pf arrer und Kirchenbeamte 
geben wir nachstehend die 19. Änderung der Satzung der Norddeut­
schen Kirchlichen Versorgungskasse (NKVK) bekannt. 

Der Vorstand der 

Norddeutschen Kirchlichen Versorgungskasse 

für Pfarrer und Kirchenbeamte 

D r. K r ä m e r  
Vorsitzender 

19. Änderung der Satzung der
Norddeutschen Kirchlichen Versorgungskasse 

für Pfarrer und Kirchenbeamte (NKVK) 
vom 3. Dezember 2015 

Der Verwaltungsrat der Norddeutschen Kirchlichen Versorgungs
kasse für Pf arrer und Kirchenbeamte hat mit Genehmigung des Lan­
deskirchenamtes die f olgende Satzungsänderung beschlossen: 

I. 

1. Nach § 24 b Absatz 2 Satz I wird folgender Satz 2 angefügt:

,,Er steigt zum 0l .01. 2017 auf 10 v. H.,zum 01.0l.2018 auf 13 v. 
H., zum 01.01 2019 auf 16 v. H., zum 01.01.2020 auf 19 v. H ..
zum 01.01.2021 auf21 v. H., zum 01.01.2022 auf23 v. H., zum
01 012023 auf 25 v. H .. zum 01.01.2024 auf 27 v. H. und zum
01.01. 2025 auf 29 v. H:'

2. § 24b Absatz 4 erhält folgenden Wortlaut:

,.(4) Der Sanierungszuschlag ist auf der Basis von versicherungs­
mathematischen Prognosegutachten dem Grunde und der Höhe
nach in regelmäßigen Abständen zu überprüfen."

ll. 

Diese Satzungsänderung tritt am 31 . Dezember 2015 in Kraft. 

GVBI. XXVW. Band, 5. Stück 

Nr.85 

Bekanntmachung 
der Wahl in den Aufsichtsrat 
des Diakonischen Werkes der 

Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg e.V. 

Die 48. Synode hat in ihrer 8. Tagung am 24.November 2017 in den 
Aufsichtsrat des Diakonischen Werkes der Ev.-Luth. Kirche in Ol
denburg e.V. gewählt: 

Als Mitglieder: 
Syn. Manfred Pfaus 
Syn. Pfarrerin Silke Oestermann 

Als stellvertretende Mitglieder: 
Syn. Hauke Hero Hahn 
Syn. Helge Treiber 

Oldenburg, den 8. Dezember 2017 

Die Präsidentin der 48. Synode 
der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 

B lüt c h e n  

Nr.86 

Bekanntmachung 
der Nachwahlen in Gremien 

zur 48. Synode 
der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg. 

Die 48. Synode hat in ihrer Tagung am 24. November 2017 folgen
den Nachwahlen zugestimmt. 

Für den zurückgetretenen Syn. Pfaus und Frau Vogel Grunwald als 
Mitglieder und Syn. Homann als stellvertretendes Mitglied des Visi
tationsteams für die Visitation von Kirchenkreisen, Einrichtungen 
und Werken und Arbeitsbereichen der Ev.- Luth. Kirche in Olden­
burg werden Syn. Gallus und Syn. Hahn als Mitglieder und Syn. 
Gärtig und Syn. Uhlhorn als stellvertretende Mitglieder in das Visi­
tationsteam gewählt. 

Das Visitationsteam hat nach der Wahl folgende Besetzung: 

Nichttheologische Müglieder: Stell vertretende Mitglieder: 
Syn. Hahn 
Syn. Gallus 
Syn. Osterloh 
Syn. Wilhelms 

Syn. Gärtig 
Syn. Hobbie 
Syn. Barteis 
Syn. Uhlhorn 

Theologische Mitglieder: Stellvertretend Mitglieder: 
Syn. Jaedicke 
Syn. Peuster 

Syn. Althausen 
Syn. Tönjes 

Oldenburg, den 12. Dezember 2017 

Die Präsidentin der 48. Synode 
der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 
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